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Sehr geehrte Leserinnen, sehr geehrte Leser,

auch das vierte Heft unserer Zeitschrift „Statistik in Sachsen“ in diesem Jahr bietet 
wieder zahlreiche Beiträge aus verschiedenen Gebieten der amtlichen Statistik.
Im ersten Aufsatz wird auf Basis der amtlichen Schulstatistik ein Überblick über die 
Entwicklung des sächsischen allgemeinbildenden Schulwesens in den letzten zehn Jah-
ren gegeben. Dabei werden u. a. die Bildungsbeteiligung, die Entwicklung der Schü-
lerzahlen in den einzelnen Schularten, die Einschulungen, die Lehrerstruktur und die 
Bildungsabschlüsse analysiert. In einem weiteren Beitrag wird auf Basis der Ergebnisse 
des Mikrozensus die selbstständige Erwerbstätigkeit in Sachsen seit 1991 betrachtet 
und es werden für das Jahr 2012 ausgewählte Aspekte der Struktur der Selbstständigen 
auch im Vergleich zu den Arbeitnehmern näher beleuchtet. Weiterhin werden aktu-
elle Ergebnisse zum Geld- und Kreditwesen in Sachsen für die Jahre 2000 bis 2012 
vorgestellt. Dabei konzentrieren sich die Analysen zunächst vordergründig auf Ent-
wicklungs- und Strukturbetrachtungen der von den Finanzinstituten an Unternehmen, 
Privatpersonen und öffentliche Haushalte ausgereichten Kredite.
Es schließen sich zwei Beiträge zur Statistik des Verkehrswesens an. Einerseits werden 
die Straßenverkehrsunfälle mit Beteiligung von Fahrradfahrern analysiert. Dabei wird 
festgestellt, dass sich der Anteil der verunglückten Fahrradnutzer an allen Verunglück-
ten in den letzten 20 Jahren verdoppelt hat. Andererseits wird die Veröffentlichung 
zum Berichtsmodul Verkehr und Umwelt mit Ergebnissen zum Kraftfahrzeugbestand 
und der Jahresfahrleistung für Sachsen im Vergleich mit anderen Bundesländern fort-
gesetzt.
Die Zeitschrift wird vervollständigt durch einen Beitrag zur Tarifbindung in der säch-
sischen Wirtschaft und einer Analyse zu Beschäftigungspotentialen in den sächsischen 
Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen. 
Wir hoffen, Ihnen mit diesem Heft wiederum interessante Informationen aus unserer 
Arbeit zu liefern. Über die Themen dieser Zeitschrift hinaus stehen Ihnen zahlrei-
che andere Publikationen mit detaillierten statistischen Informationen zur Verfügung. 
Außerdem fi nden Sie uns im Internet unter www.statistik.sachsen.de. Datenanfragen 
beantwortet Ihnen auch unser Auskunftsdienst (Tel. 03578 33 1913).
Gleichzeitig möchte ich die Gelegenheit nutzen, mich von Ihnen zu verabschieden. Ich 
gehe in den Ruhestand.
Es war eine fruchtbare und interessante Zeit, während der Sie uns als Leser unserer 
Zeitschrift begleitet haben. Auch zukünftig wünsche ich Ihnen viele hilfreiche Inputs 
aus dem Statistischen Landesamt und einen guten Dialog mit unserem Hause und eine 
erfolgreiche Arbeit in Ihren Aufgabenfeldern.

Ihre Prof. Dr. Irene Schneider-Böttcher
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Vorbemerkungen
Bildung ist die Grundlage für die Entwicklung 
und Leistungsfähigkeit einer Gesellschaft. Die 
Vorrausetzung für ein hohes Bildungsniveau 
ist die optimale Ausgestaltung der Bildungs-
prozesse im Schulalter. Damit alle Schüler 
individuell, begabungs- und leistungsgerecht 
gefördert werden können, sind Vielfältigkeit, 
Durchlässigkeit und Anschlussfähigkeit des 
Schulsystems erforderlich.
Der vorliegende Beitrag liefert Informatio-
nen über das sächsische allgemeinbildende 
Schulwesen. Dazu gehören die Grundschu-
len, Mittelschulen, Gymnasien und allge-
meinbildende Förderschulen. Als eine wich-
tige Ergänzung zum staatlichen Schulsystem 
gibt es in allen Schularten Schulen in freier 

Trägerschaft. Die Freien Waldorfschulen als 
staatlich genehmigte Ersatzschulen in frei-
er Trägerschaft lassen sich in keiner ande-
ren Schulart zuordnen. Beginnend mit dem 
Schuljahr 2003/04 werden u. a. die Bildungs-
beteiligung, die Entwicklung der Schüler-
zahlen in den einzelnen Bildungsbereichen, 
die Einschulungen, die Übergangsquoten in 
weiterführende Schulen, die Schüler- und 
Lehrerstruktur sowie die Bildungsergebnisse 
dargestellt. Dabei wird sowohl auf die Situ-
ation von Sachsen insgesamt als auch auf 
die der einzelnen Kreise eingegangen. Ausge-
wählte bundesweite Vergleichsdaten ergän-
zen die Ausführungen.
Neben der institutionellen Gliederung des 
allgemeinbildenden Schulsystems nach den 

Schularten wird durch eine Gliederung nach 
Bildungsbereichen eine bessere Vergleich-
barkeit der verschiedenen Schulsysteme in 
Deutschland erreicht. Die Bildungsbereiche 
sind durch eine einheitliche Schulbesuchs-
dauer und gleiches Bildungsniveau gekenn-
zeichnet. Entsprechend der Abgrenzung der 
Kultusministerkonferenz werden in diesem 
Beitrag die Klassenstufen 1 bis 4 als Primar-
bereich, die Klassenstufen 5 bis 10 (außer 
Klassenstufe 10 im Gymnasium) als Sekun-
darbereich I und die gymnasiale Oberstufe 
als Sekundarbereich II bezeichnet. Die gym-
nasiale Oberstufe besteht aus einer einjäh-
rigen Einführungsphase (Klassenstufe 10 im 
Gymnasium) und der zweijährigen Qualifi -
kationsphase (Jahrgangsstufe 11 und 12). In 
Deutschland werden die Förderschulen nicht 
in diese Gliederung der Bildungsbereiche ein-
bezogen, dagegen in Sachsen nur die Schul-
besuchsstufen (Unter-, Mittel-, Ober-, und 
Werkstufe) der Förderschulen nicht.
Die Basis für den Beitrag liefert die amtli-
che Schulstatistik, deren Daten stichtagsbe-
zogen am Anfang eines Schuljahres erho-
ben werden. Einbezogen sind alle Schulen 
in öffentlicher und freier Trägerschaft. Mit 
Beginn des Schuljahres 2013/14 wurde aus 
der bisherigen Mittelschule in öffentlicher 
Trägerschaft eine Oberschule, mit der eine 
bessere individuelle Förderung und stärkere 
Leistungsorientierung verbunden wird. Die 
Erhebungsmerkmale der sächsischen Schul-
statistik setzen sich zusammen aus einem 
bundesweit abgestimmten Merkmalskatalog 
der Kultusministerkonferenz und dem spezi-
fi schen Datenbedarf des Landes. In Sachsen 
werden weiterhin aggregierte Daten in Form 
von Tabellen je Schulstandort im Unterschied 
zu vielen Bundesländern erfasst, die Indivi-
dualdaten der Schüler und Lehrkräfte erhe-
ben bzw. demnächst erheben werden.
Bei den regionalen Angaben ist zu beachten, 
dass es sich um Daten handelt, die nach dem 

Allgemeinbildende Schulen in Sachsen 
in den Schuljahren 2003/04 bis 2012/13

Heike Awiszus, Felicitas Klemm

1) Bevölkerung am 31. Dezember 2012, Quelle: Bevölkerungsfortschreibung auf Basis der Registerdaten vom 3. Oktober 1990

Abb. 1 Bildungsbeteiligung der 5- bis 20-jährigen Bevölkerung1)  

an allgemeinbildenden Schulen 2012
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Standort der Schulen und nicht nach dem 
Wohnort der Schüler erhoben worden sind. 
Aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird 
in diesem Beitrag auf eine geschlechtsneu-
trale Differenzierung verzichtet. Begriffe wie 
Schüler gelten grundsätzlich für beide Ge-
schlechter.

69 Prozent der 5- bis 20-jährigen Bevöl-
kerung besuchten eine allgemeinbildende 
Schule
Rund 474 000 Menschen1) zwischen 5 und 20 
Jahren lebten Ende 2012 in Sachsen, davon 
waren 51,2 Prozent männlich und 48,8 Pro-
zent weiblich. Im Schuljahr 2012/13 besuch-
ten 69 Prozent von ihnen eine allgemeinbil-
dende Schule.
Nur 15 Kinder im Alter von 5 Jahren besuch-
ten eine allgemeinbildende Schule, bei den 
6-Jährigen waren es bereits 43 Prozent. Die 
Bildungsbeteiligung der 7 bis unter 16 Jah-
re alten Bevölkerung an allgemeinbildenden 
Schulen lag bei annähernd 100 Prozent. Da 
mit 16 Jahren erste Schulabschlüsse erreicht 
werden können und außerdem die Vollschul-
zeitpfl icht beendet ist, trat ab diesem Al-
tersjahrgang ein Rückgang des Anteils der 
Jugendlichen, die noch die allgemeinbildende 
Schule besuchten, im Verhältnis zum jeweili-
gen gleichaltrigen Bevölkerungsjahrgang ein. 
Der Anteil betrug bei den 16-Jährigen 74 Pro-
zent, nahm dann bei den älteren Jahrgängen 
verständlich sehr stark ab (vgl. Abb. 1).

Noch 328 000 Schüler, aber in der Tendenz 
bis 2016/17 auf etwa 343 000 steigend
In Sachsen wurde im Schuljahr 2012/13 an 
1 483 allgemeinbildenden Schulen unter-
richtet. Das waren 257 Schulen weniger als 
im Schuljahr 2003/04. 1 290 Schulen (87 
Prozent) befanden sich 2012 in öffentlicher 
Trägerschaft. In den letzten zehn Jahren stieg 
die Zahl der Schulen in freier Trägerschaft um 
114 auf 193 Schulen.
328 031 Schüler besuchten in Sachsen im 
Schuljahr 2012/13 eine allgemeinbildende 
Schule. Die Gesamtschülerzahl verringerte 
sich gegenüber 2003/04 um 15,3 Prozent. 
Seitdem weist aber auf Grund des Gebur-
tenanstiegs in Sachsen die Zahl der Grund-
schüler eine gegenläufi ge Tendenz auf. Ent-
sprechend zeitversetzt ist eine Steigerung 
der Schülerzahl in den weiterführenden 
Schulen zu beobachten. Laut der 2. Schüler- 
und Absolventenprognose des Statistischen 
Landesamtes (V1) bis zum Schuljahr 2030/31 
ist eine Zunahme der Gesamtschülerzahl auf 
ca. 343 000 zwischen 2016/17 bis 2020/21 zu 
erwarten.

Abnahme der Schülerzahl erheblich in 
Landkreisen
Rückblickend entwickelte sich die Schüler-
zahl im Zehnjahresvergleich in den einzelnen 
Kreisfreien Städten und Landkreisen sehr 
unterschiedlich. In den Städten Dresden und 
Leipzig veränderte sie sich seit dem Schuljahr 
2003/04 gering. Dresden verzeichnete bis 
2012 einen Anstieg um 2,5 Prozent und Leip-
zig einen Rückgang von 2,2 Prozent. In der 
Stadt Chemnitz sowie in allen sächsischen 
Landkreisen ging die Schülerzahl erheblich 
zurück. Die Abnahme lag zwischen 13,4 Pro-
zent im Landkreis Meißen und 24,2 Prozent 
im Landkreis Görlitz.

Die Hälfte der Schüler besucht die Sekun-
darstufe I
Von den rund 328 000 Schülern in Sachsen 
gingen 40 Prozent auf eine Schule des Pri-
marbereichs. Der Anteil des Sekundarbereichs 
I lag bei 51 Prozent und der des Sekundarbe-
reichs II bei 8 Prozent (vgl. Tab. 1 auch mit 
Deutschland). Während im Vergleich zum 
Schuljahr 2003/04 die Schülerzahl im Pri-
marbereich stark um 26,5 Prozent zunahm, 
waren drastische Rückgange im Sekundarbe-
reich I und II um 28,7 bzw. 41,4 Prozent zu 
verzeichnen.
Die Schülerzahlen in den einzelnen Kreisfrei-
en Städten und Landkreisen sowie deren Ver-
änderung gegenüber 2003/04 weist die Abb. 
2 nach. 

14 Prozent mehr Schulanfänger
Laut dem im August 2004 in Kraft getrete-
nen sächsischen Schulgesetz [1] werden mit 
Beginn des Schuljahres Kinder schulpfl ichtig, 
die bis zum 30. Juni des laufenden Kalender-
jahres das sechste Lebensjahr vollenden. Als 
schulpfl ichtig gelten auch Kinder, die bis zum 
30. September des laufenden Kalenderjahres 
das sechste Lebensjahr vollendet haben und 
von den Eltern in der Schule angemeldet wur-
den. Außerdem besteht in besonderen Fällen 
die Möglichkeit einer vorzeitigen Einschulung 

und in Ausnahmefällen die Möglichkeit der 
Zurückstellung vom Schulbesuch um ein Jahr.
2012 wurden 31 933 Kinder in Sachsen in 
die 1. Klassenstufe eingeschult. Damit stieg 
gegenüber 2003 die Schulanfängerzahl er-
heblich um 14 Prozent. Die Anzahl der Ein-
schulungen erreichte 2011 mit 32 419 einen 
Höchststand.
Der überwiegende Teil der schulpfl ichtigen 
Kinder begann 2012 seine Schullaufbahn an 
einer Grundschule, knapp 4 Prozent an einer 
der allgemeinbildenden Förderschulen und 
0,4 Prozent an einer Freien Waldorfschule. 

Zunahme fristgemäßer Einschulungen auf 
knapp 94 Prozent
Der Anteil der vorzeitigen Einschulungen 
hatte 2003 mit 2,3 Prozent den Höchststand 
erreicht. Mit Einführung der neuen Einschu-
lungsregelung 2004 ging er bis 2012 auf 0,2 
Prozent zurück (vgl. Tab. 2). Dieser Abwärts-
trend dürfte eine Folge der Vorverlegung 
des Einschulungsstichtages gewesen sein 
(Schulpfl icht der Sechsjährigen bis 30. Sep-
tember bei Anmeldung der Eltern). Mit dem 
Rückgang der vorzeitigen Einschulungen kam 
es gleichzeitig zu einem Anstieg fristgemäßer 
Einschulungen auf 93,8 Prozent im Jahr 2012.
Der Anteil der Einschulungen nach Zurück-
stellung war von 2003 (9,9 Prozent) bis 2006 
(3,5 Prozent) rückläufi g. 2007 kam es zu einer 
Trendwende. Der Anteil stieg auf 4,0 Prozent 
und lag 2012 bei 6,0 Prozent.

Mädchen werden häufi ger früh einge-
schult und seltener zurückgestellt
Bei den Einschulungen gab es nach wie vor 
deutliche geschlechtsspezifi sche Unterschie-
de. Die Anteile der fristgemäßen Einschu-
lungen lagen bei Jungen und Mädchen 2012 
bei 92 bzw. 95 Prozent. Vorzeitig eingeschult 
wurden von den Jungen 0,1 Prozent und von 
den Mädchen 0,3 Prozent. Entsprechend 

1)  Bevölkerungsfortschreibung auf Basis der Registerdaten vom 
3. Oktober 1990
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war der Anteil der Zurückgestellten bei den 
männlichen Schulanfängern mit 7,4 Prozent 
merklich höher als bei den weiblichen mit 4,5 
Prozent.

Große Unterschiede bei Einschulungen 
regional und bundesweit
Regional betrachtet gab es allein in den 
Städten Dresden und Leipzig mehr als ein 
Viertel (27 Prozent) der sächsischen Einschu-
lungen 2012. In Nordsachsen war der Anteil 
mit 4,7 Prozent am geringsten. Die Einschu-
lungszahlen auf Kreisebene sind in Abb. 3 
dargestellt. 
Auch die Veränderungen der Anteile vorzeitig 
und fristgemäß eingeschulter sowie zurück-
gestellter Kinder gegenüber 2003 schwank-
ten erheblich. Während z. B. in der Stadt 

Leipzig mit 8,2 Prozentpunkten der höchste 
Zuwachs des Anteils der fristgemäßen Ein-
schulungen registriert wurde, war es mit 3,6 
Prozent in der Stadt Dresden der niedrigste.
In Deutschland wurden rund 688 000 Kinder 
eingeschult, 18 Prozent weniger als 2003. 
Diese rückläufige Entwicklung ist vor allem 
seit 2004 in den westlichen Bundeslän-
dern zu beobachten. Wie in Sachsen haben 
auch andere Bundesländer den Beginn der 
Schulpflicht verlegt. Die einzelnen Länder-
regelungen waren hinsichtlich Zeitpunkt 
und Zeitraum aber sehr unterschiedlich. In 
Deutschland erfolgte 2012 bei 90 Prozent 
der Erstklässler die Einschulung fristgemäß, 
7 Prozent der Kinder wurde verspätet und 
3 Prozent vorzeitig eingeschult (vgl. Tab. 2).

Anstieg der Übergangsquote auf das 
Gymnasium seit 2003/04 
Am Ende der Grundschulzeit fi ndet für die 
Schüler der Übergang in eine weiterführende 
Schule statt. Nach dem Abschluss der Klas-
senstufe 4 wird die Entscheidung für den 
weiteren Bildungsweg getroffen. 
Im Schuljahr 2012/13 besuchten von den 
28 312 Schülern (ohne Förderschulen und 
Freie Waldorfschulen), die ihre Bildungslauf-
bahn nach der Klassestufe 4 an einer wei-
terführenden Schule in Sachsen fortsetzten, 
16 372 Schüler eine Mittelschule und 11 940 
Schüler ein Gymnasium. Damit gingen 57,8 
Prozent der Schüler an eine Mittelschule und 
42,2 Prozent an ein Gymnasium. Im Schuljahr 
2003/04 betrug dieses Verhältnis 66,8 zu 
33,2 Prozent.
Die geschlechterspezifi sche Betrachtung 
zeigte bei Mädchen eine höhere Übergangs-
quote zum Gymnasium. 40,4 Prozent der 
Jungen und 43,9 Prozent der Mädchen gin-
gen im Schuljahr 2012/13 an ein Gymnasium. 
Die höchste Übergangsquote zum Gymna-
sium wurde bei beiden Geschlechtern im 
Schuljahr 2009/10 mit 44,9 bzw. 48,4 Prozent 
registriert. 2010 traten strengere Zugangsvo-
raussetzungen für das Gymnasium in Kraft. 
Infolgedessen nahm die Zahl der Übergänge 
zum Gymnasium ab.
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Abb. 2 Schüler an allgemeinbildenden Schulen 2012/13 und Veränderung zu 2003/04
Gebietsstand: 1. Januar 2013
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Bei der regionalen Betrachtung der Über-
gangsquoten zum Gymnasium traten beson-
ders die Kreisfreien Städte hervor. Während 
in den Städten Dresden und Leipzig im Schul-
jahr 2012/13 die Übergangsquote über 50 
Prozent lag, bildeten die Landkreise Bautzen 
und Erzgebirgskreis mit einer Quote von 36 
bzw. 33 Prozent die Schlusslichter.
Bundesweit haben im Schuljahr 2012/13 rund 
691 500 Schüler von der Grundschule in die 
Klassenstufe 5 und damit in den Sekundar-

bereich I gewechselt. Mit 39,7 Prozent wech-
selte der größte Teil von ihnen auf ein Gym-
nasium. Im Zehnjahresvergleich zeigt sich 
auch in Deutschland insgesamt ein deutlicher 
Anstieg des Übergangs auf Gymnasien. Wäh-
rend im Schuljahr 2003/04 noch 29,7 Prozent 
der Grundschüler auf das Gymnasium wech-
selten, waren es im Schuljahr 2012/13 bereits 
10,0 Prozentpunkte mehr. 

37 Prozent im Sekundarbereich I in Sach-
sen sind Gymnasialschüler, in Deutschland 
35 Prozent
Von den rund 166 000 Schülern in der Se-
kundarstufe I besuchten 57 Prozent eine 
Mittelschule, 37 Prozent ein Gymnasium, 
5,5 Prozent eine allgemeinbildende Förder-
schule und 0,4 Prozent eine Freie Waldorf-
schule (vgl. Tab. 3). Bemerkenswert ist, dass 
sich im Vergleich zum Schuljahr 2003/04 
der Anteil der Schülerschaft an Gymnasien 
im Sekundarbereich I um 9,7 Prozentpunkte 
erhöht hat. 
Auf Kreisebene betrachtet schwankten im 
Schuljahr 2012/13 die Anteile der Gymnasial-
schüler in der Sekundarstufe I von 46,6 Pro-
zent in der Stadt Dresden bis 29,1 Prozent im 
Erzgebirgskreis (vgl. Abb. 4).
In Deutschland besuchten mit 35 Prozent die 
meisten Schüler des Sekundarbereichs I ein 
Gymnasium. Die Schularten Realschule und 
Hauptschule folgten mit einem Anteil von 
25 Prozent und 14 Prozent. Die integrierte 
Gesamtschule und die Schulart mit mehre-
ren Bildungsgängen (z. B. die Mittelschule 
in Sachsen) wurde von 13 Prozent bzw. 10 
Prozent der Schüler im Sekundarbereich I be-
sucht.

5,5 Prozent Schüler mit Migrationshin-
tergrund
Für die Integration von Menschen mit Mi-
grationshintergrund ist der bestmögliche 
Schulabschluss von zentraler Bedeutung. 
Im Schuljahr 2012/13 wurden an den allge-
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meinbildenden Schulen 17 898 Schülerinnen 
und Schüler mit Migrationshintergrund un-
terrichtet. Das entsprach einem Anteil von 
5,5 Prozent an der Gesamtschülerschaft der 
allgemeinbildenden Schulen. 62 Prozent von 
ihnen waren deutsche Staatsbürger. Seit dem 
Schuljahr der erstmaligen Erfassung 2008/09 
hat sich die absolute Zahl der Schüler mit 

Migrationshintergrund um fast zwei Drittel 
(6 852 Schüler) erhöht. Dabei ist der Anteil an 
allen Schülern um 1,8 Prozentpunkte gestie-
gen. Im Schuljahr 2012/13 wurden in Vorbe-
reitungsklassen bzw. Vorbereitungsgruppen 
an sächsischen Grund– und Mittelschulen 
insgesamt 956 Schüler mit Migrationshinter-
grund unterrichtet. Die Schüler erlernten die 

deutsche Sprache und wurden auf die Integ-
ration in den Regelunterricht vorbereitet.
Der Anteil der Schüler mit und ohne Migrati-
onshintergrund in den einzelnen Bildungsbe-
reichen unterschied sich nur gering (vgl. Tab. 
3). Ausgehend von der jeweiligen Gesamtzahl 
der Schüler mit bzw. ohne Migrationshinter-
grund waren im Sekundarbereich I die Anteile 
der Migrantenkinder bei der Mittelschule um 
1,8 Prozentpunkte höher, beim Gymnasium 
um 1,5 Prozentpunkte und bei der Förder-
schule um 0,1 Prozentpunkte geringer. Im 
Sekundarbereich II gab es keinen Unterschied 
der Anteile je Schulart.

Fast zwei Drittel mit deutscher Staats-
bürgerschaft
62 Prozent der Schüler mit Migrationshinter-
grund waren deutsche Staatsbürger (11 070). 
Im Schuljahr 2008/09 hatte lediglich 28 Pro-
zent der Schüler mit Migrationshintergrund 
(3 058 Schüler) die deutsche Staatsbürger-
schaft. 14 Prozent (2 483) der Schüler waren 
im Schuljahr 2012/13 selbst oder deren Eltern 
bzw. Großeltern aus Asien zugewandert. 12 
Prozent (2 196) der Schüler mit Migrations-
hintergrund gab eine Staatsangehörigkeit in 
Europa außerhalb der Europäischen Union an.
Die regionale Verteilung der Schüler mit Mi-
grationshintergrund nach Bildungsbereichen 
ist in der Tabelle 4 ersichtlich. Im Vergleich 
auf der Kreisebene ist dabei der Landkreis 
Zwickau auffällig. Er hatte den höchsten 
Anteil von Migranten im Sekundarbereich II 
bezogen auf alle Schüler mit Migrationshin-
tergrund des Kreises, den niedrigsten im Se-
kundarbereich I und den drittniedrigsten im 
Primarbereich.

8 Prozent mehr Schüler mit sonderpäda-
gogischem Förderbedarf
Im Schuljahr 2012/13 lernten an den allge-
meinbildenden Schulen in Sachsen insgesamt 
(einschließlich Sekundarbereich II) 25 665 
Schüler mit festgestelltem sonderpädago-
gischen Förderbedarf. Die Mehrzahl dieser 
Schüler (73,8 Prozent) besuchte eine allge-
meinbildende Förderschule. Im Vergleich zum 
Schuljahr 2003/04 stieg die Zahl der Schüler 
mit sonderpädagogischen Förderbedarf in 
Sachsen um 7,6 Prozent bzw. 1 807 Schüler. 
Im Förderschwerpunkt „Lernen“ (46 Prozent) 
waren 2012/13 mit Abstand die meisten 
Schüler vertreten. Die Förderschwerpunkte 
„Geistige Entwicklung“ und „Emotionale und 
soziale Entwicklung“ folgten danach mit je-
weils 16 Prozent vor dem Förderschwerpunkt 
„Sprache“ mit 12,5 Prozent. 
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Auf dem Weg zum inklusiven Bildungssys-
tem 
Mit Inkrafttreten der UN-Behindertenrechts-
konvention [2] in Deutschland ist auch Sach-
sen zu ihrer Umsetzung verpfl ichtet. Der 
Artikel 24 legt den Zugang zur Regelschule 
als den Normalfall fest. In Sachsen wurden 
2012/13 gut ein Viertel der Schüler an allge-
meinbildenden Schulen mit sonderpädagogi-
schem Förderbedarf integrativ oder inklusiv 
unterrichtet. Die inklusive Schule erkennt 
Verschiedenheit an und sichert die best-
mögliche Bildung für jedes Kind. Um diese 
Zielsetzung zu erreichen, wurde in Sachsen 
ein erster Aktions- und Maßnahmeplan [3] 
erarbeitet.
6 717 Integrationsschüler besuchten im 
Schuljahr 2012/13 eine allgemeinbildende 
Schule. Von ihnen waren mehr als die Hälfte 

der Schüler an einer Grundschule, 35 Prozent 
lernten an einer Mittelschule und 10 Prozent 
am Gymnasium.
In den letzten 10 Jahren hat sich die Zahl der 
Einzelintegrationen vervierfacht, während 
die Anzahl der Schüler an allgemeinbildenden 
Förderschulen um 15 Prozent zurückgegan-
gen ist. Die Entwicklung der Schülerzahlen 
spiegelt sich auch in den Förderquoten wider. 
Die Förderquote ist laut Defi nitionenkatalog 
der Kultusministerkonferenz [4] der Anteil der 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf gemessen an allen Schülern im Primar- 
und Sekundarbereich I. Die Förderquote ins-
gesamt in Sachsen stieg seit 2003/04 um 1,5 
Prozentpunkte auf 8,2 Prozent2) (vgl. Tab. 5). 
Weiterhin lassen sich auch spezifi sche För-
derquoten, die Besuchsquoten, berechnen. 
Die Besuchsquote für Einzelintegrationen 

nahm um 1,7 Prozentpunkte zu und die För-
derschulbesuchsquote um 0,1 Prozentpunkte 
ab. 
Bei der Gesamt-Förderquote auf Kreisebene 
sind deutliche Unterschiede zu erkennen. 
Die höchste Förderquote hatte im Schuljahr 
2012/13 die Stadt Chemnitz mit 12,9 Prozent. 
Die niedrigste Förderquote im Erzgebirgskreis 
war mit 5,8 Prozent nur halb so hoch (vgl. 
Abb. 5). 
Ein bundesweiter Vergleich nach Förder-
quoten ist für Deutschland und die einzel-
nen Bundesländer in Tabelle 6 dargestellt. 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt 
und Sachsen verzeichnen die höchsten För-
derquoten im Bundesgebiet. 

Mehr als die Hälfte weniger Absolventen
2012 erreichten insgesamt 20 391 Schüler 
einen Schulabschluss an allgemeinbildenden 
Schulen. 2003 war es noch fast das 2,5-Fa-
che (50 387). Die Hälfte (51 Prozent bzw. 
11 585) aller Absolventen und Abgänger 2012 
beendete die Schule mit einem Realschulab-
schluss. 28 Prozent bzw. 6 459 erhielten die 
allgemeine Hochschulreife. Jeweils 10 Prozent 
schlossen die allgemeinbildende Schule mit 
einem Hauptschulabschluss (2 347) bzw. gin-
gen ohne Hauptschulabschluss (2 288) von 
der Schule. Mit 69 Prozent (1 572) stammt 
die Mehrheit derjenigen ohne Hauptschul-
abschluss aus allgemeinbildenden Förder-
schulen, an denen aber das Abschlusszeugnis 
im Förderschwerpunkt geistige Entwicklung 
bzw. Lernen (1 275) erworben wurde.
Im Vergleich zu 2003 verringerten sich die 
Anteile der Absolventen mit Hauptschul-
abschluss um 2,2 Prozentpunkte und mit 
Realschulabschluss um 2,6 Prozentpunkte. 
Dagegen erhöhte sich der Anteil derer mit 
allgemeiner Hochschulreife um 4,7 Prozent-
punkte. Der Anteil der Abgänger ohne Haupt-
schulabschluss blieb fast konstant. 2003 war 
allerdings nur gut die Hälfte von denen ohne 
Schulabschluss Förderschüler. Der Anteil der 
Förderschüler bei Abgängern ohne Haupt-
schulabschluss nahm damit in den letzten 
neun Jahren um 17 Prozent zu. 

Deutliche geschlechtsspezifi sche und re-
gionale Unterschiede bei Schulabschlüssen
Die geschlechtsspezifi sche Verteilung der 
Schulabschlüsse 2012 ist in Abb. 6 dargestellt. 
Der Anteil der Absolventen mit allgemeiner 
Hochschulreife stieg im Zehnjahresvergleich 
sowohl bei den jungen Frauen als auch bei 

Abb. 5 Förderquote von Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf 2012/13
Gebietsstand: 1. Januar 2013
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2)  Die Quoten für Sachsen wurden entsprechend der sächsi-
schen Festlegung der Bildungsbereiche gemäß Schulgesetz 
für den Freistaat Sachsen berechnet und unterscheiden sich 
von denen des Deutschlandvergleichs in Tabelle 6.
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den jungen Männern. Generell lag der Anteil 
bei den jungen Frauen über dem der jungen 
Männer, wobei diese Differenz 2012 mit 6 
Prozentpunkten ihren niedrigsten Stand er-
reichte. Der Anteil der Absolventen mit Real-
schulabschluss war bei beiden Geschlechtern 
annähernd gleich. Bei den Schulabgängern 
ohne bzw. mit Hauptschulabschluss waren 
die Anteile der Männer in allen betrachteten 
Jahren um 3 bis 6 Prozentpunkte höher als 
die Anteile bei den Frauen.
Bei der regionalen Betrachtung sind 2012 
deutliche Unterschiede zu erkennen (vgl. Tab. 
7). Der Erzgebirgskreis hatte mit 61 Prozent den 
mit Abstand höchsten Anteil an Realschulab-
schlüssen. Die meisten Absolventen mit allge-
meiner Hochschulreife verzeichnete die Kreis-
freie Stadt Dresden (932) und hatte damit auch 
den höchsten Anteil von 38 Prozent.

Anteil der Realschulabschlüsse in Sachsen 
deutlich höher als bundesweit
2012 betrug der Anteil der Absolventen mit 
Realschulabschluss im gesamten Bundesge-
biet an allgemeinbildenden Schulen 40 Pro-
zent. Sachsen lag 11 Prozentpunkte darü-
ber. Während 37 Prozent der Absolventen 
in Deutschland 2012 die allgemeine Hoch-
schulreife bzw. die Fachhochschulreife er-
hielten, waren es in Sachsen nur 28 Prozent. 
18 Prozent der Absolventen im Bundesgebiet 
beendeten die Schule mit dem Hauptschul-
abschluss, in Sachsen waren es 8 Prozent-
punkte weniger. Ohne einen Hauptschulab-
schluss verließen 6 Prozent der Schüler die 
allgemeinbildende Schule in Deutschland, in 
Sachsen 10 Prozent.

Rückgang der Zahl der hauptberufl ichen 
Lehrkräfte um fast ein Fünftel
Im Schuljahr 2012/13 unterrichteten an 
den allgemeinbildenden Schulen in Sachsen 
28 076 hauptberufliche voll- bzw. teilzeitbe-
schäftigte Lehrerinnen und Lehrer. Das wa-
ren 19,2 Prozent weniger als 2003/04 (vgl. 
Abb. 7).
8 371 Lehrerinnen und Lehrer im Schuljahr 
2012/13 vermittelten den Grundschülern die 
allgemeinen Grundkenntnisse. An den Mittel-
schulen unterrichteten 8 563 Lehrpersonen 
und an den Gymnasien 7 814. Die sächsischen 
Schüler mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf an allgemeinbildenden Förderschulen 
wurden von 3 202 voll- bzw. teilzeitbeschäf-
tigten Lehrerinnen und Lehrern unterrichtet 
und betreut. An den Freien Waldorfschulen 
waren es 126 voll- bzw. teilzeitbeschäftigte 
Lehrpersonen. 57 Prozent der Lehrpersonen 
waren in einer Vollzeitbeschäftigung. Von den 
12 095 teilzeitbeschäftigten Lehrpersonen 
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waren 88 Prozent Frauen. In einem Modell 
der Altersteilzeit befanden sich rund 1 300 
Lehrpersonen, von denen knapp 83 Prozent 
die Freistellungsphase bereits erreicht hatten. 
72 Prozent der hauptberufl ichen Lehrerinnen 
und Lehrer hatten einen anerkannten DDR-
Lehrerabschluss und 4,1 Prozent waren Lehr-
kräfte ohne anerkannte Lehramtsprüfung 
bzw. DDR-Lehrerqualifi kation. (vgl. Tab. 8)

Das Durchschnittsalter der voll- bzw. teil-
zeitbeschäftigten Lehrpersonen lag bei 49,6 
Jahren, im Schuljahr 2003/04 waren es noch 
47,0 Jahre. In der Stadt Dresden waren die 
jüngsten Lehrer mit durchschnittlich 47,8 
Jahren beschäftigt und im Landkreis Görlitz 
unterrichtete die älteste Lehrerschaft (50,9 
Jahre) (vgl. Abb. 8).

Fazit
Bei bildungspolitischen Debatten stehen 
immer wieder die Qualität der sächsischen 
Schulen und die Verbesserungen der Leis-
tungen der Schüler im Mittelpunkt. Zur Qua-
litätssicherung und Weiterentwicklung sind 
die Daten der amtlichen Statistik von zentra-
ler Bedeutung. Auf der Grundlage der Schul-
statistik wurden in diesem Beitrag wesentli-
che Fakten der allgemeinbildenden Schulen 
für Sachsen auf Landes- und Kreisebene 
zusammengestellt und teilweise mit einem 
bundesweiten Vergleich ergänzt.
In Sachsen lernten im Schuljahr 2012/13 an 
rund 1 480 allgemeinbildenden Schulen etwa 
328 000 Schüler. Sie wurden von gut 28 000 
Lehrkräften unterrichtet.
Im Zehnjahresvergleich wird der Einfl uss des 
demografi schen Wandels sichtbar. Gegen-
über dem Schuljahr 2003/04 verringerte sich 
die Zahl der Schulen und Schüler um jeweils 
15 Prozent, die Zahl der Lehrer und Lehrerin-
nen nahm in dieser Zeit um 19 Prozent ab. 
Eine zusammenfassende Übersicht der Eck-
daten der allgemeinbildenden Schulen und 
deren Veränderung im beobachteten Zeit-
raum enthält die Tabelle 9.
Über die Bildungsergebnisse und den Stand 
der erreichten Schulabschlüsse geben die 
Studienberechtigtenquote und die Schul-
abgangsquote ohne Hauptschulabschluss 
Auskunft3). Sie liefern aussagekräftige Infor-
mationen ohne Einfl uss des demografi schen 
Wandels.
Die Studienberechtigtenquote erreichte 2012 
mit 43,3 Prozent den bisherigen Höchst-
stand in Sachsen. Sie erhöhte sich seit 2003 
um 10,1 Prozentpunkte und liegt aber noch 
deutlich unter der Deutschlandquote von 
58,4 Prozent. Die Schulabgangsquote 2012 
ohne Hauptschulabschluss betrug in Sachsen 
8,9 Prozent, 2005 waren es noch 9,2 Prozent. 
Für Deutschland insgesamt 2012 wurde eine 
Schulabgangsquote ohne Hauptschulab-
schluss von 5,9 Prozent errechnet und damit 
3,0 Prozentpunkte weniger als für Sachsen.
Im Rahmen ihrer Gesamtstrategie zum Bil-
dungsmonitoring gibt die Kultusministerkon-
ferenz regelmäßig Ländervergleichsstudien 
der Bundesländer in Auftrag. Insbesondere 
die letzten Ergebnisse der Schulleistungsver-
gleiche 2011 und 2012 des Instituts zur Qua-

3)  Für die Berechnung beider Quoten wird das Quotensummen-
verfahren angewendet. Dabei werden jeweils die Anteile der 
Studienberechtigten bzw. Abgänger an der Bevölkerung des 
entsprechenden Geburtsjahres am Ende des vorhergehenden 
Berichtsjahres für jeden einzelnen Jahrgang berechnet und zu 
einer Quote der Studienberechtigten bzw. der Schulabgän-
ger über alle Jahrgänge addiert. Bei der Berechnung der 
Studienberechtigtenquote werden nicht nur die Abschlüsse 
der allgemeinbildenden Schulen sondern auch die allgemein-
bildenden Abschlüsse der berufl ichen Schulen einbezogen. 
Der Nachweis der Schulabgangsquote erfolgt auf Grund der 
Datenlage erst ab 2005.
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litätsentwicklung im Bildungswesen belegen 
die hervorragenden Leistungen der sächsi-
schen Schüler und damit auch das Leistungs-
vermögen des sächsischen allgemeinbilden-
den Schulwesens. [5]

Felicitas Klemm, Dipl.-Ing., Referentin Analy-
se Bildung, Kultur, Rechtspfl ege
Heike Awiszus, Fachverantwortliche Analyse 
Bildung, Kultur, Rechtspfl ege
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Abb. 8 Durchschnittsalter der Lehrpersonen im Schuljahr 2012/13
Gebietsstand: 1. Januar 2013
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Vorbemerkung
Zu den tiefgreifenden Veränderungen der 
Erwerbstätigkeit in Sachsen seit 1990 zählt 
die Entwicklung im Bereich der selbststän-
digen Tätigkeiten. Anders als die sozialver-
sicherungspfl ichtig Beschäftigten wird diese 
Gruppe jedoch nicht in einer eigenständigen 
amtlichen Statistik gesondert fl ächende-
ckend erfasst. Wichtigste Datenquelle für 
Analysen zur selbstständigen Erwerbstätig-
keit ist stattdessen der Mikrozensus. Dessen 
Ergebnisse bilden damit auch eine wesentli-
che Datengrundlage für die Berechnungen zu 
Selbstständigen in der Erwerbstätigenrech-
nung im Rahmen der Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen.
Im vorliegenden Beitrag soll auf Basis der 
Mikrozensusergebnisse zunächst ein kurzer 
Überblick über die Entwicklung der selbst-
ständigen Erwerbstätigkeit in Sachsen seit 
1991 gegeben werden. Darüber hinaus wird 
für das Jahr 2012 die Situation der Selbst-
ständigen näher betrachtet. Das betrifft zum 
einen ausgewählte Aspekte der soziodemo-
grafi schen Struktur (Alter, Geschlecht, Quali-
fi kation), zum anderen Merkmale der ausge-
übten Tätigkeit. Zum Vergleich werden dabei 
auch die nicht als Selbstständige Tätigen mit 
betrachtet.
Bei der Erstellung dieses Beitrages wurden 
auch thematische Anregungen aus einem 
Beitrag in „Wirtschaft und Statistik“ [1] auf-
genommen. Dies betrifft insbesondere die 
Auswertungen zur Solo-Selbstständigkeit. 

Mikrozensus
Der Mikrozensus (“kleine Volkszählung“) ist 
die amtliche Repräsentativstatistik über die 
Bevölkerung und den Arbeitsmarkt, an der 
jährlich ein Prozent aller Haushalte beteiligt 
sind. Die Erhebung beinhaltet u. a. demo-
grafi sche Grunddaten zur Person, den Fa-
milien- und Haushaltszusammenhang sowie 

Merkmale zur Beteiligung am Erwerbsleben, 
zu Bildungsabschlüssen sowie Einkommens-
höhe und –quellen. Ergänzt wird dieses 
jährliche Grundprogramm durch eine Reihe 
von Zusatzprogrammen, die in der Regel im 
Abstand von vier Jahren erhoben werden, 
wie z. B. Fragen zur Wohnsituation oder zu 
Gesundheitszustand und Rauchverhalten. 
Mikrozensus-Ergebnisse für Sachsen liegen 
für die Jahre ab 1991 vor.
In den Mikrozensus integriert ist eine Reihe 
von Merkmalen, die (auch) für die Arbeits-
kräfteerhebung der Europäischen Union (AKE 
– engl. Labour Force Survey/LFS) erhoben 
werden. Sie dient der Ermittlung wichtiger, 
international vergleichbarer Ergebnisse über 
die Erwerbstätigkeit und Erwerbslosigkeit in 
der EU. Die betreffenden Daten werden quar-
talsweise an Eurostat übermittelt. 
Bis 2004 wurde der Mikrozensus in Deutsch-
land einmal jährlich mit einer einheitlichen 
Berichtswoche für alle befragten Haushalte 
durchgeführt. Überwiegend handelte es sich 
dabei um die letzte feiertagsfreie Woche im 
April, für ausgewählte Jahre wurde die Erhe-
bung in die Monate März bzw. Mai verlegt. 
Ab 2005 erfolgte der bereits langfristig von 
der EU geforderte Umstieg auf eine unterjäh-
rige Erhebung mit gleitender Berichtswoche, 
das heißt, die Befragung der Haushalte ist 
gleichmäßig über das gesamte Kalenderjahr 
verteilt. Die Antworten beziehen sich auf 
die jeweilige Berichtswoche, die der Woche 
(Montag bis Sonntag) vor der Befragung ent-
spricht bzw. auf den Mittwoch dieser Woche 
als Stichtag. Die Ergebnisse ab 2005 bilden 
einen Jahresdurchschnittswert ab.
Mit der Umstellung auf das unterjährige 
Erhebungskonzept wird die Datenqualität 
dahingehend verbessert, dass statt einer 
Momentaufnahme für eine einzige Berichts-
woche nun ein Gesamtbild der Erwerbsbetei-
ligung eines Jahres erstellt wird. Saisonale 
Spitzen und fl exible Arbeitsverhältnisse, bei 

denen bislang eine gewisse Untererfassung 
bestand, können nun in die Ergebnisse ein-
fl ießen. Beim Vergleich mit Daten für die Jah-
re bis 2004 sind diese Unterschiede jedoch zu 
berücksichtigen.
Um die ermittelten Befragungsergebnisse 
des Mikrozensus auf die Gesamtbevölkerung 
hochrechnen zu können, werden ausreichend 
strukturierte und aktuell fortgeschriebene 
Bevölkerungseckzahlen benötigt. Eine Hoch-
rechnung des Mikrozensus auf Basis der ak-
tuellen Fortschreibung des mit Stichtag 9. 
Mai 2011 durchgeführten Zensus ist ab dem 
Mikrozensus 2013 vorgesehen. Die vorlie-
genden Ergebnisse des Mikrozensus 2012 für 
Sachsen basieren noch auf den Fortschrei-
bungsergebnissen auf Grundlage der Daten 
des zentralen Einwohnerregisters der ehema-
ligen DDR vom 3. Oktober 1990.
Im Interesse der Ergebnissicherheit und um 
Fehlinterpretationen vorzubeugen, werden 
Besetzungswerte unter 5 000 (weniger als 
50 erfasste Fälle) nicht veröffentlicht. In der 
Tabelle werden die betreffenden Felder mit 
einem Schrägstrich „/“ blockiert, in Grafi ken 
werden entsprechende Werte ebenfalls nicht 
ausgewiesen.

Defi nitionen zur Erwerbsbeteiligung
Die Konzepte und Defi nitionen des Mikro-
zensus zur Erwerbsbeteiligung orientieren 
sich am ILO-Konzept, d. h. den im Rahmen 
der Internationalen Arbeitsorganisation (In-
ternational Labour Organization – ILO) ver-
einbarten Standards. Zu den Erwerbstätigen 
zählen danach alle „Personen im Alter von 
15 und mehr Jahren, die im Berichtszeitraum 
wenigstens 1 Stunde für Lohn oder sonsti-
ges Entgelt irgendeiner berufl ichen Tätigkeit 
nachgehen bzw. in einem Arbeitsverhältnis 
stehen (einschl. Soldaten und Soldatinnen 
sowie mithelfender Familienangehöriger), 
selbstständig ein Gewerbe oder eine Land-

Selbstständige Erwerbstätigkeit in Sachsen - 
Ausgewählte Ergebnisse des Mikrozensus 

Anke Puschmann
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wirtschaft betreiben oder einen Freien Beruf 
ausüben“ [2, S. 7].
Nichterwerbstätige Personen werden unter-
schieden in Erwerbslose und Nichterwerbs-
personen, wobei für diese Unterscheidung die 
Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt herange-
zogen wird. Als erwerbslos gelten „Personen 
ohne Erwerbstätigkeit, die sich in den letz-
ten vier Wochen aktiv um eine Arbeitsstelle 
bemüht haben und sofort, d. h. innerhalb 
von zwei Wochen, für die Aufnahme einer 
Tätigkeit zur Verfügung stehen. (…) Zu den 
Erwerbslosen werden auch sofort verfügba-
re Nichterwerbstätige gezählt, die ihre Ar-
beitsuche abgeschlossen haben, die Tätigkeit 
aber erst innerhalb der nächsten drei Monate 
aufnehmen werden“ [2, S. 7]. Aufgrund dieser 
Defi nitionen sind Angaben zu Erwerbslosen 
auf Basis des ILO-Konzepts nicht mit Arbeits-
losendaten der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
vergleichbar. Eine Zuordnung zu den Erwerbs-
losen setzt nicht unbedingt voraus, bei der BA 
als arbeitslos registriert zu sein. Umgekehrt 
können registrierte Arbeitslose eine geringfü-
gige Tätigkeit ausüben, womit sie nach ILO-
Defi nition als Erwerbstätige gelten.
Erwerbstätige und Erwerbslose werden auch 
unter dem Begriff Erwerbspersonen zusam-
mengefasst und damit von den Nichter-
werbspersonen abgegrenzt.
Alle hier dargestellten Ergebnisse beziehen 
sich auf Personen, die ihren Hauptwohnsitz 
in Sachsen haben. Für die Aussagen zur aus-
geübten Tätigkeit ist es nicht relevant, ob 
diese evtl. in einem anderen Bundesland oder 
im Ausland ausgeübt wird.

Selbstständige Erwerbstätigkeit im Mik-
rozensus
Die Erwerbstätigen werden nach ihrer Stel-
lung im Beruf unterteilt in

 ▌ Selbstständige

 ▌ Unbezahlt mithelfende Familienangehö-
rige

 ▌ Abhängig Beschäftigte.

Als Selbstständige zählen dabei „Personen, 
die ein Unternehmen, einen Betrieb oder 
eine Arbeitsstätte gewerblicher oder land-
wirtschaftlicher Art wirtschaftlich und or-
ganisatorisch als Eigentümer/-innen oder 
Pächter/-innen leiten (einschl. selbststän-
dige Handwerker/-innen) sowie alle freibe-
rufl ich Tätigen, Hausgewerbetreibenden, 
Zwischenmeister/-innen.“ [2, S. 7]
In Auswertungen des Mikrozensus werden 
häufi g die unbezahlt mithelfenden Famili-
enangehörigen mit den Selbstständigen zu-

sammengefasst. In den folgenden Darstel-
lungen sind sie jedoch nicht enthalten, diese 
umfassen ausschließlich die Selbstständigen 
entsprechend der o. g. Defi nition. Die mithel-
fenden Familienangehörigen werden in den 

folgenden Auswertungen mit den abhängig 
Beschäftigten als „sonstige Erwerbstätige“ 
zusammengefasst.
Innerhalb der Gruppe der Selbstständigen 
kann zudem unterschieden werden zwischen 
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den Selbstständigen mit Beschäftigten, die 
mindestens eine weitere Person gegen Lohn 
bzw. Gehalt abhängig beschäftigen, und den 
sogenannten Solo-Selbstständigen ohne Be-
schäftigte.
Alle Berechnungen und Aussagen beziehen 
sich auf die einzige oder (bei mehreren Er-
werbstätigkeiten) wichtigste Tätigkeit.

Jeder neunte Erwerbstätige ist Selbst-
ständiger
Im Jahresdurchschnitt 2012 lebten in Sach-
sen rund 220 300 Erwerbstätige, die ihre 
Tätigkeit als Selbstständige ausübten. Das 
entsprach 11,3 Prozent aller sächsischen 
Erwerbstätigen. Damit wies Sachsen nicht 
nur den höchsten Anteil Selbstständiger 
unter allen neuen Flächenländern auf, son-
dern lag sogar über dem Bundesdurchschnitt 
von11,0 Prozent (vgl. Abb. 1). 
Im April 1991 waren unter den sächsischen 
Erwerbstätigen lediglich 4,6 Prozent Selbst-
ständige (103 800 Personen) gewesen. So-
wohl die Zahl der Selbstständigen als auch 
ihr Anteil an allen Erwerbstätigen haben sich 
somit in den vergangenen 21 Jahren mehr als 
verdoppelt (vgl. Abb. 2). 
Während dieser Anstieg bis 1993 vor allem 
aus Selbstständigen mit Beschäftigten resul-
tierte, hat seitdem auch die Solo-Selbststän-
digkeit zunehmend an Bedeutung gewonnen 
(vgl. Abb. 3). 
Bei der Bewertung dieser Veränderungen im 
Zeitverlauf ist grundsätzlich zu berücksichti-
gen, dass hier nicht ausschließlich die Neu-
aufnahme oder komplette Beendigung einer 
selbstständigen Erwerbstätigkeit abgebildet 
wird. In einigen Fällen findet ein Wechsel 
zwischen beiden Formen der Selbststän-
digkeit statt, der jeweils als Zunahme bzw. 
Rückgang sichtbar wird. Auf Grund der sehr 
geringen Anzahl bleiben diese Fälle jedoch 
ohne Auswirkungen auf die gesamte Ent-
wicklung.
Insbesondere die Jahre 2003 bis 2005 zeigen 
jeweils starke Zuwächse der Solo-Selbststän-
digen (vgl. Abb. 4). Diese Veränderungen sind 
auch im Zusammenhang mit der zeitweiligen 
Förderung der sogenannten „Ich-AGs“ zu se-
hen. Der Begriff „Ich-AG“ steht für ein „Ein-
zelunternehmen, das von einem Arbeitslosen 
gegründet worden ist, der für diese Existenz-
gründung einen Existenzgründungszuschuss 
[…] erhält.“ [3] Als arbeitsmarktpolitisches 
Instrument sollte dieser über drei Jahre ge-
zahlte monatliche Zuschuss Arbeitslosen 
den Einstieg in eine selbstständige Tätigkeit 
erleichtern. Für einen weiteren Kreis von 
potentiell Selbstständigen kam, allerdings 
unter strengeren Voraussetzungen (z.B. die 
Vorlage eines Geschäftsplans), die Zahlung 
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eines Überbrückungsgeldes infrage. Beide 
Förderinstrumente wurden im Januar 2003 
eingeführt. Im August 2006 wurden sie durch 
den Gründungszuschuss ersetzt, für den al-
lerdings kein Rechtsanspruch mehr besteht. 
[1, S. 485], [3]
Im Ergebnis dieser Entwicklung übten 
56,1 Prozent der Selbstständigen im Jahr 
2012 ihre Tätigkeit ohne weitere abhängig 
Beschäftigte aus. Die Struktur der Selbstän-
digkeit hatte sich damit gegenüber 1991 
komplett gedreht: damals lag der Anteil der 
Solo-Selbstständigen bei 43,9 Prozent, wäh-
rend 56,1 Prozent auch Arbeitgeber für wei-
tere Beschäftigte waren.

Frauen sind seltener Arbeitgeber als 
Männer 
Ein Drittel (34,0 Prozent) der selbstständig 
Erwerbstätigen in Sachsen 2012 waren Frau-
en. 1991 lag der Frauenanteil bei 24,7 Pro-
zent. Dabei übten weibliche Selbstständige 
ihre Tätigkeit 2012 häufi ger ohne Beschäf-
tigte aus: 60,4 Prozent der Frauen, jedoch 
nur 53,9 Prozent der Männer zählten zu den 
Solo-Selbstständigen.
Die Entwicklung der Selbstständigkeit seit 
1991 nahm bei Frauen und Männern einen 
ähnlichen Verlauf (vgl. Abb. 5), allerdings gab 
es bei Frauen seltener als bei Männern einen 
Rückgang der Zahl selbstständig Erwerbstä-
tiger. Zudem zeigen sich Wechsel zwischen 
Anstieg und Rückgang der Selbstständigkeit, 
die bei den Männern eintreten (z. B. 1996, 
2000 und 2006) bei Frauen teilweise erst im 
darauffolgenden Jahr. (1997 ging die Zahl 
weiblicher Erwerbstätiger nicht zurück, wies 
allerdings nur einen minimalen Zuwachs auf.) 
Auf Grund der eingeschränkten Datenlage 
können leider keine weitergehenden Zusam-
menhänge hierzu abgeleitet werden.

Selbstständigenquote steigt nach dem 
60. Lebensjahr
Während von den unter 30-Jährigen nur 
3,6 Prozent der Erwerbstätigen 2012 selbst-
ständig waren, stieg die Quote mit zuneh-
mendem Alter auf Werte von 13,4 bzw. 
13,6 Prozent bei den 35- bis unter 50-Jähri-
gen (vgl. Tab. 1). Danach zeigte sich zunächst 
ein Rückgang bis zur Altersgruppe der 55- bis 
unter 60-Jährigen (11,0 Prozent). 
Bei 60-jährigen und älteren Erwerbstätigen 
waren jedoch wiederum höhere Selbststän-
digenquoten zu verzeichnen. Allgemein ist in 
dieser Altersgruppe die Erwerbsbeteiligung 
bereits rückläufi g (vgl. dazu auch [4], S. 20f.). 
Der steigende Anteil Selbstständiger zeigt 
jedoch, dass andere Beschäftigungsformen 
dabei stärker zurückgehen als selbstständige 
Tätigkeiten: von allen Nichterwerbstätigen 
dieser Altersgruppe, die auch nicht nach Ar-
beit suchten, waren 95,9 Prozent zuvor ab-
hängig beschäftigt gewesen oder als unbe-
zahlt mithelfende Familienangehörige tätig.
Die höchsten Selbstständigenquoten wiesen 
die 65-jährigen und älteren Erwerbstätigen 
auf. Von allen Erwerbstätigen in diesem Alter 

übten 39,1 Prozent eine selbstständige Be-
schäftigung aus.
Der altersspezifi sche Vergleich der Selbst-
ständigenquoten zeigte bei Männern und 
Frauen eine weitgehende Übereinstimmung. 
Während der Anteil Selbstständiger jedoch 
bei Männern im Alter von 40 bis unter 45 Jah-
ren einen vorläufi gen Höchstwert (17,2 Pro-
zent) aufwies, lag er bei gleichaltrigen Frauen 
mit 9,2 Prozent deutlich unter den Quoten 
der 35- bis unter 40-Jährigen (10,6 Prozent) 
wie auch der nächsthöheren Altersgruppe der 
45- bis unter 50-Jährigen (10,3 Prozent). 

Erwerbstätige mit Kindern sind häufi ger 
selbstständig
Die Auswertungen in diesem Abschnitt be-
ziehen sich auf die Bevölkerung in Lebens-
formen. Dazu zählen alle Mitglieder von Le-
bensformen, deren Bezugsperson am Ort der 
Hauptwohnung lebt. Lebensformen im Sinne 
des Mikrozensus sind Paare mit und ohne 
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ledige Kinder, alleinerziehende Elternteile 
sowie alleinstehende Personen, die nicht mit 
Partner/-in und/oder ledigen Kindern zusam-
menleben. Als ledige Kinder berücksichtigt 
werden dabei alle unverheirateten leiblichen, 
Stief-, Pfl ege- und Adoptivkinder, die mit den 
Eltern oder einem Elternteil zusammenleben. 
Unabhängig von der biologischen bzw. juris-
tischen Elternschaft werden im Folgenden 
alle Frauen und Männer, die Bezugsperson 
oder deren Partner in einer Familie mit Kin-
dern sind, als Mütter bzw. Väter bezeichnet.
Der im vorigen Abschnitt dargestellte kurzzei-
tige Rückgang der Selbstständigkeit bei 40- 
bis unter 45-jährigen Frauen legt zunächst 
die Vermutung nahe, dass die Betreuung von 
Kindern in der Familie die Möglichkeit einer 
selbstständigen Tätigkeit einschränkt. Diese 
These bestätigt sich jedoch nicht: die Selbst-
ständigenquote der Mütter mit minderjäh-
rigen Kindern lag mit 10,2 Prozent sogar 
deutlich über dem Durchschnittswert aller 
erwerbstätigen Frauen dieser Altersgruppe.
Ähnliche Ergebnisse zeigt auch ein umfas-
senderer Vergleich (vgl. Tab. 2). Sowohl in der 
etwas weiter gefassten (und damit innerhalb 
der 1-Prozent-Stichprobe des Mikrozensus 
repräsentativeren) Altersgruppe der 30- bis 
unter 50-Jährigen als auch unabhängig vom 
Alter sind Mütter und Väter mit minderjähri-
gen Kindern häufi ger selbstständig erwerbs-
tätig als die jeweils vergleichbaren Erwerbs-
tätigen ohne Kinder.

Jede dritte selbstständige Frau verfügt 
über Fachhochschul- oder Hochschulab-
schluss
Mehr als jeder vierte (27,0 Prozent) selbst-
ständig Erwerbstätige verfügte 2012 über 
ein abgeschlossenes Fachhochschul- oder 
Hochschulstudium (vgl. Tab. 3). Der Anteil der 

Akademiker lag damit deutlich höher als bei 
den sonstigen Beschäftigten (16,5 Prozent). 
Unter den weiblichen Selbstständigen ver-
fügte sogar mehr als ein Drittel (34,5 Pro-
zent) über einen Fachhochschul- oder Hoch-
schulabschluss, bei den Männern waren es 
23,3 Prozent. Bei den sonstigen Beschäftigten 
war hingegen kein solcher geschlechtsspezi-
fi scher Unterschied festzustellen. Bei der Dif-
ferenzierung zwischen Selbstständigen mit 

bzw. ohne weitere Beschäftigte gab es eben-
falls nur geringe Unterschiede im Akademike-
ranteil, jedoch verfügten Selbstständige mit 
Beschäftigten wesentlich häufi ger über einen 
Meister- bzw. Fachschulabschluss. 
In zahlreichen Branchen war oder ist der 
Meisterbrief bzw. ein vergleichbarer Abschluss 
zwingende Voraussetzung für das Führen ei-
nes selbstständigen Betriebes. Männliche Er-
werbstätige mit dieser Qualifi kationsstufe (ein 
gesonderter Nachweis der Meisterqualifi kati-
on ist auf Grund fehlender Differenzierung 
bei der Erhebung dieses Merkmals leider nicht 
möglich) wiesen die höchste Selbstständigen-
quote (29,6 Prozent) auf (vgl. Abb. 6).

Solo-Selbstständigkeit in Dienstleistungs-
bereichen besonders stark verbreitet 
Mit Ausnahme der Land- und Forstwirtschaft 
(hierzu liegen auf Grund der geringen Fall-
zahl in Sachsen keine belastbaren Daten vor) 
waren die Selbstständigen 2012 annähernd 
gleichmäßig stark über die Wirtschaftsberei-
che1) verteilt (vgl. Tab 4). Unter Einbeziehung 
der jeweiligen Erwerbstätigenzahlen erga-

1)  Für die Gliederung nach Wirtschaftszweigen wird ab 2009 
die „Klassifi kation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 (WZ 
2008)“, Tiefengliederung für den Mikrozensus verwendet, die 
auf der international geltenden Systematik (NACE) gründet.
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ben sich daraus jedoch unterschiedlich hohe 
Selbstständigenquoten. 
Im Wirtschaftsbereich Unternehmensdienst-
leister waren 18,0 Prozent selbstständig. Der 
Wirtschaftsbereich Produzierendes Gewerbe 
(einschl. Baugewerbe) wies mit 9,1 Prozent die 
geringste Selbstständigenquote auf. Hier zeig-
te sich jedoch eine starke Differenzierung zwi-
schen den Unterbereichen. Im Produzierenden 
Gewerbe (ohne Baugewerbe) waren nur 4,2 Pro-
zent der Erwerbstätigen selbstständig, im Bau-
gewerbe hingegen jeder Fünfte (20,0 Prozent). 
Bei Kunst, Unterhaltung und sonstigen Dienst-
leistern, einem Unterbereich der Öffentlichen 
und Privaten Dienstleister, betrug die Selbst-
ständigenquote sogar 28,1 Prozent. 
Auch zwischen Selbstständigen ohne bzw. 
mit Beschäftigten zeigten sich Unterschiede. 
Solo-Selbstständige waren überdurchschnitt-
lich häufi g im Bereich Unternehmensdienst-
leister (31,6 Prozent) sowie der Öffentlichen 
und privaten Dienstleister (27,2 Prozent) tätig, 
Selbstständige mit Beschäftigten im Bereich 
Handel, Verkehr und Gastgewerbe. 

Jeder zweite Selbstständige arbeitet mehr 
als 40 Stunden in der Woche
Die durchschnittliche normalerweise geleiste-
te Wochenarbeitszeit der Selbstständigen lag 
2012 bei 44,0 Stunden (vgl. Tab. 5) und damit 
um 8,1 Stunden höher als die der sonstigen 
Erwerbstätigen (35,9 Stunden). Die Hälfte 
(50,6 Prozent) von ihnen gab dabei an, mehr 
als 40 Stunden wöchentlich zu arbeiten.
Besonders hoch waren die Arbeitszeiten der 
Selbstständigen mit Beschäftigten: hier wa-
ren sogar fast zwei Drittel länger als 40 Stun-
den tätig, die durchschnittliche Arbeitszeit 
betrug 49,3 Wochenstunden. Eine Arbeitszeit 
unter 40 Stunden war in dieser Gruppe der 
Selbstständigen die Ausnahme (6,7 Prozent). 
Kürzere Arbeitszeiten gab es bei Solo-Selbst-
ständigen. Jeder Vierte (24,8 Prozent) arbeitete 
sogar weniger als 40 Stunden, wobei 15,3 Pro-
zent nur maximal 20 Arbeitsstunden angaben. 
Mit 39,9 Wochenstunden lag die durchschnitt-
liche Arbeitszeit der Solo-Selbstständigen den-
noch über der von sonstigen Erwerbstätigen. In 
dieser Gruppe kam nicht einmal jeder Zehnte 
(9,4 Prozent) auf eine Wochenarbeitszeit von 
mehr als 40 Stunden. 
In allen hier betrachteten Gruppen arbeiteten 
Männer durchschnittlich länger als Frauen. 
Am größten war dieser geschlechtsspezifi -
sche Unterschied bei Solo-Selbstständigen 
mit 6,7 Stunden. Dort, wo die Arbeitszeiten 
ohnehin am längsten sind, waren die Un-
terschiede wesentlich geringer: weibliche 
Selbstständige mit Beschäftigten arbeite-
ten nur 3,6 Stunden kürzer als vergleichbare 
männliche Erwerbstätige. 

Die ausgewerteten Wochenarbeitszeiten 
beziehen sich immer auf die einzige oder 
Haupttätigkeit. Insgesamt gaben 2,4 Prozent 

aller Erwerbstätigen an, mindestens eine wei-
tere Tätigkeit auszuüben. Bei (bezogen auf die 
Haupttätigkeit) Selbstständigen war dieser 

zusammen
Solo-

Selbst-
ständige

Selbst-
ständige 

mit Besch.

Durchschnittliche Wochenarbeitszeit (Std.) 44,0  39,9  49,3  35,9  

Wochenarbeitszeit von … bis … Stunden (%)

  bis 20 9,6  15,3  /    12,0  

  21 - 39 7,2  9,5  /    24,7  

  40 32,6  36,5  27,6  53,9  

  41 und mehr 50,6  38,7  65,8  9,4  

Durchschnittliche Wochenarbeitszeit (Std.) 46,1  42,3  50,4  38,4  

Wochenarbeitszeit von … bis … Stunden (%)

  bis 20 6,6  10,7  /    7,5  

  21 - 39 4,0  /    /    15,0  

  40 32,7  38,0  26,4  64,0  

  41 und mehr 56,7  46,1  69,1  13,5  

Durchschnittliche Wochenarbeitszeit (Std.) 40,1  35,6  46,9  33,2  

Wochenarbeitszeit von … bis … Stunden (%)

  bis 20 15,4  23,3  /    16,9  

  21 - 39 13,5  16,9  /    35,1  

  40 32,4  33,9  30,1  42,9  

  41 und mehr 38,7  25,9  58,1  5,1  

Frauen  

Tab. 5 Normalerweise geleistete Wochenarbeitszeit von Selbstständigen und sonstigen
          Erwerbstätigen

Wochen-
arbeitszeit

Selbstständige
Sonstige 
Erwerbs-

tätige

Insgesamt

Männer  

zusammen
Solo-

Selbst-
ständige

Selbst-
ständige 

mit Besch.

Insgesamt 100  100  100  100  

Wochenende

  ständig 19,6  12,4  28,8  3,6  

  regelmäßig 19,1  16,5  22,6  22,9  

  unregelmäßig 36,0  39,1  32,0  20,9  

  nie 25,3  32,1  16,6  52,6  

Abend (zwischen 18 und 23 Uhr)

  ständig 13,2  8,8  18,7  2,6  

  regelmäßig 18,7  16,3  21,9  24,3  

  unregelmäßig 35,9  38,4  32,8  16,5  

  nie 32,2  36,5  26,6  56,6  

Nacht (zwischen 23 und 6 Uhr)

  ständig /    /    /    1,4  

  regelmäßig 2,5  /    /    10,8  

  unregelmäßig 9,4  7,0  12,4  5,3  

  nie 86,3  90,1  81,4  82,4  

1) in den letzten drei Monaten vor der Befragung

Sonstige 
Erwerbs-

tätige

Selbstständige

Merkmal

Tab. 6 Selbstständige und sonstige Erwerbstätige nach Arbeit am Wochenende,
          in den Abend- und Nachtstunden1) (in Prozent)
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Anteil mit 2,8 Prozent etwas höher (unerheb-
lich ist dabei, ob es sich bei dieser weiteren 
Tätigkeit wiederum um eine selbstständige 
Tätigkeit oder um eine abhängige Beschäf-
tigung handelt). Auf Grund der insgesamt 
geringen Fallzahlen sind hierzu jedoch keine 
vertiefenden Auswertungen möglich. 

Selbstständige arbeiten häufi ger am 
Wochenende2)

Nur jeder vierte Selbstständige (25,3 Pro-
zent) hatte in den letzten drei Monaten vor 
der Befragung durchgängig ein arbeitsfrei-
es Wochenende (vgl. Tab. 6). Bei den son-
stigen Erwerbstätigen war dieser Anteil mit 
52,6 Prozent mehr als doppelt so hoch. 
Jeweils fast ein Fünftel der Selbstständigen 
arbeitete ständig (19,6 Prozent) bzw. regel-
mäßig (19,1 Prozent) am Sonnabend und/
oder Sonntag. Bei den sonstigen Beschäf-
tigten war insbesondere die ständige Wo-
chenendarbeit eher die Ausnahme (3,6 Pro-
zent).
Besonders verbreitet war die Wochenendar-
beit bei Selbstständigen mit Beschäftigten, 
bei denen nur für 16,6 Prozent der Sonn-
abend und Sonntag immer arbeitsfrei war. 
Bei den Solo-Selbstständigen war dies mit 
32,1 Prozent fast doppelt so häufig der Fall.
Auch die Abendstunden sind nur für ein Drit-
tel (32,2 Prozent) der Selbstständigen immer 
arbeitsfrei, bei den sonstigen Erwerbstäti-
gen galt das für 56,6 Prozent. Lediglich von 
Nachtarbeit waren Letztere mit 17,6 Prozent 
etwas häufi ger betroffen als die Selbststän-
digen (13,7 Prozent).

Nur jeder zehnte Selbstständige arbeitet 
überwiegend zu Hause
Auch Selbstständige arbeiten überwie-
gend außerhalb der heimischen vier Wände. 
Nur jeder Zehnte (9,8 Prozent) hatte in den 
letzten drei Monaten an der Mehrzahl der 
Arbeitstage zu Hause gearbeitet, für weite-
re 22,4 Prozent galt dies für weniger als die 
Hälfte ihrer Arbeitstage (vgl. Tab. 7). Zwei 
Drittel (67,8 Prozent) hatten dagegen nicht 
zu Hause gearbeitet. 
Bei Solo-Selbstständigen war dieser Anteil 
mit 62,2 Prozent nur leicht niedriger, wäh-
rend von den Selbstständigen mit Beschäf-
tigten 75,0 Prozent nicht zu Hause arbeiteten. 
Selbstständige Frauen hatten etwas häufi ger 
überwiegend zu Hause gearbeitet (11,6 Pro-
zent) als Männer (8,8 Prozent). Dennoch ist 
das Arbeiten zu Hause bei Selbstständigen 
deutlich weiter verbreitet als bei den sonsti-
gen Erwerbstätigen, von denen nur 0,8 Pro-
zent überwiegend und weitere 3,9 Prozent 
zeitweise zu Hause ihrer Tätigkeit nachgingen. 

Zusammenfassung
Der Mikrozensus ermöglicht trotz stichpro-
benbedingter Einschränkungen einen guten 
Überblick über die Rolle der Selbstständigen 
im Erwerbsleben und über ihre berufl iche Si-
tuation. Jeder neunte Erwerbstätige in Sach-
sen arbeitet als „sein (oder ihr) eigener Chef“. 
Nach dem 60. Lebensjahr ist der Anteil der 
Selbstständigen an den Erwerbstätigen deut-
lich höher. 
Zugenommen hat zuletzt vor allem der Be-
reich der Solo-Selbstständigkeit. Hierzu hat 
offenbar auch eine zwischenzeitliche umfas-
sende staatliche Förderung des Einstiegs in 
die Selbstständigkeit beigetragen.
Selbstständige sind höher qualifi ziert als an-
dere Erwerbstätige. Sie arbeiten länger, auch 
häufi ger in den Abendstunden oder am Wo-
chenende.
Auswertungen zum (Netto-)Einkommen der 
Selbstständigen (vgl. [1]) wurden nicht vorge-
nommen. Auf Grund des Frageprogramms im 
Mikrozensus kann das Erwerbseinkommen nicht 
gesondert dargestellt werden. Die erfasste Ge-
samthöhe des Nettoeinkommens steht somit 
– neben möglichen Zusammenhängen mit Art 
und Umfang der ausgeübten Tätigkeit – auch in 
Zusammenhang mit der Lebenssituation (Ehe, 
Kinder) und ggf. weiteren Einkommensquellen 

(Transferleistungen). Eine entsprechende Un-
tergliederung ist mit den vorhandenen Fallzah-
len in der Erhebung nicht sinnvoll. 

Anke Puschmann, Dipl.-Ing., Referentin Ana-
lyse Bevölkerung, Haushalte

Literatur- und Quellenverzeichnis:

[1] Mai, Chr.-M.; Marder-Puch, K.: Selbstständig-

keit in Deutschland. In: Wirtschaft und Statis-

tik 07/2013, S. 482 – 496.

[2] Bevölkerung und Erwerbstätigkeit – Stand 

und Entwicklung der Erwerbstätigkeit in 

Deutschland 2012, Fachserie 1 Reihe 4.1.1, 

Statistisches Bundesamt, Wiesbaden 2013.

[3] http://de.wikipedia.org/wiki/Ich-AG [aufgeru-

fen am 26.09.2013]

[4] Puschmann, A.: Erwerbsbeteiligung von Frau-

en in Sachsen. In: Statistik in Sachsen 4/2011, 

S. 19 – 23. 

2)  Das ständige, regelmäßige oder gelegentliche Arbeiten wurde 
für Sonnabend bzw. Sonntag jeweils gesondert erhoben. In 
der hier vorgenommenen Zusammenfassung als Wochenend-
arbeit gilt diese als „ständig“, wenn ständig an mindestens 
einem der beiden Tage gearbeitet wurde. War dies nicht 
der Fall, gilt die Wochenendarbeit als „regelmäßig“, falls an 
Sonnabend und/oder Sonntag „regelmäßig“ gearbeitet wurde, 
analog wurde dann für „gelegentlich“ verfahren.
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Vorbemerkungen
Zur Werterhaltung und Vermehrung des fi -
nanziellen Vermögens ist es sowohl für Pri-
vatpersonen als auch für Unternehmen und 
öffentliche Haushalte (zusammengefasst als 
Nichtbanken) sinnvoll, bei Monetären Finanz-
instituten (im Folgenden kurz: MFI) – also 
bei Kreditbanken, Kreditgenossenschaften, 
Sparkassen und sonstigen Banken wie Lan-
desbanken oder Bausparkassen – bestimmte 
Einlagen zu tätigen. Diese lassen sich im All-
gemeinen nach ihrer Art und Befristung sowie 
ihren Gläubigergruppen differenzieren. Auf 
der anderen Seite kann speziell im privaten 
Umfeld aber durchaus auch einmal die Auf-
nahme eines Kredites notwendig werden, 
um die eigene Zahlungsfähigkeit aufrechter-
halten zu können oder zusätzliche Liquidität 
für größere Investitionsprojekte zu schaffen. 
Im Wirtschaftsleben ist diese Form der Fi-
nanzmittelbeschaffung ohnehin gang und 
gäbe. Die Kredite lassen sich prinzipiell nach 
ihren Schuldnergruppen und Befristungen 
(vgl. Abb. 1) sowie nach ausgewählten Wirt-
schaftszweigen unterscheiden.
Wenngleich das Kredit- und Einlagengeschäft 
zwischen Banken und Nichtbanken thematisch 
eng miteinander verbunden ist, so empfi ehlt 
sich hier eine getrennte Darstellung. Diese er-
laubt letztlich auch eine deutlich detailliertere 
Analyse der nach den verschiedenen Merk-
malen differenzierten Daten zum Geld- und 
Kreditwesen in Sachsen. Aus diesem Grund 
konzentrieren sich die Ausführungen in die-
sem Beitrag zunächst vordergründig auf Ent-
wicklungs- und Strukturbetrachtungen der von 
den (inländischen) MFI an Unternehmen, Pri-
vatpersonen und öffentliche Haushalte aus-
gereichten Kredite. In einem Folgebeitrag wird 
der Fokus der Analysen schließlich auf das Ein-
lagengeschäft der Nichtbanken in Sachsen 
gerichtet sein.
Die Datengrundlage bilden die durch die 
Deutsche Bundesbank bearbeitete monatli-

che Bilanzstatistik sowie die vierteljährliche 
Kreditnehmerstatistik. Die dort enthalte-
nen Angaben werden pro Quartal auch für 
die einzelnen Bundesländer aufbereitet und 
veröffentlicht. Für den Freistaat Sachsen ist 
dafür die Hauptverwaltung der Deutschen 
Bundesbank mit Sitz in Leipzig zuständig. Die 
Angaben repräsentieren den Bestand an Kre-
diten zum jeweiligen Jahresende.
Die regionale Zuordnung der bankstatistischen 
Daten erfolgt grundsätzlich nach dem Sitz der 
Bankniederlassungen (Zweigstellen) und nicht 
nach dem Sitz der Kunden.1) Insofern sind die 
nachfolgend vorgestellten Ergebnisse nicht 
identisch mit den Krediten an Bankkunden in 
Sachsen. Insbesondere gilt dies für bundesweit 
tätige Kreditinstitute ohne Filialnetz, wie z. B. 
die überwiegend in den Regionalbanken und 
sonstigen Kreditbanken enthaltenen Direktban-

ken, deren gesamtes Kundengeschäft dem je-
weiligen Firmensitz-Bundesland zugeordnet 
wird.2)

Den bankstatistischen Regionalergebnissen für 
Sachsen liegen somit die Angaben aller – einer 
Berichtspfl icht unterliegenden – MFI mit Sitz 
in Sachsen, die Gesamtzahl ihrer im Freistaat 
befi ndlichen Zweigstellen und alle sächsischen 

Zum Geld- und Kreditwesen in Sachsen 
in der Zeit von 2000 bis 2012
Teil 1 – Kreditgeschäft

Roman Straube

Kredite an / Einlagen von Nichtbanken (Nicht-MFI)

Inländische Nichtbanken Ausländische Nichtbanken

Langfristige Kredite /
Sparbriefe bzw.
Spareinlagen

Inländische
wirtschaftlich
selbstständige
Privatpersonen

Kurzfristige Kredite /
Sichteinlagen

Mittelfristige Kredite /
Termineinlagen

Abb. 1 Systematik zum Kredit- und Einlagengeschäft von Nichtbanken (Nicht-MFI)
nach Kundengruppen und Art1)

Inländische
wirtschaftlich

unselbstständige
und sonstige

Privatpersonen2)

Inländische
öffentliche
Haushalte

Inländische
Unternehmen

1) Bestand an Einlagen und aufgenommenen Krediten zum Jahresende ohne Einlagen aus Treuhandkrediten und ohne Verbindlich-
keiten gegenüber Geldmarktfonds, jedoch einschließlich nachrangiger Verbindlichkeiten (in der Position "Termineinlagen" bzw.
„Sparbriefe" enthalten).

2) einschließlich Organisationen ohne Erwerbszweck
Quelle: eigene Darstellung

1)  Einzige Ausnahme hiervon bildet – zumindest ab 2005 – die 
Deutsche Postbank AG, deren Kundenbeziehungen nach den 
Postleitzahlen den einzelnen Bundesländern zugeordnet 
werden.

2)  Zur Verminderung entsprechender Verzerrungen sind die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW), AKA Ausfuhrkredit-
GmbH, Landwirtschaftliche Rentenbank, Liquiditäts-
Konsortialbank GmbH, DekaBank Deutsche Girozentrale, 
DZ BANK AG Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank sowie 
die IKB Deutsche Industriebank AG, allesamt überregional 
tätige Finanzinstitute mit zentralen Aufgaben im gesamten 
Bundesgebiet, in den regionalstatistischen Auswertungen des 
jeweiligen Firmensitz-Bundeslandes – für Sachsen ohnehin 
nicht von Bedeutung – von vorneherein nicht mit enthalten.
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Niederlassungen von Banken mit Sitz in ande-
ren Bundesländern zugrunde (Unternehmens-
konzept).3)

Entwicklung und Struktur der an (inländi-
sche) Nichtbanken ausgereichten Kredite
Das von den Bankstellen in Sachsen an Nicht-
banken innerhalb und außerhalb Deutschlands 
geleistete Kreditvolumen erreichte im Untersu-
chungszeitraum von 2000 bis 2012 einen durch-
schnittlichen Jahresendbestand von 56,6 Milliar-
den €. Zum Jahresende 2012 – dem gegenwärtig 
aktuellsten Berichtsjahr – lag der entsprechende 
Wert bei 53,4 Milliarden €. Darunter wurden 
an inländische Nichtbanken allein 51,8 Milliar-
den € an Krediten ausgereicht, was einem Anteil 
von fast 97 Prozent gleichkommt. Auch über 
den kompletten Beobachtungszeitraum hin-
weg betrug dieser Anteil im Durchschnitt mehr 
als 91 Prozent. Aufgrund dieser Dominanz des 
heimischen Kreditwesens werden sich auch alle 
nachfolgenden Ausführungen einheitlich auf die 
inländischen Nichtbanken beziehen.

Kredite nach Schuldnergruppen und 
Befristung
Wie es Tabelle 1 verdeutlicht, nahmen die von 
den berichtspfl ichtigen Bankstellen in Sach-
sen an inländische Nichtbanken ausgereichten 
Kredite von Ende 2000 mit 53,8 Milliarden € 
zunächst kontinuierlich zu, um bereits im Jahre 
2002 mit 55,7 Milliarden € ihr bisheriges Maxi-
mum zu erreichen. Im Wesentlichen dürfte diese 
Entwicklung auf die verheerenden Auswirkun-
gen der Jahrhundertfl utkatastrophe in Sachsen 
zurückgehen, die im wirtschaftlichen wie auch 
im öffentlichen und privaten Umfeld immense 
Finanzmittel für Schadenbekämpfungs- bzw. 
Wiederaufbaumaßnahmen notwendig gemacht 
hatte. In der Folgezeit ging das Kreditvolumen 
dann tendenziell immer weiter zurück, bis zum 
Jahresende 2008 mit 45,2 Milliarden € ein vor-
läufi ger Tiefststand zu verzeichnen war (vgl. 
Abb. 2). Im Krisenjahr 2009 stiegen die Kredite 
an inländische Nichtbanken dann wieder kräftig 
auf 49,7 Milliarden € an und behielten dieses Ni-
veau in den beiden Folgejahren näherungsweise 
bei, bevor es 2012 erneut zu einem deutlichen 
Anstieg kam (vgl. Tab. 1).
Am aktuellen Rand 2012 lag ihr Wert so ins-
gesamt bei 51,8 Milliarden €. Das waren 
3,9 Prozent mehr als im Vorjahr, aber 3,7 Pro-
zent weniger als im Jahr 2000. Damit hat das 
Angebot an Finanzmitteln durch die Banken 
in Sachsen innerhalb des dreizehnjährigen 
Untersuchungszeitraums also insgesamt ab-
genommen, obwohl die langfristigen Kredite 
einen tendenziellen Wertzuwachs aufwiesen 
(vgl. hierzu genauer w. u. sowie Abb. 3). Die 
allgemeine Entwicklungsrichtung der Kredit-
zahlungen an die inländischen Nichtbanken 

und deren Schwankungen in der Zeit von 2000 
bis 2012 dürfte zum einen auf die allgemein 
reduzierte Nachfrage nach kreditfi nanziertem 
Fremdkapital4), zum anderen jedoch auch auf 
die jeweiligen Geldvergabepraktiken der MFI 
an Unternehmen bzw. Privatpersonen zurück-
gehen. Wie in diesem Zusammenhang aus den 
vierteljährlichen Befragungen ausgewählter 
Kreditinstitute in Deutschland (Bank Lending 
Survey) durch die Deutsche Bundesbank her-
vorgeht, waren deren Kreditvergaberichtlinien 
wie auch die jeweiligen hausinternen Bestim-
mungen für die Gewährung von Kredit an 
Unternehmen in den Jahren 2003 und 2004 
insgesamt vergleichsweise restriktiv ausge-
richtet. Dies erklärt auch den ab dieser Zeit in 
Sachsen zu beobachtenden Rückgang des Kre-
ditvolumens. Nach einer bis etwa Mitte 2007 
andauernden Phase der Lockerung nahmen 
die Banken vor dem Hintergrund der zuneh-
mend angespannteren Situation an den Fi-
nanzmärkten dann aber wieder – vor allem im 
Kreditgeschäft mit Unternehmen – merkliche 
Verschärfungen ihrer Angebotskonditionen 
vor, was im Tiefststand der 2008 in Sachsen 
insgesamt gewährten Kredite zum Ausdruck 
kommt. Dass diese Verschärfungen aber letzt-
lich nicht zu einer bankeninduzierten „Kredit-
klemme“ in der sächsischen Wirtschaft geführt 
haben, verdeutlicht die neuerliche Steigerung 
der Kreditsumme 2009, nachdem nun viele 
Unternehmen und Privatpersonen angesichts 
der Krise ihre Nachfrage nach Krediten doch 
signifi kant erhöht hatten. Die im Zuge des kon-
junkturellen Aufschwungs nahezu durchgän-
gig weiter zunehmende Kreditnachfrage bis 
Ende 2011 durch Unternehmen bzw. Ende 2012 
durch Private Haushalte in Verbindung mit den 
ab Mitte 2010 wieder tendenziell gelockerten 
Kreditvergaberichtlinien/-bedingungen der 
MFI liefern schließlich einen plausiblen Erklä-
rungsbeitrag für die in Sachsen vom Trend her 
aufwärts gerichtete Kreditentwicklung in den 
Jahren nach der Krise (vgl. Abb. 2).5) [1]
Nach Schuldnergruppen differenziert, entfi el 
auf die (inländischen) Unternehmen sowie die 
(inländischen) wirtscha ftlich unselbstständi-
gen und sonstigen Privatpersonen6) ein ver-
gleichbares Kreditvolumen. So erhielten die 
Unternehmen von 2000 bis 2012 Kredite in 
Höhe von durchschnittlich 18,0 Milliarden €, 
bei den wirtschaftlich unselbstständigen und 
sonstigen Privatpersonen waren es 17,5 Mil-
liarden €. Demnach gingen in etwa sieben 
von zehn Euro Bankkredit zusammen an die-
se beiden Schuldnergruppen. Ebenso ähnelt 
sich die den (inländischen) wirtschaftlich 
selbstständigen Privatpersonen sowie den 
(inländischen) öffentlichen Haushalten zur 
Verfügung gestellte Kreditmenge, die sich 
im Mittel des Beobachtungszeitraums auf 
jeweils 8,0 Milliarden € und damit auch auf 

weniger als die Hälfte der beiden zuerst ge-
nannten Schuldnergruppen summierte (vgl. 
Tab. 1 sowie Abb. 2 und 4).
Zum Jahresende 2012 entfi el der größte Teil 
der in Sachsen ausgereichten Kredite mit 19,7 
Milliarden € auf die Unternehmen. Damit wur-
de das Vorjahresergebnis um 2,7 Prozent über-
schritten, im Vergleich zu 2000 lag es um 2,5 
Prozent höher. Gleichzeitig war so der zweit-
höchste Stand nach 2001 mit damals fast 20 
Milliarden € erreicht. In der Folgezeit war die 
Entwicklung mit teils signifi kanten Schrump-
fungsraten bis zu einem Kreditwert von 15,3 
Milliarden € im Jahr 2008 anhaltend rückläufi g 
gewesen (vgl. Tab. 1). Der starke Zuwachs zu 
2009 in Höhe von rund einem Fünftel war dann 
vordergründig Ausdruck der Wirtschafts- und 
Finanzkrise, die viele Unternehmen in fi nanziel-
le Schiefl age gebracht hatte. Ungeachtet des-
sen betrug der Anteil der an die Unternehmen 
gezahlten Kredite an insgesamt stets mehr 
als 30 Prozent, am aktuellen Rand wurde mit 
38 Prozent sogar eine noch nie dagewesene 
Größenordnung erreicht (vgl. Abb. 2 und 4).
Die wirtschaftlich unselbstständigen und sons-
tigen Privatpersonen6) wiesen zum Jahresende 
2012 einen Kreditbestand von 17,2 Milliarden 
€ auf, 1,7 Prozent mehr als 2011 aber 1,0 Pro-
zent weniger als im Jahr 2000. Ausgehend vom 
damaligen Niveau verlief die Entwicklung zu-
nächst zwei Jahre aufwärts-, dann zwei Jahre 

3)  Ganz allgemein basieren die bankstatistischen Auswertungs-
ergebnisse auf den – für die einzelnen Bundesländer getätig-
ten – Regionalmeldungen der meldepfl ichtigen Banken mit 
Filialen in mehreren Bundesländern sowie auf den Bundes-
gebietsmeldungen der Institute, die keine Filialen außerhalb 
des Firmensitz-Bundeslandes unterhalten. Der tatsächliche 
Kreis an Berichtspfl ichtigen ist in [2] eindeutig defi niert. 
Nicht hierzu zählen so beispielsweise Kapitalanlagegesell-
schaften, Wertpapiersammelbanken, Wohnungsunternehmen 
mit Spareinrichtung oder auch Kreditinstitute, die lediglich 
Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Abs. 1 S. 2 Nr. 8 KWG (Garan-
tiegeschäfte) be treiben.

4)  So ist einerseits der Verschuldungsgrad (Quotient aus Fremd-
kapitalsumme zu bereinigtem Kapital) der bundesdeutschen 
wie sächsischen Unternehmen über die vergangenen Jahre 
stetig gesunken. Andererseits hat sich die Eigenkapitalquo-
te (Quotient aus bereinigtem Eigenkapital zu bereinigter 
Bilanzsum me) kontinuierlich weiter erhöht. Vgl. hierzu 
stellvertretend:

  http://www.dresdencreditreform.de/presse/wanalysen/wi_
mit/ana_wila-mit_2012_frühj.html [Aufruf vom 04.04.2013].

5)  Einen zusätzlichen Erklärungsbeitrag für die zu beobachten-
de Kreditentwicklung in Sachsen können die regelmäßigen 
Befra gungen des ifo Instituts für Wirtschaftsforschung im 
Rahmen des ifo Konjunkturtests zur sog. „Kredithürde“ leisten. 
Danach gaben im August 2003 knapp zwei Drittel (63,4 Pro-
zent) der befragten Unternehmen in der gewerbl. Wirtschaft 
Deutschlands an, sich einer restriktiven Kreditvergabe durch 
die Banken gegenüber zu sehen. Bis August 2007 ging dieser 
Prozentsatz kontinuierlich bis auf 22,9 Prozent zurück, bevor 
er im Zuge der Wirtschafts- und Finanzkrise auf ein zwischen-
zeitliches Hoch von 45,1 Prozent im Juli 2009 anstieg. Seit 
Anfang 2011 hat sich der Anteil nun wieder konstant bei etwas 
mehr als einem Fünftel eingepegelt. Vgl. hierzu genauer [3].

6)  Einschließlich Organisationen ohne Erwerbszweck. Für eine 
genauere Defi nition zu den einzelnen Schuldnergruppen vgl. 
Deutsche Bundesbank: Statistik der Banken und sonstigen 
Finanzinstitute, Richtlinien und Kundensystematik. In: Statis-
tische Sonderveröffentlichung 1, Frankfurt a. M., Juli 2012, 
S. 562 ff. Abrufbar unter:

  http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/Downloads/
Veroeffentlichungen/Statistische_Sonderveroeffentli-
chungen/Statso _1/statso_1_13_kundensystematik.pdf?__
blob=publicationFile [Aufruf vom 10.12.2012].
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abwärts- und schließlich wieder zwei Jahre auf-
wärtsgerichtet, sodass 2006 mit 18,4 Milliar-
den € das bisherige Kreditmaximum erreicht 
war (vgl. Tab. 1). Auch in der Folgezeit zeigte 
sich in dieser Schuldnergruppe keine einheit-
liche Entwicklungsrichtung. So schwankte der 
entsprechende Kreditanteil an den in Sachsen 
insgesamt ausgereichten Krediten im Untersu-
chungszeitraum zwischen 32 und 37 Prozent, 
am aktuellen Rand 2012 betrug er 33,2 Pro-
zent (vgl. Abb. 2 und 4).
Den wirtschaftlich selbstständigen Privat-
personen wurden 2012 durch die Bankstel-
len in Sachsen insgesamt 8,0 Milliarden € 

zur Verfügung gestellt. Im Vergleich zum 
Vorjahr entspricht dies einer signifikanten 
Steigerung um 13,9 Prozent, gegenüber 
2000 dagegen einem deutlichen Rückgang 
um 16,2 Prozent. Dabei lag die Zahl der 
Selbstständigen (und mithelfenden Famili-
enangehörigen) im Jahresdurchschnitt 2012 
um 22,8 Prozent höher als zu Beginn des 
Beobachtungszeitraums. Das Auseinander-
laufen der beiden Tatbestände ist wahrlich 
nur schwer zu erklären. Nachdem bei den 
wirtschaftlich selbstständigen Privatperso-
nen nämlich bereits im Jahr 2000 die bislang 
höchste Kreditsumme mit 9,6 Milliarden € 

erreicht gewesen war, nahm sie in der Fol-
gezeit bis 2008 von Jahr zu Jahr weiter ab 
und verharrte dann bis Ende 2011 – mit Aus-
nahme des krisenbedingten Zuwachses in 
2009 – auf etwa diesem Niveau (vgl. Tab. 1). 
Der Anteil dieser Schuldnergruppe am ge-
samtsächsischen Kreditvolumen lag 2012 so 
wieder bei 15,5 Prozent nach 14,2 Prozent 
2011. Zum Vergleich: Im Jahre 2000 hatte der 
entsprechende Anteil noch bei 17,8 Prozent 
gelegen (vgl. Abb. 2 und 4).
Die öffentlichen Haushalte erhielten im Jahre 
2012 Finanzmittel im Wert von 6,9 Milliarden € 
in Form von Krediten. Gegenüber dem Vorjahr 
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bedeutete das eine Zunahme um 2,8 Prozent, 
im Vergleich mit 2000 war es indes ein Zehntel 
weniger. Hier dürfte der überdurchschnittliche 
Rückgang vor allem mit den seit einiger Zeit im 
öffentlichen Sektor praktizierten Konsolidie-
rungs- und Sparbestrebungen in Verbindung 
stehen. So hatten die Kreditbestände bei dieser 
Schuldnergruppe bis 2005 zunächst kontinu-
ierlich zugenommen und mit 9,7 Milliarden € 
schließlich ihr vorläufi ges Maximum erreicht. 
Ab 2006 setzte dann jedoch eine anhaltende 
Abwärtsentwicklung ein, die erst im Krisenjahr 
2009 mit einem Kreditvolumen von nur noch 
5,7 Milliarden € ihr vorläufi ges Ende fand (vgl. 
Tab. 1). Seither verläuft die Entwicklung hier 
– trotz der anhaltenden Sparbemühungen im 
öffentlichen Bereich – wieder tendenziell auf-
wärtsgerichtet. Der Anteil der an die öffentli-
chen Haushalte gezahlten an den in Sachsen 
insgesamt gewährten Krediten bewegte sich so 
von 14,3 Prozent im Jahr 2000 über 18,5 Pro-
zent 2005 bzw. 11,5 Prozent 2009 bis hin zu 
13,4 Prozent im Jahr 2012 (vgl. Abb. 2 und 4).
Hinsichtlich ihrer Befristung können Kredite 
grundsätzlich in kurzfristige, mittelfristige und 
langfristige Kredite unterschieden werden. Da-
bei weisen letztere den mit Abstand größten 
Geldwert auf – im Durchschnitt der Jahre 2000 
bis 2012 waren es knapp 42,6 Milliarden € und 
damit mehr als vier Fünftel des gesamtsächsi-
schen Kreditvolumens. Bei den kurzfristigen 
Krediten lagen die entsprechenden Werte bei 
4,9 Milliarden € bzw. einem Zehntel, bei den 
mittelfristigen Krediten bei 4,0 Milliarden € 
bzw. knapp acht Prozent (vgl. Tab. 1). Bei der 
Interpretation der Ergebnisse ist allerdings zu 
berücksichtigen, dass langfristigen Krediten – 
etwa zur Finanzierung investitionsintensiver 
Sachanlagen oder zur Anschaffung langlebiger 
Gebrauchsgüter aufgenommen – für gewöhn-
lich auch signifi kant höhere Kreditsummen zu-

grunde liegen, als dies bei kurz- und mittelfris-
tigen Krediten der Fall ist.
Bei den langfristigen Krediten, für die einheit-
lich eine Laufzeit oder Kündigungsfrist von über 
fünf Jahren vereinbart ist, war zum Jahresende 
2012 ein Bestand von insgesamt 44,9 Milliar-
den € zu verzeichnen. Nie zuvor war ihr Wert 
bisher höher ausgefallen. So zeigte sich gegen-
über dem Vorjahr ein Zuwachs um 4,9 Prozent, 
im Vergleich zu 2000 betrug er 5,4 Prozent (vgl. 
Abb. 3). Im Gegensatz zu den gesamten Kredi-
ten weist die langfristige Variante innerhalb des 
dreizehnjährigen Untersuchungszeitraums also 
eine leicht steigende Tendenz auf. Nachdem die 
Entwicklung von 2000 an zunächst weitgehend 
stagnierte, kletterten die langfristigen Kredite 
im Jahr 2005 auf ein zwischenzeitliches Maxi-
mum von 43,9 Milliarden €. In den folgenden 

drei Jahren ging ihr Bestand dann wieder kon-
tinuierlich zurück, bevor es im Krisenjahr 2009 
erneut einen deutlichen Anstieg um über 4 Mil-
liarden € auf 42,3 Milliarden € gab (vgl. Tab. 1). 
Die tendenziell gestiegene Bedeutung der lang-
fristigen Kredite, die in allen vier Schuldner-
gruppen zu beobachten ist, spiegelt sich auch in 
deren Anteil an den Gesamtkrediten in Sachsen 
wieder. 2012 lag dieser bei 86,6 Prozent, nach-
dem er im Jahr 2000 „nur“ 79,1 Prozent betra-
gen hatte (vgl. Abb. 4).
Im Hinblick auf die relative Bedeutung der lang-
fristigen Kredite für die einzelnen Schuldner-
gruppen ist zu konstatieren, dass diese Kredit-
art für die öffentlichen Haushalte mit einem 
durchschnittlichen Anteil von 90,0 Prozent im 
Zeitraum von 2000 bis 2012 bzw. 94,2 Prozent 
im Jahre 2012 am gebräuchlichsten ist. Bei den 
wirtschaftlich unselbstständigen und sonsti-
gen Privatpersonen6) betrug der entsprechende 
Anteil im dreizehnjährigen Mittel 87,2 Pro-
zent und am aktuellen Rand 89,9 Prozent, 
bei den wirtschaftlich selbstständigen Privat-
personen waren es 81,5 Prozent bzw. – wie im 
gesamtsächsischen Durchschnitt – 86,6 Pro-
zent. Bei den Unternehmen belief sich der 
entsprechende Kreditanteil im Durchschnitt 
der Jahre 2000 bis 2012 schließlich noch auf 
75,8 Prozent und zum Jahresende 2012 auf 
81,0 Prozent (vgl. Tab. 1).
Die mittelfristigen Kredite, für die gemeinhin 
eine Laufzeit oder Kündigungsfrist von über 
einem Jahr bis einschließlich fünf Jahre gilt, 
wiesen Ende 2012 einen Gesamtwert von 3,8 
Milliarden € auf. Das waren 2,2 Prozent mehr 
als im Vorjahr aber fast ein Fünftel (-19,4 Pro-
zent) weniger als im Jahr 2000. Ausgehend von 
dem damaligen Niveau nahmen die Bestände 
zunächst zwei Jahre zu und erreichten 2002, 
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Abb. 2  Kredite an inländische Nichtbanken (Nicht-MFI)1) in Sachsen 2000 bis 2012
nach Schuldnergruppen

Milliarden €

1) Kreditbestand zum Jahresende ohne Schatzwechselkredite, Wertpapierbestände, Treuhandkredite und Ausgleichsforderungen,
jedoch einschließlich Wechsel im Bestand (sektorale Zuordnung nach dem Bezogenen).

2) einschließlich Organisationen ohne Erwerbszweck
Datenquelle: Regionalstatistik der Deutschen Bundesbank, Hauptverwaltung Leipzig
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dem Jahr der verheerenden Flutkatastrophe 
in Sachsen, mit 5,3 Milliarden € ihren bishe-
rigen Höchststand. Im Folgejahr brachen sie 
dann aber allein um knapp ein Viertel gegen-
über dem Vorjahr ein und setzten ihren rela-
tiv ausgeprägten, tendenziellen Abwärtstrend 
bis zu einem Minimum von 3,3 Milliarden € 
im Jahre 2008 fort (vgl. Abb. 3). Nicht zuletzt 
wegen der Finanzierung der Stimulierungs- 
und Stützungsmaßnahmen für die sächsische 
Wirtschaft zu Zeiten und im Nachgang der 
Wirtschaftskrise war ab 2009 wieder ein ten-
denzieller Zuwachs bei den mittelfristigen Kre-
ditbeständen zu beobachten (vgl. Tab. 1). Ihr 
Anteil an den für den Freistaat insgesamt zu 
verzeichnenden Krediten lag im gesamten Be-
obachtungszeitraum stets unter einem Zehn-
tel, am aktuellen Rand 2012 betrug er 7,4 Pro-
zent (2000: 8,8 Prozent) – (vgl. Abb. 4).
Anders als bei der langfristigen Variante sind 
Kredite mit einer Laufzeit oder Kündigungs-
frist von über einem Jahr bis einschließlich fünf 
Jahre für die Unternehmen bedeutsamer als für 
die übrigen Schuldnergruppen. So entfi elen im 
Durchschnitt der Jahre 2000 bis 2012 letztlich 
9,2 Prozent aller mittelfristigen Kredite auf die 
sächsischen Unternehmen, für das Jahresende 
2012 ergaben sich 9,0 Prozent. Bei den wirt-
schaftlich unselbstständigen sowie sonstigen 
Privatpersonen6) wurden Anteile von 8,5 Pro-
zent im dreizehnjährigen Mittel sowie 7,7 Pro-
zent im Jahr 2012 erreicht, bei den wirtschaft-
lich selbstständigen Privatpersonen waren es 
6,4 bzw. 6,5 Prozent. Von den Krediten an öf-
fentliche Haushalte stellten schließlich 4,7 Pro-
zent (Jahresdurchschnitt 2000 bis 2012) bzw. 
3,0 Prozent (Jahresende 2012) – also nicht ein-
mal jeder 20. Euro – ein Darlehen mit mittlerer 
Laufzeit oder Kündigungsfrist dar (vgl. Tab. 1).

Der Wert der kurzfristigen Kredite, in de-
nen auch die im Bestand befi ndlichen Wechsel 
enthalten sind, betrug zum Jahresende 2012 
nur noch 3,1 Milliarden €. Binnen Jahresfrist 
entspricht dies einem Rückgang um 6,0 Pro-
zent, im Vergleich zu 2000 gar mehr als einer 
Halbierung (vgl. Tab. 1 und Abb. 3). Dieser 
Sachverhalt unterstreicht einmal mehr die 
über den kompletten Untersuchungszeitraum 
von 2000 bis 2012 hinweg auszumachende, 
signifi kante Verschiebung von eher kurz- bis 
mittelfristig orientierten Darlehen hin zu Kre-
diten mit Laufzeiten bzw. Kündigungsfristen 
von über fünf Jahren. Den Maximalwert er-
reichten die kurzfristigen Kredite ebenfalls im 
Jahr der Flutkatastrophe 2002 mit 7,5 Milliar-
den €, bevor – abgesehen von 2007 und 2011 
– ein faktisch kontinuierlicher Rückgang der 
Bestände einsetzte (vgl. Tab. 1). Dabei war 
das Absolutniveau der kurzfristigen Kredite 
bis zum Jahresende 2008 noch durchweg und 
zum Teil erheblich höher als das der mittelfris-
tigen Kredite ausgefallen. Der Anteil der kurz-
fristigen an den gesamten Krediten bewegte 
sich von 12,0 Prozent 2000 über 13,4 Prozent 
2002 bis hin zu 6,0 Prozent 2012 (vgl. Abb. 4).
Nach Schuldnergruppen betrachtet lassen sich 
bei den kurzfristigen Krediten die mit Abstand 
höchsten Absolutniveaus für die Unternehmen 
ausmachen. So entfi el hierauf im gesamten Be-
obachtungszeitraum stets mehr als die Hälfte 
der entsprechenden Finanzmittel. Dieses Über-
gewicht erscheint vor dem Hintergrund des 
insbesondere für diese Schuldnergruppe – in 
Abhängigkeit der Auftragslage – charakteristi-
schen Erfordernisses einer zeitnahen Beschaf-
fung sowie Finanzierung von Betriebsmitteln 
(z. B. von Rohstoffen) nur allzu verständlich. 
Zudem spielt diese Kreditart im Freistaat Sach-

sen für die Unternehmen im Vergleich zu den 
anderen Schuldnergruppen einmal mehr die 
bedeutendste Rolle. So gehörten im gesamten 
Untersuchungszeitraum von 2000 bis 2012 im 
Mittel 14,9 Prozent aller an die Unternehmen 
ausgereichten Kredite in die Kategorie „kurz-
fristig“, zum Jahresende 2012 war es immer-
hin noch ein Zehntel. Auch bei den wirtschaft-
lich selbstständigen Privatpersonen ergaben 
sich überdurchschnittliche Anteile von 12,1 und 
6,9 Prozent. Die wirtschaftlich unselbststän-
digen und sonstigen Privatpersonen6) wiesen 
im Durchschnitt der Jahre 2000 bis 2012 einen 
Anteil von 4,3 Prozent und am aktuellen Rand 
von 2,4 Prozent aus. Bei den öffentlichen Haus-
halten betrugen die entsprechenden Werte 5,3 
bzw. 2,7 Prozent. Dies verdeutlicht eine doch 
geringere Bedeutung der kurzfristigen Kredite 
für die beiden letztgenannten Schuldnergrup-
pen (vgl. Tab. 1).
In Deutschland insgesamt lagen die von den 
MFI an die inländischen Nichtbanken gezahl-
ten Kredite 2012 bei 2 786,2 Milliarden € und 
damit 0,4 Prozent höher als im Vorjahr und 4,6 
Prozent über ihrem Niveau von 2000. Insofern 
verlief die Entwicklung der Gesamtkredite auf 
Bundesebene gegenüber jener in Sachsen über 
den kompletten Beobachtungszeitraum grund-
sätzlich in die entgegengesetzte Richtung. Die 
langfristigen Kredite zeigen hingegen in bei-
den Regionen einen ausgeprägten Aufwärts-
trend. Von den in Deutschland insgesamt 
ausgezahlten Krediten entfi elen am aktuellen 
Rand 1,9 Prozent auf die berichtspfl ichtigen 
Bankstellen in Sachsen.
Jeweils mehr als ein Drittel der 2012 auf Bun-
desebene insgesamt ausgereichten Finanzmit-
tel entfi el auf die wirtschaftlich unselbststän-
digen und sonstigen Privatpersonen6) (1 058,3 
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Milliarden € bzw. 38,0 Prozent) sowie die Un-
ternehmen (989,2 Milliarden € bzw. 35,5 Pro-
zent). Die wirtschaftlich selbstständigen 
Privatpersonen waren daran noch zu einem 
Siebtel (388,4 Milliarden € bzw. 13,9 Prozent) 
und die öffentlichen Haushalte letzten En-
des zu einem Achtel (350,3 Milliarden € bzw. 
12,6 Prozent) vertreten. Insofern ist zu konsta-
tieren, dass sich die Bankstellen in Sachsen – 
verglichen mit der Situation auf Bundesebene 
– offenbar einer überdurchschnittlich hohen 
Kreditnachfrage durch die Unternehmen ge-
genübersehen, während der Kreditbedarf der 
wirtschaftlich unselbstständigen und sonsti-
gen Privatpersonen6) hier eine geringere Grö-
ßenordnung aufweist (vgl. Abb. 4).
Nach ihrer Befristung betrachtet, sind auch auf 
gesamtdeutscher Ebene 2012 mit 76,2 Prozent 
der weitaus größte Teil der Kreditbestände lang-
fristige Darlehen (2 123,1 Milliarden €). Mit 
weitem Abstand folgen zu 13,4 Prozent kurz-
fristige Kredite (374,0 Milliarden €) sowie zu 
10,4 Prozent mittelfristige Kredite (289,1 Mil-
liarden €). Damit kommt in Deutschland kurz-
fristigen Krediten eine weitaus höhere Bedeu-
tung als in Sachsen zu, langfristigen Krediten 
indes ein merklich geringeres Gewicht.

Kredite nach ausgewählten Wirtschafts-
zweigen7)

Betrachtet man lediglich die Summe von Kre-
diten an (inländische) Unternehmen sowie 
(inländische) wirtschaftlich selbstständige 
Privatpersonen, so lässt sich deren Vertei-
lung auch nach Wirtschaftszweigen differen-
ziert darstellen. Im Mittel der Jahre 2000 bis 
2012 belief sich der Wert der an diese beiden 
Schuldnergruppen ausgehändigten Kredite 
auf zusammen 26,0 Milliarden €. Zum Jahres-
ende 2012 lag das Ergebnis bei 27,7 Milliar-
den € und damit 5,7 Prozent höher als im Vor-
jahr und ein Viertel höher als im Vorkrisenjahr 
2008 (vgl. Tab. 3 und Abb. 5). Im Vergleich zu 
2000 allerdings, als der Kreditbestand noch 
bei 28,8 Milliarden € gelegen hatte, zeig-
te sich ein Niveaurückgang um 3,7 Prozent. 
Unter Berücksichtigung des Zuwachses von 
2008 zu 2012 in Höhe von 24,1 Prozent war 
für diese Gesamtentwicklung neben dem 
ausgeprägten Rückgang des Kreditvolumens 
zwischen 2007 und 2008 um allein 5,6 Pro-
zent (vgl. Abb. 5) auch dessen nahezu kon-
tinuierliche Abnahme von 2000 bis 2007 
um insgesamt 17,9 Prozent (vgl. Tab. 2) aus-
schlaggebend. Dabei ähnelt das Verlaufsbild 
der an die (inländischen) Unternehmen sowie 
die (inländischen) wirtschaftlich selbstständi-
gen Privatpersonen ausgehändigten Finanz-
hilfen jenem der Gesamtkredite in Sachsen 
relativ stark (vgl. Abb. 2 und 5). Ursächlich 
dafür dürfte nicht zuletzt der entsprechende 
Kreditanteil dieser beiden Schuldnergrup-

pen an insgesamt in Höhe von gut 50 Pro-
zent sein. Der kräftige Anstieg der Kredite 
im Krisenjahr 2009 beispielsweise dürfte im 
Wesentlichen auf die Bestrebungen der Un-
ternehmen zurückgehen, ihre Zahlungsfähig-
keit aufrechtzuerhalten und die allgemeinen 
negativen Auswirkungen der schwächelnden 
Konjunktur abzumildern.
Wie aus Fußnote 7 hervorgeht, kann die nach 
Wirtschaftszweigen differenzierte Darstel-
lung aufgrund des WZ-Wechsels zwischen den 
Jahren 2007 und 2008 ausschließlich separat 
für die beiden Zeiträume 2000 bis 2007 (ge-
mäß WZ93 bzw. WZ 2003) sowie 2008 bis 2012 
(gemäß WZ 2008) erfolgen. Aus Aktualitäts-
erwägungen heraus wird der Fokus der Ana-
lysen in diesem Beitrag aber ausschließlich 
auf den die Wirtschafts- und Finanzkrise um-
schließenden Jahren 2008 bis 2012 liegen. Die 
Struktur der Kreditzahlungen in die verschie-
denen Wirtschaftszweige für das Jahr 2000 
sowie deren Entwicklung bis 2007 können 
ersatzweise anhand der Angaben in Tabelle 2 
nachvollzogen werden.
In die sächsischen Dienstleistungsbereiche zu-
sammen wurden im Mittel der Jahre 2008 bis 
2012 Kredite im Wert von knapp 17,7 Milliar-
den € ausgezahlt. Bezogen auf die gesamten 
Kredite an die (inländischen) Unternehmen so-
wie die (inländischen) wirtschaftlich selbst-
ständigen Privatpersonen in Sachsen in Höhe 
von 25,4 Milliarden € sind dies sieben von zehn 
Euro (vgl. Abb. 5). Am aktuellen Rand lag das 
Kreditvolumen im Dienstleistungsbereich bei 
gut 18,7 Milliarden €. Dies entspricht 7,3 Pro-
zent mehr als Ende 2011 und einem um 16,6 
Prozent höheren Niveau als 2008. Dabei war 
die Entwicklung durch einen kontinuierlichen 
Aufwärtstrend gekennzeichnet, sieht man ein-

mal von der krisenbedingten Sonderentwick-
lung 2009/2010 ab (vgl. Abb. 5).
Innerhalb der Dienstleistungsbereiche domi-
nieren die „Wohnungsunternehmen“, an die 
von 2008 bis 2012 durchschnittlich 40 Prozent 
bzw. knapp 7,2 Milliarden € an Krediten aus-
gezahlt wurden. Der Bestand am Jahresende 
2012 belief sich auf 7,1 Milliarden €. Im Ver-
gleich zum Vorjahr bedeutete dies einen Rück-
gang um 1,7 Prozent, gegenüber 2008 hinge-
gen eine Steigerung um über ein Fünftel (vgl. 
Tab. 3). Der Anteil an sämtlichen Krediten 
für die (inländischen) Unternehmen und die 
(inländischen) wirtschaftlich selbstständigen 
Privatpersonen, betrug 2012 erneut mehr als 
ein Viertel (vgl. Abb. 6).
Der Bereich „Handel, Instandhaltung und 
Reparatur von Kraftfahrzeugen“ wies im 
Durchschnitt der Jahre 2008 bis 2012 ein 
Kreditvolumen von gut 1,7 Milliarden € auf. 
Am aktuellen Rand erreichte der Wert mit 
1,9 Milliarden € eine seit der WZ-Umstellung 
noch nie dagewesene Größenordnung (vgl. 
Tab. 3). Somit lag das Niveau jüngst 15,5 Pro-

7)  Bei den nach Wirtschaftszweigen differenzierten Ausführun-
gen ist zu berücksichtigen, dass diese für die Jahre 2000 bis 
2007 einheitlich auf der Klassifi kation der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1993 bzw. 2003 (WZ93 bzw. WZ 2003) und ab 2008 
auf der Klassifi kation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 2008 
(WZ 2008) fußen. Aufgrund der Vielzahl von Veränderungen, 
die der WZ-Wechsel – insbesondere im Dienstleistungs-
bereich – sowohl in struktureller als auch in begriffl icher 
Hinsicht mit sich gebracht hat sowie den umstellungsbeding-
ten Verzögerungen bei einzelnen Unternehmensmeldungen 
sind die Ergebnisse ab 2008 mit denen der vorangegangenen 
Jahre nur noch eingeschränkt vergleichbar. Genauere Erklä-
rungen hierzu fi nden sich unter http://www.statistik.sachsen.
de/html/519.htm unter dem Punkt Erläuterungen.

  Die jeweiligen WZ-Bezeichnungen entstammen einheitlich 
der Kundensystematik der Deutschen Bundesbank. Vgl. 
hierzu genauer: http://www.bundesbank.de/Redaktion/DE/
Downloads/Veroeffentlichungen/Statistische_Sonderveroef-
fentlichungen/Statso_2/statso_2_bankenstatistik_kunden-
systematik_072013.pdf?__blob=publicationFile.
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zent höher als Ende 2011 und immerhin noch 
6,7 Prozent über dem von 2008. Selbst im 
Krisenjahr 2009 hatte der Kreditbestand in 
diesem Zweig mit weniger als 1,7 Milliarden € 
noch um einiges niedriger als 2012 gelegen. 
Dies verdeutlicht einmal mehr die hilfreichen 
weil konjunkturstimulierenden Impulse, die 
von der „Umweltprämie“ auf den Automo-
bilhandel ausgingen und einer entsprechend 
ausgedehnten Inanspruchnahme von Krediten 
so gezielt entgegenwirkten. Aktuell bedarf es 
aufgrund der sich zusehends eintrübenden 
Konjunktur in jener Sparte8) allerdings wieder 
einer entsprechend erhöhten Kreditnach-
frage. Der Anteil der Kredite für den Bereich 
„Handel, Instandhaltung und Reparatur von 

Kraftfahrzeugen“ an insgesamt lag zum Jah-
resende 2012 bei 6,8 Prozent (vgl. Tab. 3 und 
Abb. 6).
Im Bereich „Information und Kommunikati-
on“; Forschung und Entwicklung; Verlagswe-
sen“9) war im Zeitraum von 2008 bis 2012 ein 
durchschnittlicher Kreditbestand von gut 1,5 
Milliarden € zu verzeichnen. Gleiches galt für 
das Ergebnis zum Jahresende 2012. Damit er-
gab sich im Vergleich zum Vorjahr eine Kredit-
steigerung um 5,8 Prozent. Bezogen auf 2008 
entsprach der aktuelle Stand indes einem um 
6,2 Prozent niedrigeren Niveau (vgl. Tab. 3). 
Ungeachtet dessen ging zuletzt noch immer 
mehr als jeder 20. Euro aller an die (inländi-
schen) Unternehmen sowie die (inländischen) 

wirtschaftlich selbstständigen Privatpersonen 
insgesamt ausgehändigten Kredite an genau 
diesen Dienstleistungsbereich (vgl. Abb. 6).
An das Gesundheits-, Veterinär- und Sozial-
wesen wurden im Durchschnitt der Jahre 2008 
bis 2012 Kredite im Wert von 1,4 Milliarden € 
gezahlt. Für den aktuellen Rand ergab sich ein 

8)  Nach vorläufi gen Angaben der sächsischen Binnenhandels-
statistik lag der Umsatz im Bereich „Handel mit Kraftfahr-
zeugen; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen“ 
2012 im Vergleich zu 2011 nominal um 4,2 Prozent und real 
um 5,0 Prozent niedriger. Im 1. Quartal 2013 setzte sich die 
abwärtsgerichtete Entwicklung gegenüber dem Vorjahres-
quartal um nominal 8,8 Prozent und real 8,6 Prozent sogar 
noch in verstärkter Intensität fort.

9)  einschließlich „Erbringung von wirtschaftlichen Dienstleis-
tungen (ohne Beteiligungsgesellschaften), Interessenvertre-
tungen“
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Bestand von knapp 2,3 Milliarden €, nachdem 
er in den Jahren zuvor weitestgehend unver-
ändert zwischen 1,1 … 1,2 Milliarden € gelegen 
hatte (vgl. Tab. 3). Dabei ist für die annähernde 
Verdopplung des Kreditbestandes weniger die 
konjunkturelle Entwicklung sondern vielmehr 
eine methodische Besonderheit ausschlagge-
bend, die konkret in einer Verbesserung des Da-
tenerhebungsverfahrens durch entsprechende 
Optimierungen im IT-Bereich liegt. Insofern 
hat sich der Kreditanteil des sächsischen „Ge-
sundheits-, Veterinär- und Sozialwesens“ an 
insgesamt von zuletzt unter fünf Prozent auf 
8,2 Prozent Ende 2012 erhöht (vgl. Abb. 6).
Auf alle übrigen Dienstleistungsbereiche ent-
fi elen im Mittel der Jahre 2008 bis 2012 wie 
auch am aktuellen Rand noch rund 5,9 Milli-
arden € an Krediten und damit etwa ein Viertel 
der an (inländische) Unternehmen und (inlän-
dische) wirtschaftlich selbstständige Privat-
personen gezahlten Geldleistungen insgesamt 
(vgl. Tab. 3). Darunter zeigen vor allem die „Fi-
nanz- (ohne MFI) und Versicherungsdienstleis-
ter“ seit 2008 bis an den aktuellen Rand einen 
deutlichen und kontinuierlichen Aufwärts-
trend. Hinsichtlich der Entwicklungen und 
Strukturen in den anderen Dienstleistungsbe-
reichen sei auf die entsprechenden Angaben in 
Tabelle 3 bzw. Abbildung 6 verwiesen.
Das Produzierende Gewerbe in Sachsen erhielt 
im Zeitraum von 2008 bis 2012 durchschnitt-
lich rund 7,1 Milliarden € an Finanzhilfen und 
damit mehr als ein Viertel der Gesamtkredite 
an die (inländischen) Unternehmen sowie die 
(inländischen) wirtschaftlich selbstständigen 
Privatpersonen (vgl. Abb. 5). Zum Jahresende 
2012 belief sich der Kreditbestand bereits auf 
knapp 8,3 Milliarden €. Binnen Jahresfrist wa-
ren das 2,2 Prozent mehr, im Vergleich zu 2008 

gar 44,6 Prozent mehr. Seither ist das Kredit-
volumen im Produzierenden Gewerbe stetig 
weiter angestiegen. Die im Vergleich zur Ge-
samtentwicklung sowie zum Kreditzuwachs in 
den Dienstleistungsbereichen weit überdurch-
schnittliche Entwicklung hat folglich zu einer 
Schwerpunktverlagerung der Kreditzahlungen 
hin zum Produzierenden Gewerbe geführt, die 
im Unterschied zur allgemeinen Wirtschafts- 
und Erwerbstätigenstruktur in Sachsen steht. 
Diese war über die vergangenen Jahre ja gera-
de stark von einem Wandel weg von der Pro-
duktionsgesellschaft hin zur Dienstleistungs-
gesellschaft geprägt gewesen.10)

Innerhalb des Produzierenden Gewerbes wurde 
an den Bereich „Energie und Wasserversor-
gung; Entsorgung; Bergbau und Gewinnung 
von Steinen und Erden“ im Durchschnitt der 
Jahre 2008 bis 2012 mit rund 3,1 Milliarden € 
die höchste Kreditsumme ausgezahlt. Am ak-
tuellen Rand belief sich der Kreditbestand auf 
annähernd 4,3 Milliarden € und lag damit 5,6 
Prozent höher als noch 2011. Im Vergleich zum 
Vorkrisenjahr 2008 ist der aktuelle Wert indes 
mehr als zweieinhalb Mal so hoch (vgl. Tab. 3). 
Dahinter steht auch in diesem Wirtschafts-
zweig ein gewisser Sondereffekt, der nur zum 
Teil auf die aufstrebende Konjunkturentwick-
lung im Gefolge der Wirtschaftskrise als viel-
mehr auch auf eine ähnliche Besonderheit wie 
w. o. bereits beim „Gesundheits-, Veterinär- 
und Sozialwesen“ beschrieben zurückgeht. Der 
Anteil an allen Krediten für die (inländischen) 
Unternehmen sowie die (inländischen) wirt-
schaftlich selbstständigen Privatpersonen 
2012 betrug 15,4 Prozent (vgl. Abb. 6).
Einen ähnlich hohen Kapitalbedarf weist auch 
das sächsische Verarbeitende Gewerbe auf, 
wo die Kredite von 2008 bis 2012 ein durch-

schnittliches Niveau von fast 3,0 Milliarden € 
erreichten (vgl. Abb. 5). Ende 2012 lag der 
Kreditbestand bei weniger als 2,9 Milliarden € 
und damit 2,3 Prozent niedriger als im Vorjahr 
und 5,1 Prozent unter dem Niveau von 2008. 
2009 war der Wert dann zwischenzeitlich 
auf rund 3,2 Milliarden € angewachsen (vgl. 
Tab. 3). In dieser Steigerung dürften sich im 
Wesentlichen die Bestrebungen der Unterneh-
men widerspiegeln, in Zeiten der Wirtschafts- 
und Finanzkrise möglichst uneingeschränkt 
zahlungsfähig zu bleiben und deren negative 
Auswirkungen so gut es geht zu begrenzen. 
Als eine Industriebranche, die besonders stark 
von der Krise betroffen war und ihre Kredit-
nachfrage 2009 im Vergleich zu 2008 signi-
fi kant ausgeweitet hatte, sei hier beispielhaft 
die „Metallerzeugung und -bearbeitung; Her-
stellung von Metallerzeugnissen“ genannt (vgl. 
Tab. 3). An anderer Stelle, wie z. B. im Bereich 
„Maschinenbau; Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen einschließlich sonstigem 
Fahrzeugbau sowie Reparatur und Installati-
on von Maschinen und Ausrüstungen“ blieb 
der Kreditbedarf auch über diese Zeit hinweg 
– nicht zuletzt wegen der staatlichen Kon-
junkturpakete wie z. B. der „Umweltprämie“ 
– dagegen weitestgehend konstant bei 0,5 … 
0,6 Milliarden €.11) Der Kreditanteil des Verar-
beitenden Gewerbes lag Ende 2012 noch im-
mer bei mehr als einem Zehntel, d. h. gut jeder 
zehnte Euro der an die (inländischen) Unter-
nehmen sowie die (inländischen) wirtschaftlich 
selbstständigen Privatpersonen in Sachsen 
ausgereichten Finanzhilfen insgesamt wandert 
in diesen Wirtschaftszweig (vgl. Abb. 6).
An das sächsische Baugewerbe gingen seitens 
der MFI im Durchschnitt der Jahre 2008 bis 
2012 wie auch am aktuellen Rand Kredite in 
Höhe von rund 1,1 Milliarden €. Damit lag das 
Ergebnis um 1,9 Prozent über dem Vorjahres-
stand und 8,8 Prozent höher als im Vorkrisen-
jahr 2008. Von 2000 bis 2007 war die Kredit-
entwicklung im Baugewerbe noch durch einen 
kontinuierlichen Abwärtstrend gekennzeichnet 
gewesen (vgl. Tab. 2). Zu einem gewissen Teil 
steht diese Entwicklung durchaus im Einklang 
mit den rückläufi gen Betriebs-, Beschäftigten- 
und Umsatzzahlen der Betriebe des Bauhaupt- 
bzw. des Ausbaugewerbes mit im Allgemeinen 
20 und mehr tätigen Personen in jener Zeit. [4, 
S. 76 f.] Seither hat sich der Kreditbedarf auf 
einem Niveau von reichlich einer Milliarde € 
eingepegelt. In der Tendenz ist sogar eine leich-
te Aufwärtsbewegung zu erkennen (vgl. Tab. 3). 

10) Die Entwicklung der sächsischen Wirtschafts- bzw. Erwerbs-
tätigenstruktur wurde zuletzt ausführlicher im Wirtschafts-
bericht für Sachsen 2010 thematisiert. Vgl. hierzu [4] sowie 
zusätzlich [5].

11) Die Konjunkturentwicklung in der sächsischen Industrie und 
ausgewählten Branchen zu Zeiten der Krise wurde bereits 
an anderer Stelle und zu einem früheren Zeitpunkt genauer 
analysiert. Vgl. hierzu [6] und [7].
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Der Anteil des Baugewerbes bezogen auf alle 
Kredite an (inländische) Unternehmen sowie 
(inländische) wirtschaftlich selbstständige Pri-
vatpersonen lag zum Jahresende 2012 bei 4,1 
Prozent (vgl. Abb. 6).
Auf die „Land- und Forstwirtschaft, Fischerei“ 
entfi el in der Zeit von 2008 bis 2012 schließ-
lich ein durchschnittliches Kreditvolumen von 
gut 0,6 Milliarden €, zum Jahresende 2012 wa-

ren es reichlich 0,7 Milliarden € und damit 7,6 
Prozent mehr als vor Jahresfrist und sogar gut 
ein Viertel mehr als 2008. Auch bei der Nach-
frage nach Krediten spielt dieser Wirtschafts-
bereich also im gesamtwirtschaftlichen Kon-
text eine eher untergeordnete Rolle. So war 
die „Land- und Forstwirtschaft, Fischerei“ 
zuletzt lediglich zu 2,5 … 2,6 Prozent an der 
Gesamtkreditsumme für die (inländischen) 

Unternehmen sowie die (inländischen) wirt-
schaftlich selbstständigen Privatpersonen 
vertreten (vgl. Tab. 3 und Abb. 6).
Von Seiten der bundesdeutschen MFI wurden 
2012 Kredite im Gesamtumfang von 1 377,6 
Milliarden € an (inländische) Unternehmen so-
wie (inländische) wirtschaftlich selbstständige 
Privatpersonen ausgezahlt. Binnen Jahresfrist 
entspricht dies einer Niveausteigerung um 0,7 
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Prozent, gegenüber 2008 um 3,4 Prozent und 
im Vergleich mit 2000 um 8,7 Prozent. Von den 
entsprechenden Kreditzahlungen auf Bundes-
ebene waren am aktuellen Rand so 2,0 Prozent 
den berichtspfl ichtigen Bankstellen in Sachsen 
zuzurechnen.
Von den insgesamt 1 377,6 Milliarden € an Fi-
nanzhilfen entfi elen auf die Dienstleistungs-
bereiche zusammen mehr als drei Viertel (76,2 
Prozent). Darunter waren nennenswerte Anteile 
beispielsweise für die „Finanz- und Versiche-
rungsdienstleister“ (14,2 Prozent), die „Woh-
nungsunternehmen“ (13,4 Prozent), den Bereich 
„Handel; Instandhaltung und Reparatur von 
Kraftfahrzeugen“ (9,2 Prozent), den Bereich 
„Information und Kommunikation; Forschung 
und Entwicklung; Verlagswesen“9) (6,4 Prozent), 
das „Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen“ 
(5,8 Prozent) oder auch für den Bereich „Verkehr 
und Lagerei“ (5,6 Prozent) zu verzeichnen. Das 
Produzierende Gewerbe erhielt mit 20,6 Pro-
zent noch ein Fünftel der entsprechenden 
Kredite. Darunter fl oss in etwa jeder zehnte 
Euro ins Verarbeitende Gewerbe (9,5 Prozent), 
wobei vor allem die Bereiche „Maschinenbau; 
Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagen-
teilen einschließlich sonstigem Fahrzeugbau; 
Reparatur und Installation von Maschinen und 
Ausrüstungen“, „Metallerzeugung und -bearbei-
tung; Herstellung von Metallerzeugnissen“ so-
wie „Holzgewerbe; Papier- und Druckgewerbe; 
Herstellung von Möbeln und sonstigen Waren“ 
einen erhöhten Kreditbedarf aufwiesen. Der Be-
reich „Energie und Wasserversorgung; Entsor-
gung; Bergbau sowie Gewinnung von Steinen 
und Erden“ war 2012 zu 6,7 Prozent an allen 
den (inländischen) Unternehmen sowie den 
(inländischen) wirtschaftlich selbstständigen 
Privatpersonen zur Verfügung gestellten Kredi-
ten vertreten, das „Baugewerbe“ zu 4,3 Prozent 
und die „Land- und Forstwirtschaft, Fischerei“ 
schließlich noch zu 3,2 Prozent.
Verglichen mit der Kreditstruktur in Sach-
sen kommt der „Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei“ auf Bundesebene also eine etwas 
höhere Bedeutung zu. Gleiches gilt für den 
Kreditanteil der Dienstleistungsbereiche in 
Deutschland, der sogar um annähernd zehn 
Prozentpunkte höher liegt. Entsprechend 
weniger stark als in Sachsen ist hingegen das 
Produzierende Gewerbe an den von den MFI 
an Unternehmen sowie wirtschaftlich selbst-
ständige Privatpersonen ausgereichten Kredi-
ten insgesamt vertreten.

Zusammenfassung und Ausblick
Das von den sächsischen Monetären Finanz-
instituten an die einzelnen Schuldnergruppen 
ausgezahlte Kreditvolumen insgesamt lag am 
aktuellen Rand 2012 – anders als auf Bun-
desebene – niedriger als zu Beginn des Beob-

achtungszeitraums im Jahre 2000. Dies legt 
den Schluss nahe, dass der Kreditbedarf (der 
Wirtschaft) auf gesamtdeutscher Ebene über 
die zurückliegenden Jahre tendenziell immer 
weiter zugenommen hat, während sich spezi-
ell die sächsischen Bankstellen langfristig eher 
einer rückläufi gen Kreditnachfrage durch ihre 
– vermutlich mehrheitlich innerhalb Sachsens 
ansässigen – Kunden gegenübersehen. Eine 
fl ankierende Finanzausstattung der Betriebe 
mit Fremdkapital hat hier also offensichtlich an 
Bedeutung verloren. Dieser Umstand spiegelt 
sich nicht zuletzt auch in den in ostdeutschen 
(also auch sächsischen) Betrieben grundsätzlich 
höheren Eigenkapitalquoten im Vergleich zu 
denen im früheren Bundesgebiet wider. [8], [9]
Ausgehend vom Tiefpunkt in 2008 steigen die 
für Sachsen zu verzeichnenden Kreditbestände 
nunmehr aber wieder kontinuierlich an, sofern 
man einmal vom zwischenzeitlichen Maximum 
im Krisenjahr 2009 absieht. Dabei sind die jewei-
ligen Kreditwerte bei den Unternehmen und den 
wirtschaftlich unselbstständigen und sonstigen 
Privatpersonen6) sowie (nachvollziehbarerwei-
se) bei den langfristigen Krediten am höchsten. 
Während deren Volumen in den letzten Jahren 
zusehends weiter zugenommen hat, ist die Ent-
wicklung bei den mittelfristigen und vor allem 
bei den kurzfristigen Krediten an den Finanz-
märkten durch einen mehr oder weniger ausge-
prägt abwärtsgerichteten Verlauf charakterisiert.
Von wirtschaftszweiglicher Seite her betrach-
tet, geht der Großteil der sächsischen Kredite 
in den Dienstleistungssektor. Hier sind vor al-
lem die „Wohnungsunternehmen“, der Bereich 
„Handel, Instandhaltung und Reparatur von 
Kraftfahrzeugen“, die „Information und Kom-
munikation; Forschung und Entwicklung; Ver-
lagswesen“9) sowie das „Gesundheits-, Veteri-
när- und Sozialwesen“ als Wirtschaftszweige 
mit einem hohen Kreditbedarf zu nennen. Im 
Produzierenden Gewerbe gilt dies in erster Li-
nie für das Verarbeitende Gewerbe sowie den 
Bereich „Energie- und Wasserversorgung; Ent-
sorgung sowie Bergbau und Gewinnung von 
Steinen und Erden“.
Natürlich fragen Unternehmen, Privatpersonen 
oder auch die öffentliche Hand bei monetären 
Finanzinstituten nicht nur Kredite nach, son-
dern tätigen dort auch verschiedene Einlagen 
zur Werterhaltung bzw. Vermehrung ihres fi -
nanziellen Vermögens. Ein genauerer Blick auf 
die einzelnen Einlagenarten sowie deren Gläubi-
gergruppen wird daher Gegenstand des zweiten 
Teils der Analysen zum Geld und Kreditwesen in 
Sachsen sein, die in einer der folgenden Ausga-
ben der Amtszeitschrift publiziert werden.

Roman Straube, Dipl.-Volkswirt,
Wissenschaftlicher Mitarbeiter im Bereich 
Gesamtwirtschaftliche Analysen
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Vorbemerkungen
Das Bild auf unseren Straßen hat sich seit 
den 1990-er Jahren gewandelt. War damals 
ein gravierender Anstieg der Autozahlen zu 
registrieren und der Wandel von Trabant und 
Wartburg zu VW, Opel, Renault und Co., so 
waren es in den letzten Jahren immer mehr 
Zweiradfahrer, die die Straßen bevölkern. 
Neben der größeren Zahl an Motorrädern – 
vor allem Fahrer mittleren Alters haben den 
Nervenkitzel auf schnellen Zweirädern für 
sich entdeckt – sind immer mehr Fahrräder 
in unserem Straßenbild zu fi nden. Fahrrad-
fahren ist aus verschiedenen Gründen Trend 
geworden, sei es der Gesundheit zuliebe oder 
aus der wirtschaftlichen Notwendigkeit he-
raus aufgrund gestiegener Benzinpreise. Für 
viele Senioren, die sich eine Autofahrt nicht 
mehr zutrauen, ist das Fahrrad die einzige 
Möglichkeit der Mobilität. Nicht zuletzt ma-
chen sich auch viele Schüler mit dem Fahr-
rad auf den verlängerten Schulweg. Auch 
die Fahrräder selbst haben sich entwickelt. 
Sie sind leichter und schneller geworden und 
mancher Fahrradfahrer hat in den letzten 
Jahren Unterstützung durch kleine Motoren 
bekommen. Diese gewachsene Beteiligung 
von Fahrradfahrern am Straßenverkehr hat 
zwangsläufi g auch zu einer gestiegenen 
Beteiligung an Straßenverkehrsunfällen ge-
führt. Da es sich dabei um ungeschützte 
Verkehrsteilnehmer handelt – die Zahl der 
schwer verletzten und getöteten Autofahrer 
konnte auch durch bessere Sicherungssys-
teme in den Autos verringert werden – sind 
Unfälle unter Beteiligung von Fahrradfahrern 
sehr oft mit Personenschaden verbunden. 
Dieser Artikel zu Umfang, Ursachen und Fol-
gen von Straßenverkehrsunfällen unter Be-
teiligung von Fahrradfahrern basiert auf der 
amtlichen Straßenverkehrsunfallstatistik, die 
aus den Unfallmeldungen der Polizeidienst-
stellen erstellt wird. Es handelt sich also nur 
um Straßenverkehrsunfälle, zu denen die 

Polizei hinzugerufen wurde. In diesem Bei-
trag werden nur Unfälle mit Personenscha-
den betrachtet, also Unfälle, bei denen eine 
Person verletzt oder getötet wurde. Dabei 
werden als Getötete die Personen defi niert, 
die nach einem Verkehrsunfall sofort oder 
innerhalb von 30 Tagen an dessen Folgen 
sterben. Als Schwerverletzte werden Perso-
nen bezeichnet, die unmittelbar nach dem 
Unfall für mindestens 24 Stunden stationär 
in ein Krankenhaus eingeliefert werden. Alle 
übrigen Verletzten sind Leichtverletzte. Da-
bei wird jedoch bei Unfällen von Fahrradfah-
rern mit ausschließlich Leichtverletzten eine 
große Dunkelziffer vermutet, die nicht der 
Polizei gemeldet werden, vor allem, wenn es 
sich um Alleinunfälle handelt. 

Überblick
Im Jahr 2012 wurden in Sachsen 13 633 
Straßenverkehrsunfälle mit Personenscha-
den von der Polizei aufgenommen. Dabei 
verloren 211 Verkehrsteilnehmer ihr Leben, 
4 009 Personen erlitten schwere und 12 956 

leichte Verletzungen. Insgesamt waren mehr 
als 25 700 Personen an Straßenverkehrsun-
fällen beteiligt, 61 Prozent als Pkw-Fahrer, 
16 Prozent als Fahrradfahrer und sieben Pro-
zent waren zu Fuß unterwegs. Zwei Drittel 
aller Unfallbeteiligten waren männlich. Unter 
den 13 633 Hauptverursachern eines Unfalls 
waren mehr als zwei Drittel Pkw-Fahrer, 13 
Prozent Fahrradfahrer und sieben Prozent 
Fahrer von Güterkraftfahrzeugen. Jeweils ein 
Fünftel der Hauptverursacher war zwischen 
15 und 25 Jahren bzw. zwischen 25 und 35 
Jahren alt. Auch bei den Hauptverursachern 
waren etwa zwei Drittel männlich. Hauptur-
sache von Straßenverkehrsunfällen war im 
Jahr 2012 das Nichtbeachten der Vorfahrt (18 
Prozent aller ermittelten Ursachen) dicht ge-
folgt von nicht angepasster Geschwindigkeit 
(17 Prozent). Geschwindigkeitsunfälle waren 
aber die weitaus schwereren Unfälle, dabei 
starben 88 Menschen, das waren 42 Pro-
zent aller Getöteten und 17 Personen mehr 
als im Jahr 2011. Sowohl mehr als die Hälfte 
aller verunglückten als auch aller getöteten 
Verkehrsteilnehmer war zum Zeitpunkt des 

Straßenverkehrsunfälle von Fahrradfahrern 
im Jahr 2012

Carmen Ronge
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Unfalls mit einem Pkw unterwegs. 3 840 
Personen verunglückten mit einem Fahrrad, 
das waren 22 Prozent aller Unfallopfer und 
die zweithäufi gste Art der Verkehrsbeteili-
gung an einem Straßenverkehrsunfall. Bei 
ausschließlicher Betrachtung der Getöteten 
stellten die Nutzer von Motorzweirädern mit 
einem Anteil von 18 Prozent die zweithäu-
fi gste Art der Verkehrsbeteiligung, die we-
sentlich höheren Geschwindigkeiten führten 
zu schwereren Unfällen. Jeweils 13 Prozent 

aller getöteten Verkehrsteilnehmer fuh-
ren auf einem Fahrrad bzw. gingen zu Fuß. 
Während sich die Zahl aller bei Straßenver-
kehrsunfällen Verunglückten in den letzten 
15 Jahren um ca. ein Drittel verringert hat, 
ist die Anzahl der verunglückten Fahrradfah-
rer sogar um etwa ein Sechstel angestiegen. 
Damit stieg der Anteil der Fahrradfahrer an 
allen Verunglückten von 13 Prozent im Jahr 
1997 auf 22 Prozent im Jahr 2012 (vgl. Tab. 1). 

Verunglückte Fahrradfahrer nach Ort und 
Zeit
Im Jahr 2012 wurde die Polizei zu 3 872 Un-
fällen mit Personenschaden unter Beteili-
gung von Fahrradfahrern gerufen. Insgesamt 
waren 4 155 Fahrradfahrer in diese Unfälle 
verwickelt. 3 840 Fahrradnutzer erlitten ei-
nen körperlichen Schaden, 27 von ihnen 
starben infolge des Unfalls. 910 Fahrer und 
Mitfahrer von Fahrrädern wurden schwer 
und 2 903 leicht verletzt. Das bedeutet, dass 

 ▌ etwa alle 2 1/4 Stunde ein Unfall unter 
Beteiligung von Fahrradfahrern aufge-
nommen werden musste

 ▌ jeden Tag mehr als zehn Fahrradnutzer 
verletzt wurden

 ▌ alle zwei Wochen ein Fahrradfahrer bei 
einem Verkehrsunfall starb

 ▌ jede Woche sieben Kinder und elf Senio-
ren über 65 Jahren als Fahrradnutzer bei 
einem Verkehrsunfall verunglückten

 ▌ und jeden Monat ein Senior als Fahr-
radfahrer bei einem Verkehrsunfall ums 
Leben kam.

93 Prozent der Fahrer und Mitfahrer von 
Fahrrädern kamen innerhalb von Ortschaf-
ten zu Schaden. Die schwereren Unfälle gab 
es jedoch außerhalb von Ortschaften, was 
sicher auf die größere Geschwindigkeit der 
anderen Verkehrsteilnehmer zurückzuführen 
ist. Außerhalb der Ortsschilder verunglückten 
37 Prozent der getöteten Fahrradnutzer (10) 
und 11 Prozent der schwer verletzten (101).
Im Jahr 2012 verunglückten die meisten Fahr-
radfahrer im Mai (515), die größte Zahl getö-
teter Fahrradfahrer war in den Monaten Juli 
und August zu beklagen (jeweils 5). In den 
Monaten Mai, Juni und Juli kamen jeweils 29 
Prozent aller verunglückten Verkehrsteilneh-
mer als Fahrradnutzer zu Schaden. Von Juni 
bis September gab es zwischen 442 und 479 
verunglückte Fahrradfahrer, die wenigsten 
wurden im Februar (87) und im Dezember 
(85) registriert, weil in den Wintermonaten 
auch weniger Verkehrsteilnehmer mit dem 
Fahrrad unterwegs sind (Abb. 2). 83 Prozent 
aller verunglückten Fahrradfahrer kamen bei 
Tageslicht zu Schaden, in der Gesamtheit aller 
Verkehrsunfallopfer waren es 76 Prozent. Bei 
einem Drittel aller an einem Unfall beteilig-
ten Fahrradfahrer ereignete sich dieser Unfall 
zwischen 14:00 und 18:00 Uhr. Die meisten 
Beteiligten an Unfällen mit Getöteten gab es 
aber in den Mittagsstunden (12:00 bis 14:00 
Uhr – 7 Beteiligte) und in den frühen Abend-
stunden (18:00 bis 20:00 Uhr – 6 Beteiligte).
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Abb. 2: Verunglückte bei Straßenverkehrsunfällen insgesamt und darunter
Fahrradnutzer nach Monaten
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Betrachtung nach Altersgruppen und 
Geschlecht
Eine Erhebung über den Umfang der Fahr-
radnutzung gibt es leider nicht. Deshalb kann 
auch nicht beurteilt werden, ob einzelne Al-
tersgruppen besonders riskant Fahrrad fah-
ren und deshalb häufi ger an Unfällen beteiligt 
sind, oder ob diese Altersgruppe häufi ger das 
Fahrrad nutzt. Fast ein Fünftel aller verun-
glückten Fahrradfahrer und damit der höchs-
te Anteil war zwischen 25 und 35 Jahren alt, 
ihr Bevölkerungsanteil beträgt nur knapp 13 
Prozent. Daraus ergeben sich 141 verunglück-
te Fahrradfahrer je 100 000 Einwohner in die-
ser Altersgruppe. Noch höher war diese Kenn-
ziffer bei den 15- bis unter 25-Jährigen, deren 
Bevölkerungsanteil nur bei neun Prozent liegt. 
Mit 191 verunglückten Fahrradfahrern je 
100 000 Einwohner war diese Kennziffer bei 
den jungen Heranwachsenden mehr als dop-
pelt so hoch als bei allen übrigen Altersgrup-
pen (Abb. 3). Durchschnittlich waren im Jahr 
2012 circa 62 Prozent der verunglückten Fahr-
radnutzer männlich, wobei in den höheren Al-
tersgruppen der Anteil der Frauen etwas an-
steigt. Wie bereits erwähnt sind Fahrradfahrer 
besonders ungeschützte Verkehrsteilnehmer, 
deshalb sollen an dieser Stelle die besonders 
schweren Verkehrsunfälle mit Fahrradfahrern 
betrachtet werden. Im Jahr 2012 hat sich die 
Zahl der getöteten Fahrradfahrer um zwei 
auf 27 im Vorjahresvergleich erhöht. Von 
diesen 27 Unfallopfern waren zwölf – also 
fast die Hälfte - 65 Jahre und älter. Im Jahr 
2011 waren sieben der insgesamt 25 getöte-
ten Fahrradfahrer 65 Jahre alt oder älter. In 
keiner anderen Altersgruppe gab es im Jahr 
2012 einen derartigen Anstieg. Die Zahl der 
schwer verletzten Fahrradnutzer ging im ver-
gangenen Jahr um 45 Verkehrsteilnehmer auf 
910 zurück, 23 Prozent davon waren 65 Jahre 
alt oder älter. Erfreulicherweise wurde im Jahr 
2012 kein Kind unter 15 Jahren als Fahrrad-

nutzer getötet (2011 waren es drei) und auch 
die Zahl der schwerverletzten Kinder (75) ist 
um ein Viertel gesunken. Diese Tendenz kann 
man schon seit Jahren beobachten. Während 
sich die Zahl der verunglückten Fahrradfah-
rer und -mitfahrer von 1995 bis 2012 insge-
samt um 21 Prozent erhöht hat, ist die Zahl 
der verunglückten Kinder (unter 15 Jahren) 
um 65 Prozent gesunken (Abb. 4). Dabei muss 
natürlich auch die Bevölkerungsentwicklung 
mit beachtet werden, denn es gibt heute we-
sentlich weniger Kinder als 1995. Der Rück-
gang der Bevölkerung in dieser Altersgruppe 
betrug jedoch nur 30 Prozent. Dieses positive 
Ergebnis ist auf die gute Verkehrserziehung in 
den Schulen in den letzten 20 Jahren zurück-
zuführen. Im Vergleich dazu sollen noch zwei 
weitere Altersgruppen betrachtet werden. Bei 
den Jugendlichen von 15 bis unter 25 Jahren 
verringerte sich die Zahl der Verunglückten 
im Jahr 2012 im Vergleich zum Jahr 1995 um 
12 Prozent – nachdem sie zwischenzeitlich 

im Jahr 2004 um 30 Prozent über dem Wert 
von 1995 lag. Die Bevölkerungszahl hat sich 
in den letzten 17 Jahren aber um 34 Prozent 
verringert, also sind in dieser Altersgruppe die 
Verunglücktenzahlen faktisch angestiegen. 
Ähnlich verhält es sich bei der Altersgruppe 
der 65-Jährigen und älter. Während im Jahr 
1995 insgesamt 246 verunglückte Senioren 
gezählt wurden, waren es im Jahr 2012 schon 
583, also 137 Prozent mehr. In dieser Alters-
gruppe hat sich auch die Bevölkerungszahl im 
Vergleichszeitraum erhöht, allerdings nur um 
32 Prozent. Als Fazit kann man also festhal-
ten, mit Ausnahme der Kinder unter 15 Jahren 
ist die Zahl der verunglückten Fahrradnutzer 
in den letzten 17 Jahren in allen Altersgrup-
pen angestiegen. Besonders gefährdet sind 
die Senioren, weil sie aufgrund ihrer körper-
lichen Konstitution die Folgen eines Verkehrs-
unfalles schlechter verkraften und deshalb 
überproportionale Anteile an den schwer ver-
letzten und getöteten Fahrradfahrern haben. 
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Ursachen und Verursacher von Straßen-
verkehrsunfällen mit Fahrradfahrern
Im Jahr 2012 waren insgesamt 4 155 Fahr-
radfahrer an Unfällen mit Personenschaden 
(zu denen die Polizei gerufen wurde) beteiligt, 
144 von ihnen verließen den Unfallort uner-
laubt. 44 Prozent der beteiligten Fahrradfah-
rer wurde die Hauptschuld am Entstehen des 
Unfalls zugewiesen. So entschied die Polizei 
u. a., dass jeweils ein Fahrradfahrer 17 Un-
fälle mit tödlichem Ausgang und 557 Unfälle 
mit Schwerverletzten verursacht hat, wobei 
der Fahrer in der Regel selbst zu den Verun-
glückten zählte. Was sind nun die hauptsäch-
lichen Fehlverhalten von Fahrradfahrern? 

Alle nachfolgend aufgeführten Fehlverhalten 
wurden bei allen Unfällen unter Beteiligung 
von Fahrradfahrern registriert, auch wenn 
dieser nicht als Hauptverursacher bestimmt 
wurde. Zu jedem Unfall kann die Polizei bis 
zu acht Ursachen festlegen, die sich auf die 
Beteiligten und auch auf Straßenzustände, 
Witterungsverhältnisse u. Ä. beziehen kön-
nen. Unangefochtener Spitzenreiter bei den 
Fehlverhalten von Fahrradfahrern ist die fal-
sche Straßenbenutzung, die 691-mal als Ur-
sache von der Polizei festgestellt wurde. Da-
runter ist u. A. die Benutzung des Radweges 
auf der falschen Seite, das Ignorieren eines 
vorgeschriebenen Radweges oder das Fahren 

auf dem Fußweg zu verstehen. 312-mal wur-
den im Jahr 2012 Fehler von Fahrradfahrern 
beim Abbiegen bzw. beim Einfahren in den 
fl ießenden Verkehr festgestellt, die zu einem 
Unfall geführt haben. Genauso oft war die 
Geschwindigkeit des Radfahrers der jeweili-
gen Verkehrssituation nicht angepasst und in 
309 Fällen war der Fahrradfahrer nicht ver-
kehrstüchtig (darunter 84 Prozent Alkohol). 
Dabei gibt es zwischen den Altersgruppen 
große Unterschiede. Während die Kinder am 
meisten Probleme beim Abbiegen, Ein- und 
Anfahren haben, steht bei jungen Leuten 
zwischen 15 und 35 Jahren die falsche Stra-
ßenbenutzung an oberster Stelle. Auch bei 
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den Senioren ist das die mit Abstand häu-
fi gste Ursache. Unangepasste Geschwindig-
keit ist am ehesten ein Problem der mittleren 
Altersgruppen zwischen 25 und 55 Jahren, 
während fehlende Fahrtüchtigkeit – und da-
mit zum überwiegenden Teil die Nutzung des 
Fahrrades unter Alkoholeinfl uss - Unfallursa-
che der Jüngeren (15 bis unter 35), aber auch 
der mittleren Altersgruppe (45 bis unter 55) 
war (Abb. 5). 
720 Unfälle waren Alleinunfälle von Fahrrad-
fahrern. Wenn zwei Verkehrsteilnehmer am 
Unfall beteiligt waren, stieß ein Fahrradfah-
rer am häufi gsten mit einem Pkw zusammen 
(2 282-mal), in etwas mehr als einem Vier-
tel dieser Fälle bekam der Fahrradfahrer die 
Hauptschuld. Am zweithäufi gsten stieß ein 
Fahrradfahrer mit einem anderen Fahrradfah-
rer zusammen (246-mal). Bei den insgesamt 
199 Unfällen zwischen einem Lkw und einem 
Fahrrad wurde jeder sechste Fahrradfahrer 
als Hauptverursacher ermittelt. Fast genauso 
oft (196) gab es einen Zusammenstoß zwi-
schen einem Fahrrad und einem Fußgänger, 
hier waren zwei Drittel der Fahrradfahrer die 
Hauptschuldigen (Tab. 2).

Regionale Betrachtung von Straßen-
verkehrsunfällen unter Beteiligung von 
Radfahrern
Da sich 93 Prozent aller Unfälle mit Perso-
nenschaden in die Fahrradfahrer verwickelt 
waren innerhalb von Ortschaften abgespielt 

haben, ist bei einer regionalen Betrachtung 
der Anteil der Kreisfreien Städte an allen 
Unfällen mit Fahrradfahrern wesentlich 
größer als der der Landkreise. Mehr als die 
Hälfte aller verunglückten Fahrradnutzer 
mussten in einer der Kreisfreien Städte 
registriert werden, wobei Dresden (25 Pro-
zent) und Leipzig (22 Prozent) die absolu-
ten Spitzenreiter waren, während Chemnitz 
(5 Prozent) sich in die Größenordnung der 
Landkreise einordnet. Aber auch da gibt 
es regionale Unterschiede. Der Landkreis 
Bautzen ist mit flachem Land und vielen 
Freizeitangeboten für Radfahrer besonders 
für diese Art der Fortbewegung geeignet. 
Damit ist dieser auch flächenmäßig größ-
te Landkreis der mit der höchsten Zahl 
von verunglückten Fahrradfahrern (289, 
das sind 8 Prozent). Es folgen Görlitz (219 
Verunglückte), Meißen (210) und der Land-
kreis Leipzig (195), ebenfalls alles Gegenden 
ohne große Erhebungen. Dagegen gab es im 
Vogtlandkreis nur 73 verunglückte Fahrrad-
nutzer (Abb. 6). Etwas anders sieht es bei 
der Zahl der getöteten Fahrradnutzer aus. 
Im Landkreis Mittelsachsen starben im ver-
gangenen Jahr vier Fahrradfahrer bei einem 
Verkehrsunfall, das war die höchste Zahl. 
Neben den Landkreisen Nordsachsen, Säch-
sische Schweiz-Osterzgebirge und Görlitz 
verloren auch in der Kreisfreien Stadt Leip-
zig jeweils drei Fahrradfahrer ihr Leben bei 
einem Verkehrsunfall. Ein Jahr zuvor waren 
in den Landkreisen Nordsachsen und Säch-

sische Schweiz-Osterzgebirge keine getö-
teten Fahrradfahrer zu beklagen. Dagegen 
kamen im Jahr 2012 im Landkreis Bautzen 
„nur“ zwei Fahrradfahrer bei Unfällen ums 
Leben, im Jahr 2011 waren es noch fünf. 
Auch in der Kreisfreien Stadt Dresden konn-
te diese Zahl von vier im Jahr 2011 auf ei-
nen im letzten Jahr gesenkt werden. 
Bundesweit verunglückten im Jahr 2012 
insgesamt 74 776 Fahrer und Mitfahrer von 
Fahrrädern (-2,6 Prozent gegenüber 2011), 
406 von ihnen tödlich (Anstieg um 7 Per-
sonen bzw. 1,8 Prozent). Das entspricht 
einem bevölkerungsbezogenen Risiko von 
93 bei Straßenverkehrsunfällen verunglück-
ten Fahrradnutzern je 100 000 Einwohner. 
In Sachsen lag diese Kennziffer bei 95. Im 
Durchschnitt aller Bundesländer wurden 
fünf Fahrradfahrer oder -mitfahrer je eine 
Million Einwohner bei einem Straßenver-
kehrsunfall getötet, in Sachsen waren es 
dagegen fast sieben und damit nach Sach-
sen-Anhalt der zweithöchste Wert dieser 
Kennziffer [1, 2] (Tab. 3). Zum Vergleich 
ergibt die Betrachtung aller Verunglückten 
bundesweit ein bevölkerungsbezogenes 
Unfallrisiko von 482 verunglückten Ver-
kehrsteilnehmern je 100 000 Einwohner in 
Sachsen lag es um einiges niedriger bei 424. 
Allerdings starben im Freistaat 52 Personen 
je 1 Million Einwohner an den Folgen eines 
Verkehrsunfalls, im Bundesdurchschnitt 
waren es 45. 
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Ausblick
Die Zahlen belegen es: Die Teilnahme am 
Straßenverkehr mit einem Fahrrad ist nicht 
ungefährlich. Im ersten Halbjahr 2013 gab 
es trotz der ungünstigen Witterung im Früh-
jahr bereits 1 343 verunglückte Fahrradnut-
zer. Auch wenn dieser Wert ebenso wie die 
Zahl der Schwerverletzten (324) jeweils um 
ein Viertel unter dem des Vorjahreszeitraums 
liegt, so starben doch bereits elf Fahrrad-
fahrer an den Folgen eines Verkehrsunfalls 
und damit drei mehr als im ersten Halbjahr 
2012. Mit der stärkeren Verbreitung von Pe-
delec und E-Bike wird die Problematik der 
Straßenverkehrsunfälle mit Fahrrädern sicher 
noch brisanter, weil sich mit elektromotori-
scher Unterstützung größere Geschwindig-
keiten erreichen lassen. Wobei es sich bei 
einem E-Bike – darunter ist ein Fahrrad mit 
Trethilfe und elektromotorischem Antrieb zu 
verstehen, mit deren Unterstützung sich Ge-
schwindigkeiten bis 45 km/h erreichen lassen 
– um ein zulassungsfreies Kraftrad handelt, 
für das Versicherungskennzeichenpfl icht be-
steht. Sowohl E-Bike als auch Pedelec werden 
ab 2014 als eigenständige Art der Verkehrs-
beteiligung in den Unfallprotokollen geführt, 
um die Unfallentwicklung mit diesen Sonder-
formen des Fahrrades besser beobachten zu 
können. Momentan befi ndet sich diese Maß-
nahme in einer Testphase. 

Um bei den Fahrradnutzern die Unfallzahlen 
zu senken, wird auch zukünftig ein wesent-
liches Augenmerk der Präventionsarbeit von 
Politik und Polizei auf dieser Art der Ver-
kehrsbeteiligung liegen. So gibt es beispiels-
weise im sächsischen Lenkungsausschuss 
Verkehrssicherheit, in dem auch das Statis-
tische Landesamt zwecks Datenlieferung 
Mitglied ist, eine spezielle Arbeitsgruppe Rad. 
Mit der Verkehrserziehung in Kindergärten 
und Schulen wurden schon gute Erfolge er-
zielt, dafür sollten unbedingt auch in Zukunft 
Mittel zur Verfügung stehen. Darüber hinaus 
müssen aber auch verstärkt verkehrserziehe-
rische Maßnahmen für Erwachsene angebo-
ten werden, damit diese gesunde Form der 
Fortbewegung auch wirklich gesund bleibt. 
Eine Fahrradhelmpfl icht wäre sicher eine 
Möglichkeit zur Verringerung der Zahl schwe-
rer und schwerster Verletzungen, aber nicht 
zur Vermeidung von Unfällen. Dazu bedarf es 
neben Information und Aufklärung auch des 
weiteren Ausbaus des Radwegenetzes und 
anderer verkehrsstruktureller Maßnahmen 
und eventuell auch verstärkter Kontrollen. 

Carmen Ronge, Dipl.-Ing., Referentin Dienst-
leistungen, Handel, Verkehr und Tourismus
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Ramona Haase

Berichtsmodul Verkehr und Umwelt – Kraft-
fahrzeugbestand, Jahresfahrleistung und 
Straßenverkehrsfl äche für Sachsen 
im Bundesländervergleich

Vorbemerkung
Seit 2009 wird das „Regionale Berichtsmodul 
Verkehr und Umwelt (BVU)“ als Teil der Um-
weltökonomischen Gesamtrechnungen der 
Länder (UGRdL) im Statistischen Landesamt 
des Freistaates Sachsen bearbeitet.1) Mit dem 
Berichtsmodul wird die Intention verfolgt, ei-
nen „Veröffentlichungsrahmen zur gezielten 
Darstellung des Verkehrs in Sachsen [oder in 
jedem anderen Bundesland] in seinen Wech-
selwirkungen zur Umwelt“ zur Verfügung zu 
stellen (vgl. Abb. 1). [2] Dabei ermöglichen die 
Abgrenzungen im BVU sowohl Betrachtun-
gen nach den Quellen als auch nach den Ver-
ursachern der durch den Verkehr hervorgeru-
fenen Umweltwirkungen. Analysen zu einem 
einzelnen Bundesland und der Vergleich der 
Länder im Kontext zu Deutschland sind rea-
lisierbar. Verkehr wird als motorisierte Aktivi-
tät zum Transport von Gütern und zur Beför-
derung von Personen defi niert. [2] 
Zur Konzeption, Methodik und zum Aufbau 
des BVU sowie zu ersten Ergebnissen sind 
im Jahr 2010 bereits drei Publikationen in 
dieser Zeitschrift erschienen. [2, 3, 4] Daran 
anknüpfend zeigt dieser Beitrag, welche wei-
teren Auswertungsmöglichkeiten das BVU 
bietet. Es wurde eine vergleichende Analyse 
nach Bundesländern für die ausgewählten 
Kennzahlen Kfz-Bestand, Jahresfahrleistung 
und Straßenverkehrsfl äche in Bezug zur Be-
völkerung und Bodenfl äche vorgenommen. 
Mit Verweis auf die bereits veröffentlichten 
Artikel wurde keine Zeitreihenbetrachtung 
durchgeführt, sondern der Analysezeitraum 
auf das ausgewählte Jahr 20082) beschränkt. 
Ziel der Analyse war die Darstellung der Po-
sition Sachsens im Vergleich zu den anderen 
Bundesländern und zu Deutschland. 
Der konzeptionelle Rahmen des BVU besteht 
seit dem Jahr 2010. Seither sind Struktur 
und Aufbau des Berichtsmoduls unverändert 
geblieben. Damit ist zu den schon veröffent-
lichten Ergebnissen aus dem BVU jederzeit 

die Vergleichbarkeit gewährleistet. Trotz der 
Prämisse Wiederholungen zu bereits er-
schienen Veröffentlichungen zu vermeiden, 
ist eine kurze Erläuterung zur Methodik und 
zum theoretischen Hintergrund, insbesonde-
re zu den Besonderheiten des BVU, für das 
Verständnis der später dargestellten Analyse 
unverzichtbar. 

Methodik

Verursacherbezogene Perspektive
Eine Option für die Auswertung der Kenn-
zahlen im BVU ist das Abstellen auf den 
Kfz-Halter. Damit setzt die Analyse bei dem 
Verursacher der Umweltwirkung an und es 
kann dem vielfach geforderten Aspekt der 
Kostenwahrheit im Verkehr Rechnung ge-
tragen werden (Verursacherprinzip). Dies ist 
als Besonderheit hervorzuheben, da es sich 
dabei um eine verursacherbezogene Betrach-
tung und nicht – wie ebenfalls möglich und 

oft vorgenommen – um eine gebietsbezo-
gene Betrachtung handelt (vgl. Abb. 2). Die 
verursacherbezogene Perspektive rückt, im 
Gegensatz zur bisher weit verbreiteten Dar-
stellung der Merkmale in regionaler Wirkung 
(gebiets- oder auch quellenbezogener Ansatz 
genannt), die Akteure in den Fokus der Über-
legungen (vgl. auch [5]).
Für die in der Analyse betrachtete BVU-Kenn-
zahl Jahresfahrleistung3) der Kfz bedeutet 
dies, dass bei der beispielsweise für das Bun-

1)  Auf Bundesebene gibt es im Rahmen der UGR des Statis-
tischen Bundesamtes bereits ein etabliertes, separates 
Berichtsmodul Verkehr und Umwelt. [1]

2)  Bei der Straßenverkehrsfl äche und Bevölkerung wurde 
auf deren Stand zum 31.12.2008 zurückgegriffen. Bei den 
Kfz-Beständen auf den Stand zum 01.01.2009, welcher den 
Kfz-Bestand für das Jahr 2008 repräsentiert. Die Jahresfahr-
leistung wurde für 2008 berechnet.

3)  Den Berechnungen der Jahresfahrleistung (verursacherbe-
zogen) liegen Angaben des Kraftfahrtbundesamtes [6], des 
Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung [7], der Studie 
„Mobilität in Deutschland2008“ (MiD 2008) [8] und des 
Methodenberichts des Statistischen Bundesamtes zur Wei-
terentwicklung der Berechnungen zum Energieverbrauch und 
zu den CO2-Emissionen des Straßenverkehrs [9] zugrunde. 



Copyright Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen | Statistik in Sachsen 4/2013 | 35

desland Sachsen ausgewiesenen Jahresfahr-
leistung es sich um die von den sächsischen 
Kfz-Haltern mit ihren Fahrzeugen (Quellen) 
erbrachte Jahresfahrleistung handelt. Diese 
muss nicht zwangsläufi g auf sächsischem 
Boden erbracht worden sein. Die regionale 
Wirkung, der Ort der Umweltwirkungen wird 
bei der verursacherbezogenen Perspektive 
somit nicht abgebildet. Im Gegensatz dazu 
werden bei der gebietsbezogenen Betrach-
tung alle im Bundesland Sachsen zurück-
gelegten Kilometer, unabhängig von der 
Herkunft der sie verursachenden Fahrzeuge 
(Quellen) berücksichtigt. Der Raum, in dem 

der Verkehr stattfi ndet, gleicht der erforder-
lichen bzw. genutzten Infrastruktur.
In Abhängigkeit von der gewählten Perspek-
tive, der gebiets- oder verursacherbezogenen 
Betrachtungsweise, führen die Berechnun-
gen und Analysen zu völlig unterschiedli-
chen Aussagen. Dies ist, insbesondere vor 
der weiteren Betrachtung der Auswirkungen 
von Verkehr auf die Umwelt, zu beachten. Das 
BVU trägt mit seinem konzeptionellen Auf-
bau beiden Perspektiven Rechnung. Die in 
diesem Artikel dargestellten Ergebnisse zur 
Jahresfahrleistung entsprechen der verursa-
cherbezogenen Perspektive. 

Abgrenzungen im BVU
Wie in Abbildung 3 ersichtlich, lassen sich 
die als Verursacher von Umweltwirkungen 
herausgestellten Akteure zu folgenden über-
geordneten Haltergruppen zusammenfassen: 

 ▌ Gewerblicher Verkehr,

 ▌ Werkverkehr und

 ▌ Motorisierter Individualverkehr (MIV).

Diese Klassifi zierung orientiert sich an den 
etablierten Gesamtrechensystemen der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
(VGR) bzw. UGR und schließt somit alle Wirt-
schaftsbereiche und zusätzlich die privaten 
Haushalte4) in die Betrachtungen ein. Eine 
Differenzierung des Verkehrs nach Verkehrs-
mitteln, Verkehrsträgern und hinsichtlich der 
räumlichen Abgrenzung ist ebenfalls möglich. 
Für die vorgestellte Analyse werden folgende 
Abgrenzungen verwendet: Analysiert wer-
den der Verkehrsträger Straße (einschließlich 

Off-Road-Verkehr) und das Verkehrsmittel 
Kraftfahrzeug. Hinsichtlich der Haltergrup-
pen ist eine weitere Differenzierung möglich 
und auch anzustreben. Dies würde jedoch 
den Rahmen dieses Aufsatzes überschreiten. 
Bezüglich der räumlichen Abgrenzung wird, 
der verursacherbezogenen Perspektive ent-
sprechend, für die Jahresfahrleistung keine 
weitere Differenzierung vorgenommen. Die 
Angaben zur Straßenverkehrs- und Bodenfl ä-
che sowie zur Bevölkerung beziehen sich na-
turgemäß auf das jeweils eigene Bundesland.

Ergebnisse

Überblick
Das BVU enthält zehn Zielgrößen, zusam-
mengefasst in vier übergeordneten Berei-
chen (vgl. [2, S. 20, Abb. 2]). Für die vorlie-
gende Analyse wurden Kennzahlen aus den 
übergeordneten Bereichen Umweltnutzung, 
Verkehrsbetrieb und Verkehrsinfrastruktur 
sowie aus dem Bereich der ökonomischen 
Eckdaten und Bezugszahlen herangezogen. 
Im Einzelnen sind das die Kennzahlen Kfz-
Bestand, Jahresfahrleistung und Stra-
ßenverkehrsfl äche. Als Bezugszahlen des 
Landes fungieren die Bodenfl äche und die 
Bevölkerung. Als Analysejahr wurde das Jahr 
20082) festgelegt, da hier für alle ausgewähl-
ten Kennzahlen bereits Daten verfügbar sind 
bzw. die Berechnung möglich war. Obwohl die 
Kfz-Bestände und Jahresfahrleistungen auch 
nach Fahrzeugarten untergliedert vorliegen, 
beschränkt sich diese Analyse im Wesentli-
chen auf die Betrachtung der Kfz-Bestände 

4)  hier als Konsumenten
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und Jahresfahrleistungen insgesamt5). Eine 
weiterführende, nach Kraftfahrzeugarten 
differenzierte Auswertung ist jederzeit mög-
lich und lässt interessante Aussagen erwar-
ten. 

Auswertung
Die Abbildung 4 gibt Auskunft über die ab-
soluten Werte der ausgewählten Kenn- und 
Bezugszahlen für alle Bundesländer im aus-
gewählten Analysejahr 2008 (vgl. dazu auch 
Tab.1). 
In Abbildung 5 sind die Bundesländer mit 
den gleichen Kenn- und Bezugszahlen ab-
steigend in der Reihenfolge der Größe ihres 
Kfz-Bestandes dargestellt. Dafür wurden für 
jedes einzelne Bundesland die jeweiligen An-
teilswerte an der zugehörigen Ländersumme 
ermittelt (in Prozent). 
Die bevölkerungsreichsten Bundesländer 
und größten Flächenländer weisen folge-
richtig auch den höchsten Kfz-Bestand, die 
höchste Jahresfahrleistung und die größte 
Straßenverkehrsfl äche auf. Das bevölke-
rungsreichste Bundesland ist Nordrhein-
Westfalen, gefolgt von Bayern und Baden-
Württemberg. Diese drei Bundesländer sind 
in der gleichen Reihenfolge auch „Spitzen-
reiter“ beim Kfz-Bestand und bei den Jahres-
fahrleistungen. 
Größtes Flächenland ist dagegen mit Ab-

stand Bayern, gefolgt von Niedersachsen 
und wiederum Baden-Württemberg. Korre-
spondierend zur größten Bodenfl äche und 
als zweitbevölkerungsreichstes Bundesland 
ist die Straßenverkehrsfl äche mit 310 207 ha 
in Bayern am größten. Dies entspricht einem 
Anteil von 4,4 Prozent an der Bodenfl äche. 
Die zweitgrößte Straßenverkehrsfl äche weist 
mit 210 194 ha Niedersachsen auf und die 
drittgrößte Straßenverkehrsfl äche ist mit 
203 850 ha bei Nordrhein-Westfalen, dem 
bevölkerungsreichsten Flächenland, zu ver-
zeichnen.
In Analogie zur Betrachtung der bevölke-
rungsreichen Bundesländer, weisen auch 
die bevölkerungsarmen und kleinsten Flä-
chenländer6) den geringsten Kfz-Bestand, 
die geringste Jahresfahrleistung und die 
kleinste Straßenverkehrsfl äche auf. Die be-
völkerungsärmsten Flächenländer sind Thü-
ringen, Mecklenburg-Vorpommern und das 
Saarland. Diese drei Bundesländer belegen in 
der gleichen Reihenfolge auch die letzten Po-
sitionen beim Kfz-Bestand und bei den Jah-
resfahrleistungen. 
Nach Thüringen und Schleswig-Holstein bil-
det das Saarland das „Schlusslicht“ bei der 
Bodenfl äche der Flächenländer. Diese Positi-
on nimmt das Saarland mit 14 133 ha auch 
bei der Straßenverkehrsfl äche ein, wobei ihr 
Anteil an der Bodenfl äche mit 5,5 Prozent 

verhältnismäßig hoch ist. Im Unterschied 
zur Bodenfl äche steht Mecklenburg-Vor-
pommern bei der Straßenverkehrsfl äche mit 
57 444 ha an „vorletzter Stelle“ und zwar bei 
einem Anteil der Verkehrs- an der Bodenfl ä-
che von lediglich 2,5 Prozent. Davor reiht sich 
mit 59 360 ha erst Thüringen und dann mit 
60 699 ha Schleswig-Holstein ein, wobei der 
Anteil der Verkehrs- an der Bodenfl äche für 
Thüringen 3,7 Prozent und für Schleswig-
Holstein 3,8 Prozent beträgt.
Der Freistaat Sachsen liegt für alle aus-
gewählten Kenn- und Bezugszahlen im 
Mittelfeld. Beim Kfz-Bestand beträgt der 
Anteil Sachsens 4,9 Prozent an der Summe 
der Länder und bei der Jahresfahrleistung 
4,7 Prozent. Für die in Sachsen mit 62 881 ha 
ausgewiesene Straßenverkehrsfl äche ergibt 
sich ein Anteilswert in Höhe von 4,0 Prozent. 
Bei der Bodenfl äche beträgt der Anteilswert 
Sachsens 5,2 Prozent. 
Das Verhältnis der Straßenverkehrsfl äche zur 
Bodenfl äche ist mit 3,4 Prozent jedoch einer 
der niedrigsten Werte im Ländervergleich. 
Bei der Bezugszahl Bevölkerung ergeben die 

5)  Eine Ausnahme bilden die Indikatoren Pkw je Einwohner und 
Jahresfahrleistung der Pkw je Einwohner. Hier wird in Bezug 
zu den Einwohnern sinnvollerweise auf Pkw statt auf Kfz 
insgesamt abgestellt. Der Pkw stellt generell die wichtigste 
Kraftfahrzeugart dar.

6)  Die Stadtstaaten sind hier bewusst ausgeklammert und 
werden nachfolgend gesondert ausgewertet
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4,2 Millionen Einwohner Sachsens einen An-
teilswert an der Ländersumme von 5,1 Pro-
zent (vgl. Tab. 1).
Die Stadtstaaten Berlin, Hamburg und Bre-
men weisen eine hohe Bevölkerungsdichte 
auf. Daraus lässt sich die Vermutung ableiten, 
dass das Verhältnis Straßenverkehrsfl äche zu 
Bodenfl äche sehr hoch sein muss. Dies spie-
gelt sich mit 11,9 Prozent für Berlin, 9,6 Pro-
zent für Hamburg und 8,9 Prozent für Bremen 
in den zugehörigen Zahlen wider. Aufgrund 
ihrer Charakteristik sind die Werte der Stadt-
staaten nur bedingt mit denen der Flächen-
länder zu vergleichen. Dies wird bei der nach-
folgenden Auswertung der ausgewählten 
Indikatoren deutlich und ist Grund dafür, dass 
sie bei der bisherigen und weiteren Betrach-
tung herausgenommen werden. 
In Ergänzung zu dem bereits vorgestellten 
Ländervergleich von ausgewählten Kennzah-
len und Bezugswerten wurden für alle Bun-
desländer zudem folgende Verhältniswerte 
als Indikatoren gebildet (vgl. Tab. 2):

 ▌ Pkw-Bestand je 1 000 Einwohner,

 ▌ Jahresfahrleistung der Pkw (in Fahrzeug-
kilometern) je Einwohner,

 ▌ Straßenverkehrsfl äche (in Quadratmetern) 
je Einwohner,

 ▌ Kfz-Bestand je Straßenverkehrsfl äche 
(in Hektar),

 ▌ Jahresfahrleistung (in Millionen Fahr-
zeugkilometern) je Straßenverkehrsfl äche 
(in Hektar) und

 ▌ Straßenverkehrsfl äche zu Bodenfl äche 
(prozentualer Anteil).

Für Deutschland bzw. für die Ländersumme 
liegen in Tabelle 2 ebenfalls Angaben vor. 
Während für die Kennzahl Straßenverkehrs-
fl äche und für die Bezugszahlen Bodenfl äche 
und Bevölkerung die Ländersummen auch 
dem Wert für Deutschland entsprechen, ist 
zu beachten, dass dies bei den Kennzahlen 
Kfz-Bestand (und damit auch bei der Kraft-
fahrzeugart Pkw) und Jahresfahrleistungen 
nicht der Fall ist. Dies ergibt sich aus der 
Erfassungsmethodik des Kraftfahrtbundes-
amtes (KBA). Kraftfahrzeuge, welche sich 
keinem Bundesland zuordnen lassen, wer-
den unter der Kategorie „Sonstige“7) geführt 
und sind damit nur im Wert für Deutschland 
enthalten. [10] Da der Fokus dieser Analyse 

7)  Erklärung gemäß KBA: „Bei regionaler Gliederung erfolgt 
die Zuordnung von Fahrzeugen der Bundespolizei und des 
THW zusammen mit den nicht eindeutig zuordnungsfähigen 
Fahrzeugen unter Sonstige“. [10]
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bei den Bundesländern liegt, wird die Kate-
gorie „Sonstige“ hier nicht berücksichtigt 
und von der Ländersumme als Gesamtwert 
gesprochen. Des Weiteren existiert in den 
Veröffentlichungen des KBA die Fahrzeugart 
„Sonstige Kfz“8), welche nicht mit der so-
eben beschriebenen Kategorie „Sonstige“ zu 
verwechseln ist. Bei den „Sonstigen Kfz“ han-
delt es sich um Angaben, die für jedes Bun-
desland sowie für die Kategorie „Sonstige“ 
vorliegen. [10] Die „Sonstigen Kfz“ sind in der 

Analyse in den Gesamtwerten Kfz-Bestand 
und Jahresfahrleistung enthalten.
In Abbildung 6 sind alle ausgewählten Kenn-
zahl- und Bezugswerte für 2008 und die dar-
aus gebildeten Indikatoren in ihrer Reihenfol-
ge vom Bundesland mit dem größten Betrag 
bis zum Bundesland mit dem kleinsten Betrag 
zu fi nden. Auf den ersten Blick fallen auf-
grund ihrer Charakteristik die Stadtstaaten 
auf, welche in der Regel „im Block“ am Rei-
henanfang oder -ende stehen. Zudem wird 

ebenfalls ersichtlich, dass sich die Reihenfol-
ge der ausgewählten Indikatoren von der der 
Kennzahl- und Bezugswerte unterscheidet. 
Für den Pkw-Bestand je 1 000 Einwoh-
ner (Pkw-Dichte)9) ist die Spannweite über 
alle Bundesländer verhältnismäßig gering. 
Mit 558 Pkw je 1 000 Einwohner liegt das 
Saarland vor Rheinland-Pfalz mit 545 Pkw 
je 1 000 Einwohner und Bayern mit 541 Pkw 
je 1 000 Einwohner. Am Ende steht mit 
482 Pkw je 1 000 Einwohner Mecklenburg-
Vorpommern, knapp hinter Sachsen mit 489 
Pkw je 1 000 Einwohner und Nordrhein-
Westfalen mit 492 Pkw je 1 000 Einwohner. 
Für die Ländersumme insgesamt beträgt die 
Pkw-Dichte 504 Pkw je 1 000 Einwohner 
(vgl. auch Abb. 7). Das heißt, die Hälfe der 
Einwohner in Deutschland besitzt statistisch 
gesehen einen Pkw.10) 
Bei der Jahresfahrleistung der Pkw je Ein-
wohner9) liegt Niedersachsen mit 8 068 Fahr-
zeugkilometern je Einwohner an der Spitze 
der Bundesländer, aber nur knapp vor dem 
Saarland mit 8 065 Fahrzeugkilometern je 
Einwohner. Danach folgt mit etwas Abstand 
Hessen mit 8 021 Fahrzeugkilometern je Ein-
wohner. Sachsen weist mit 6 223 Fahrzeugki-
lometern je Einwohner den geringsten Wert 
der Flächenländer auf. Gegenüber Deutsch-
land11) mit 7 085 Fahrzeugkilometern je Ein-
wohner sind dies 12 Prozent weniger. Vor 
Sachsen reihen sich Baden-Württemberg mit 
6 828 Fahrzeugkilometern je Einwohner und 
Sachsen-Anhalt mit 6 856 Fahrzeugkilome-
tern je Einwohner ein (vgl. Abb. 7).
Das Verhältnis Straßenverkehrsfl äche je Ein-
wohner9) ist mit knapp 360 m2 je Einwohner in 
Brandenburg am größten. Es folgen mit 345 
m2 je Einwohner Mecklenburg-Vorpommern 
und mit 285 m2 je Einwohner Sachsen-Anhalt. 
Die Staatstaaten ausgeklammert, weist Nord-
rhein-Westfalen mit 114 m2 je Einwohner den 
niedrigsten Wert auf. Davor reihen sich mit 
137 m2 je Einwohner das Saarland und mit 
150 m2 je Einwohner Sachsen ein. Damit belegt 

8)  Erklärung gemäß KBA: „Sonstiges Kraftfahrzeug: (gemäß 
Verzeichnis zur Systematisierung von Kraftfahrzeugen und 
ihren Anhängern), Feuerwehrkraftfahrzeug und Ähnliches, 
Krankenfahrstuhl (zulassungsfrei, zulassungspfl ichtig je nach 
Fahrzeugart bzw. -klasse z. B. M1), Polizeikraftfahrzeug, 
Post-, Funk- und Fernmeldefahrzeug, Zivilschutzfahrzeug, 
Sonstiges Kraftfahrzeug, soweit nicht aufgeführt, Fahrzeug-
klasse bzw. Aufbauart unbekannt“. [10]

9)  Auswertung hier ausschließlich für die Flächenländer. Die 
Stadtstaaten werden ausgeklammert. Sie nehmen für die 
Indikatoren Pkw-Bestand je 1 000 Einwohner, Jahresfahr-
leistung der Pkw je Einwohner und Straßenverkehrsfl äche je 
Einwohner in der Reihenfolge der Bundesländer immer die 
unteren Randpositionen ein, wenn auch die Reihenfolge von 
Bremen und Hamburg variiert. Dies ist auf die Charakteristik 
„hohe Bevölkerungsdichte“ zurückzuführen.

10)  Die Stadtstaaten für sich genommen, trifft diese Aussage 
nicht zu. Hier ist der Pkw-Bestand je Einwohner deutlich 
geringer. Mit 317 Pkw je 1 000 Einwohner ist das Verhältnis in 
Berlin am geringsten und spiegelt somit das unterschiedliche 
Verkehrsverhalten in Stadtstaat und Flächenland bzw. in 
Stadt und ländlichem Raum wider.

11)  als Ländersumme (Summe der Bundesländer)
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Sachsen Position 11 in der Reihenfolge der 
Bundesländer und weist gegenüber Deutsch-
land mit 191 m2 je Einwohner einen deutlich 
geringeren Wert auf. Das Verhältnis Stra-
ßenverkehrsfl äche zu Einwohner spiegelt die 
Spezifi ka der einzelnen Bundesländer erwar-
tungsgemäß wider. Die schwach besiedelten 
Bundesländer, wie Mecklenburg-Vorpommern 
und Brandenburg, weisen mehr Straßenver-
kehrsfl äche je Einwohner auf als das bevöl-
kerungsstarke Nordrhein-Westfalen und das 
Saarland mit seiner hohen Bevölkerungsdichte 
(vgl. Abb. 7).
Bei den Indikatoren Kfz-Bestand bzw. Jah-
resfahrleistung je Straßenverkehrsflä-
che12) ist die Reihenfolge der Länder nahezu 
gleich. Lediglich Bayern und Rheinland-Pfalz 
vertauschen ihre Positionen im Mittelfeld 
(vgl. Abb. 6), was auf die bundesländer-
spezifische Jahresfahrleistung der Pkw 
zurückgeführt werden kann. Das führende 
Bundesland ist jeweils Nordrhein-Westfalen 
mit 50,6 Kraftfahrzeugen und 0,71 Millio-
nen Fahrzeugkilometern je Hektar, gefolgt 
vom Saarland (48,0 Kraftfahrzeuge und 
0,67 Millionen Fahrzeugkilometer je Hektar) 
und von Sachsen (38,3 Kraftfahrzeuge und 
0,51 Millionen Fahrzeugkilometer je Hekt-
ar). Mecklenburg-Vorpommern nimmt mit 
16,6 Kraftfahrzeugen und 0,24 Millionen 
Fahrzeugkilometern je Hektar hinter Sach-
sen-Anhalt (20,4 Kraftfahrzeuge und 0,29 
Millionen Fahrzeugkilometer je Hektar) und 
Brandenburg (17,1 Kraftfahrzeuge und 0,26 
Millionen Fahrzeugkilometer je Hektar) für 
beide Indikatoren die letzte Position ein (vgl. 
Tab. 2 und Abb. 8). 
Das Verhältnis Straßenverkehrsfläche je 
Bodenfläche12) ist mit 6,2 Prozent in Hessen 
am größten. Es folgen Nordrhein-Westfalen 
mit 6,0 Prozent und das Saarland mit 5,5 
Prozent. Am geringsten ist es dagegen mit 
2,5 Prozent in Mecklenburg-Vorpommern. 
Davor rangieren mit 3,1 Prozent Branden-
burg und mit 3,3 Prozent Sachsen-Anhalt. 
Sachsen nimmt mit 3,4 Prozent Position 13 
ein. Im Vergleich zu anderen Bundesländern 
nimmt die Straßenverkehrsfläche in Sach-
sen einen verhältnismäßig geringen Anteil 
an der Bodenfläche ein. Gleiches ergibt sich 
beim Vergleich mit Deutschland (Anteil 4,4 
Prozent). Hier liegt Sachsen bei einem Pro-
zentpunkt weniger (vgl. Tab. 2).
Für die zusammenhängende Betrachtung 
der ausgewählten Indikatoren bietet sich 
ein Brückenschlag zu Abbildung 1 an, wel-
che die Wechselwirkung von Verkehr und 
Umwelt veranschaulicht. Die Abbildung 
greift zahlreiche Fragestellungen auf, unter 
anderem woraus die Umweltwirkung des 
Verkehrs entsteht, worin die Umweltwir-
kungen bestehen bzw. welche Wechselwir-

kungen zwischen Umwelt und Verkehr und 
umgekehrt zum Tragen kommen.
Hierzu kann festgestellt werden, dass hin-
sichtlich der Entstehung von Umweltwir-
kungen durch den Verkehr die Analyse der 
Kfz-Haltung allein (Pkw-Bestand je 1 000 
Einwohner) keine belastbare Aussage liefert. 
Vielmehr stellt sie eine Nutzungsalternative 
mit potenziellen Umweltauswirkungen dar. 
Dennoch sind beim Pkw-Bestand je 1 000 
Einwohner auch unter diesem Gesichtspunkt 
niedrige Werte als grundsätzlich positiv an-
zusehen.
Unmittelbar ausschlaggebend für die Um-
weltwirkung des Verkehrs ist dagegen die 
Nutzung der Kraftfahrzeuge, ausgedrückt in 
der Jahresfahrleistung der Pkw je Einwohner. 
Hierzu gilt pauschal, je geringer das Verhält-
nis Jahresfahrleistung der Pkw je Einwohner, 
desto günstiger für die daraus resultierenden 
Wirkungen auf die Umwelt. Dabei ist zu be-
achten, dass die Beschaffenheit des Kraft-

fahrzeugs (Motorisierung, Kraftfahrzeugart 
u. a.) einen erheblichen Einfl uss auf die Aus-
wirkungen auf die Umwelt hat. 
Das Vorhandensein von Straßenverkehrs-
infrastruktur (Straßenverkehrsfl äche je Ein-
wohner) stellt für sich genommen bereits 
eine Auswirkung auf die Umwelt dar, z. B. 
in Form von Flächenversiegelung und Flä-
chenzerschneidung, und ist naturgemäß 
gleichzeitig Nutzungspotenzial für die Ver-
kehrsteilnehmer und damit wiederum auch 
Potenzial für weitere Umweltwirkungen. 
Eine Aussage zur Entwicklungsrichtung des 
Verhältnisses Straßenverkehrsfl äche je Ein-
wohner kann dennoch nicht angegeben 

12)  Auswertung hier ausschließlich für die Flächenländer. Die 
Stadtstaaten werden ausgeklammert. Sie nehmen aufgrund 
ihrer Spezifi ka für die Indikatoren Kfz-Bestand je Straßen-
verkehrsfl äche, Jahresfahrleistung je Straßenverkehrsfl äche 
und Straßenverkehrsfl äche je Bodenfl äche in der Reihenfolge 
der Bundesländer immer die vordersten Positionen in gleicher 
Reihenfolge (Berlin, Hamburg, Bremen) ein.
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werden, da insbesondere die Auslastung der 
Verkehrsinfrastruktur eine wesentliche Rolle 
im Hinblick auf die Umweltwirkungen spielt. 
Nicht erstrebenswert sind einerseits Über-
nutzungen der Verkehrsinfrastruktur, da z. B. 
durch Staus negative Auswirkungen (höherer 
Kraftstoffverbrauch, höhere Treibhausgas-
emissionen) auf die Umwelt entstehen. Ande-
rerseits ist auch eine zu geringe Nutzung der 
Verkehrsinfrastruktur nicht sinnvoll, da die 
für die Verkehrsinfrastruktur zur Verfügung 
gestellte Fläche nicht mehr für andere Nut-
zungsarten verwendet werden kann. Im Sinne 
möglichst geringer negativer Auswirkungen 
auf die Umwelt kommt es auf ein ausgewo-
genes Verhältnis zwischen der Bereitstellung 
der Verkehrsinfrastruktur und der Nachfrage 
der Verkehrsteilnehmer an, wobei auch der 
„induzierte Verkehr“13) zu berücksichtigen ist.
Um anzugeben, wie hoch der „Fahrleistungs-
druck“ auf die Straßenverkehrsfl äche bzw. 
die Auslastung der Straßenverkehrsinfra-
struktur in den einzelnen Bundesländern ist, 
ist der Indikator Jahresfahrleistung je Stra-
ßenverkehrsfl äche bedingt geeignet, da für 
die Berechnung der Jahresfahrleistung die 
verursacherbezogene Perspektive gewählt 
wurde. Die von den Kfz-Haltern eines Bun-
deslandes erbrachte Jahresfahrleistung wird 
zu der in diesem Bundesland vorhandenen 
Straßenverkehrsfl äche ins Verhältnis gesetzt, 
unabhängig davon, wo die Fahrzeugkilome-
ter tatsächlich zurückgelegt werden. Ist das 
Verhältnis Jahresfahrleistung zur Straßen-
verkehrsfl äche überdurchschnittlich hoch, 
liegt die Vermutung nahe, dass die Kfz-Halter 
dieses Bundeslandes auch verstärkt Straßen-
verkehrsfl ächen anderer Bundesländer nut-
zen bzw. ihre eigene Straßenverkehrsfl äche 
intensiver nutzen als dies die Kraftfahrzeug-
halter der anderen Bundesländer tun. Dass 
dies insbesondere für die Stadtstaaten gilt, 
wird in Abbildung 8 ersichtlich.

Fazit
Für das Jahr 2008 wurde für die BVU-Kenn-
zahlen Kfz-Bestand und Jahresfahrleistung in 
Bezug zu Einwohnerzahlen und zur Straßen-
verkehrsfl äche die Positionierung Sachsens 
im Vergleich zu den anderen Bundesländern 
und zu Deutschland bestimmt. Dazu wur-
den sowohl die Kennzahl- und Bezugswerte 
ausgewertet als auch daraus resultierende 
Indikatoren gebildet. Der Freistaat Sachsen 
positioniert sich mit allen Kennzahl- und Be-
zugswerten, abgesehen von der Bevölkerung, 
im Mittelfeld der Länder. Bei den Indikato-
ren mit Bezug zu den Einwohnerzahlen und 
zur Bodenfl äche ist der Freistaat Sachsen 
dagegen bei den Ländern mit den geringe-
ren Werten zu fi nden, was hinsichtlich der 

Auswirkungen auf die Umwelt als durchaus 
positiv zu bewerten ist. Bei den Verhältnis-
sen Kfz-Bestand und Jahresfahrleistung je 
Straßenverkehrsfl äche befi ndet sich Sach-
sen, unter ausschließlicher Betrachtung der 
Flächenländer, bei den Ländern mit höheren 
Werten. Daraus lässt sich schließen, dass die 
zur Verfügung stehende Straßeninfrastruktur 
im Allgemeinen auch gut ausgelastet wird. 
Inwieweit es dabei auch zu Übernutzungen 
kommt, kann nicht abgelesen werden. Allge-
meingültige Aussagen hinsichtlich der Um-
weltwirkungen können somit nicht getroffen 
werden.
Mit den ausgewählten Kennzahl- und Be-
zugswerten und den daraus gebildeten Indi-
katoren steht nunmehr Ausgangsdatenma-
terial für alle Bundesländer zur Verfügung, 
welches für künftige Analysen, aber auch für 
weiterführende Konzepte zur Reduzierung 
von Umweltbelastungen durch den Verkehr 
verwendet werden kann. 

Ausblick
Die im Rahmen dieses Artikels vorgenom-
mene Analyse stellt eine Auswertungsmög-
lichkeit im Rahmen des BVU dar und legt 
den Grundstein für weitere. Damit dient sie 
als ausbaufähiges Beispiel. Neben der Erwei-
terung um zusätzliche Jahresscheiben, um 
Entwicklungen im Zeitverlauf abbilden zu 
können, ist z. B. die Einbeziehung weiterer 

Kennzahlen, die Differenzierung nach Hal-
tergruppen und Kraftfahrzeugen sowie eine 
Fokussierung auf andere Bundesländer mög-
lich. Im Rahmen dessen wäre auch eine wei-
terführende Betrachtung der verursacherbe-
zogenen Perspektive anzustreben.

Ramona Haase, Dipl.-Verkehrswirtschaftle-
rin, Referentin Umweltökonomische Gesamt-
rechnungen / Kommunaler Finanzausgleich 
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Vorbemerkungen
Mit diesem Beitrag werden weitere Ergeb-
nisse zur Tarifbindung in der sächsischen 
Wirtschaft präsentiert, im Vergleich mit dem 
bundesdeutschen Durchschnitt und dem der 
Neuen Bundesländer. Ermöglicht wird das 
ausschließlich durch die Auswertung der 
Verdienststrukturerhebung (VSE), die alle 

vier Jahre in Deutschland stattfindet. Dabei 
wurden 2010 entsprechend dem Verdienst-
statistikgesetz in maximal 34 000 Betrieben 
im Produzierenden Gewerbe und im Dienst-
leistungsbereich Angaben zum Betrieb und 
zu einzelnen Arbeitnehmern erfragt. [1] Da-
ten von Betrieben in den Wirtschaftsberei-
chen Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 

und Private Haushalte mit Hauspersonal 
sowie in allen Bereichen von Betrieben mit 
weniger als zehn Arbeitnehmern wurden 
nicht erfasst. Der im Freistaat Sachsen an-
teilig zu leistende Befragungsumfang belief 
sich auf 1 941 Betriebe mit knapp 101 000 
Arbeitnehmern. Die Ergebnisse wurden im 
Statistischen Bericht „Verdienststrukturer-

Die Verdienststrukturerhebung 2010
– Tarifbindung –

Steffen Pollack
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hebung im Freistaat Sachsen 2010“ veröf-
fentlicht. [2]
Die Betriebe wurden unter anderem befragt, 
ob die Beschäftigten anhand eines Bran-
chentarifvertrages, eines Firmenvertrags, 
einer betrieblichen Vereinbarung oder einer 
sonstigen Vereinbarung vergütet werden. 
Bei einem Branchentarifvertrag handelt 
es sich um eine Vereinbarung, die zwischen 
einer Gewerkschaft und einem Arbeitge-
berverband abgeschlossenen wird. Dieser 
Tarifvertrag gilt für die gesamte Branche 
eines bestimmten Tarifgebiets und ist in der 
Regel von allen Mitgliedsunternehmen des 
Arbeitgeberverbandes zwingend anzuwen-
den. 
Schließt ein Unternehmen dagegen direkt 
mit einer Gewerkschaft einen Tarifvertrag ab, 
handelt es sich um einen Firmentarifvertrag. 
Andere Unternehmen wenden einen Bran-
chentarifvertrag an, ohne dazu verpfl ichtet 
zu sein. Dies wird als betriebliche Vereinba-
rung bezeichnet. 
In den folgenden Tabellen wurde die Tarif-
bindung nach zwei verschiedenen Methoden 
berechnet: 

 ▌ 1. Ausgangspunkt ist der Betrieb. Es 
werden alle Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer als tarifgebunden gezählt, die 
in tarifgebundenen Betrieben beschäftigt 
sind. (vgl. dazu Tab. 1 und Tab. 2)

 ▌ 2. Ausgangspunkt ist die einzelne Arbeit-
nehmerin bzw. der einzelne Arbeitneh-
mer. Erfasst wird, ob der Einzelne nach 
Tarif entlohnt wird. (vgl. dazu Tab. 3 und 
Tab. 4)

Auswertung der VSE 2010 zur Tarifbin-
dung 

Analyse der tarifgebundenen Betriebe und 
deren Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern
Um zu ermitteln, wie viele Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in tarifgebundenen 
Betrieben beschäftigt sind, wurden alle Be-
schäftigten der vom Betrieb am häufi gsten 
angewandten Verdienstregelung zugeordnet. 
Kurzum: Die Angaben zur Tarifbindung der 
Betriebe werden mit der Gesamtzahl der 

Beschäftigten der jeweiligen Betriebe multi-
pliziert. Da die Tarifbindung mit steigender 
Beschäftigtenzahl tendenziell zunimmt, wei-
sen die Ergebnisse deutliche Unterschiede 
auf. So liegt der Anteil der Betriebe, die einen 
Branchentarifvertrag anwenden, in Deutsch-
land bei 25 Prozent, der Anteil der Arbeitneh-
mer, die in einem branchentarifgebundenen 
Betrieb beschäftigt sind, dagegen bei 50 
Prozent. Kommen in einem Betrieb meh-
rere Verdienstregelungen zur Anwendung, 
wird für die Auswertung zur Tarifbindung 
die Verdienstregelung zugrunde gelegt, die 
nach Angaben des Betriebes am häufi gsten 
angewandt wird. Daraus ergeben sich die Er-
gebnisse für den Anteil der tarifgebundenen 
Betriebe. 
Beispiel: In Sachsen arbeiten im Wirtschafts-
zweig F (Baugewerbe) 44 Prozent aller Arbeit-
nehmer in Betrieben, die einen Branchenta-
rifvertrag anwenden. Weitere 5 Prozent der 
Arbeitnehmer sind in Betrieben mit einem 
eigenen Firmentarif tätig, während 5 Prozent 
der Arbeitnehmer in Betrieben arbeitet, die 
eine betriebliche Vereinbarung anwenden. 
Die übrigen 46 Prozent sind in Betrieben 
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beschäftigt, die nach freier Vereinbarung 
bezahlen. Demgegenüber wenden in diesem 
Wirtschaftszweig 34 Prozent der Betriebe 
einen Branchentarifvertrag, 1 Prozent einen 
Firmentarifvertrag, 4 Prozent eine betriebli-
che Vereinbarung und 61 Prozent keinen Ta-
rifvertrag an.

Analyse der nach Tarif entlohnten Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer
Diese Auswertung berücksichtigt, dass auch 
in tarifgebundenen Betrieben Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter außertarifl ich entlohnt 
werden. Dies gilt insbesondere für Führungs-
kräfte und geringfügig Beschäftigte. 
Grundlage der Auswertung sind hier die Ar-
beitnehmerfragebogen der Verdienststruk-
turerhebung, in denen für jeden einzelnen 
Arbeitnehmer neben persönlichen Angaben, 
wie Geburtsjahr und Ausbildungsabschluss, 
auch Merkmale über das Beschäftigungsver-
hältnis, beispielsweise zu Tarifvertrag und/
oder Leistungsgruppe (LG), erhoben werden. 
Dabei hatten die Betriebe ein Wahlrecht 
zwischen Tarifangabe und Leistungsgruppe. 
Nicht wenige Firmen haben sich für die Leis-

tungsgruppe entschieden, obwohl sie nach 
Tarif bezahlen. Um dennoch Aussagen zur 
Tarifbindung auf Arbeitnehmerebene machen 
zu können, wurden alle herausgehobenen 
Fachkräfte (LG 2), Fachkräfte (LG 3) sowie an-
gelernte Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer (LG 4) in tarifgebundenen Betrieben als 
tarifgebunden gekennzeichnet. Für gering-
fügig Beschäftigte werden in der Verdienst-
strukturerhebung keine Leistungsgruppen 
erfasst, so dass diese Arbeitnehmergruppe 
in den Ergebnissen zur Tarifbindung nach 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern nicht 
berücksichtigt wurde. [3]
Beispiel: In Sachsen werden im Wirtschafts-
zweig C (Verarbeitendes Gewerbe) 23 Prozent 
aller Arbeitnehmer nach einem Branchen-
tarifvertrag bezahlt. Weitere 8 Prozent der 
Arbeitnehmer erhielten ihre Vergütung nach 
einem Firmentarifvertrag, während 7 Pro-
zent der Arbeitnehmer entsprechend einer 
betrieblichen Vereinbarung entlohnt werden. 
Die übrigen 62 Prozent wurden nach einer 
freien Vereinbarung bezahlt.
Es muss nochmals darauf verwiesen werden, 
dass der Abdeckungsbereich der Datengrund-

lage der Verdienststrukturerhebung nicht 
vollständig ist und somit keine Aussage für 
die gesamte Wirtschaft getroffen werden 
kann. 
Für die Tabellen 1 und 2 wurden in Sachsen 
die Angaben von hochgerechnet 19 544 Be-
trieben bzw. 1 089 538 Arbeitnehmern aus-
gewertet. 
Für die Tabellen 3 und 4 wurden hochgerech-
net 1 024 984 Arbeitnehmer berücksichtigt. 
Der Bereich Volkswirtschaftliche Gesamt-
rechnung des Statistischen Landesam-
tes weist 2010 demgegenüber insgesamt 
1 726 000 Arbeitnehmer für den Freistaat 
Sachsen aus. 
Diese durch die VSE nicht erfassten 700 000 
Arbeitnehmer in hauptsächlich kleinen Be-
trieben sind vermutlich zu einem hohen An-
teil dem Bereich zuzuordnen, der keinen Ta-
rifvertrag aufweisen kann.
Des Weiteren kann nur der Ist-Stand 2010 
dargestellt werden – die Entwicklung kann 
erst mit Vorliegen der Ergebnisse der VSE 
2014 aufgezeigt werden.
Abschließend ist als Fazit zu ziehen, dass die 
Neuen Bundesländer und damit auch der 
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Freistaat Sachsen im erreichten Niveau der 
Tarifbindung – abhängig vom Wirtschafts-
zweig - zum Teil noch weit hinter dem bun-
desdeutschen Durchschnitt zurückliegen. 
Die entsprechenden Auswirkungen spiegeln 
sich nicht nur im Abstand der Bruttodurch-
schnittsverdienste wider, sondern auch be-
züglich weiterer Fakten wie Wochenarbeits-
zeit, Urlaubsanspruch, Arbeitsbedingungen 
und Kündigungsrecht. 

Steffen Pollack, 
Referent Verdienste; Arbeitskosten
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Vorbemerkung
Die Gesundheitsökonomischen Gesamtrech-
nungen umfassen Themengebiete, die prinzi-
piell geeignet sind, neuere Erkenntnisse zum 
Zusammenhang von Ökonomie und Gesund-
heitswesen auf einer Messebene beizusteu-
ern.[1] Besondere Aspekte der Gesundheits-
ökonomischen Gesamtrechnungen werden 
dabei häufi g in Zusammenarbeit mit Univer-
sitäten in Form von Diplom- oder Masterar-
beiten ausgearbeitet. Die vorliegende Arbeit 
entstand im Rahmen einer Kooperation mit 
dem Gesundheitsökonomischen Zentrum 
(GÖZ) der TU Dresden und basiert auf der Ab-
schlussarbeit von Daniela Wolf.
In den letzten Jahren ist der Gesundheits-
markt kontinuierlich gewachsen, was durch 
höhere Wachstumsraten im Vergleich zur 
Gesamtwirtschaft und stetigen Beschäf-
tigungsaufbau deutlich wird. [2] Eine der 
Hauptursachen dafür ist der demografi sche 
Wandel. Er ist u. a. durch einen Anstieg der 
Lebenserwartung und damit der Zahl älterer 
Menschen gekennzeichnet, welche einen er-
höhten Bedarf an medizinischen Leistungen 
haben. [3] Folglich ist die Gesundheitswirt-
schaft eine der bedeutenden Zukunftsbran-
chen. 
Ein weiterer demografi scher Trend ist das 
Schrumpfen der Bevölkerung insgesamt und 
im Speziellen der erwerbsfähigen Bevölke-
rung. Dadurch ergeben sich weitreichende 
Auswirkungen auf das Arbeitskräftepotenzi-
al und die Finanzierbarkeit der Sozialsiche-
rungssysteme. Der Teilbereich der medizini-
schen Rehabilitation zielt vor allem darauf 
ab, Pfl egebedürftigkeit zu vermeiden sowie 
die weitere Teilnahme am Erwerbsleben zu 
ermöglichen. [4] Hierbei ist vor allem die Rol-
le der Rehabilitation für die Wiedereingliede-
rung in den Arbeitsmarkt von sehr hoher Re-
levanz. Das Erwerbspersonenpotenzial geht 
zukünftig zurück, gleichzeitig erhöht sich je-
doch die Anzahl älterer Menschen. Das heißt, 

dass die Kosten für die umlagenbasierten 
Sozialsicherungssysteme steigen werden, da 
weniger Menschen im Erwerbsleben für eine 
höhere Anzahl an Menschen im Rentenalter 
aufkommen müssen. Der Erhalt der Erwerbs-
fähigkeit bzw. die Wiedereingliederung in den 
Arbeitsmarkt wird in Zukunft somit immer 
wichtiger. Die medizinische Rehabilitation 
leistet hier einen wichtigen Beitrag, die Sozi-
alsicherungssysteme zu entlasten. 
Bisher existieren nur wenige Analysen zum 
Personalbestand im sächsischen Gesund-
heitswesen. Im Rahmen des Projektes zur 
Gesundheitspersonalrechnung wurden auch 
erste Untersuchungen zu Beschäftigungspo-
tenzialen im Pfl ege- und Krankenhausbereich 
bereits durchgeführt (vgl. [6] und [7]). Um 
ein einheitliches Forschungsdesign sicher-
zustellen, erfolgen die Berechnungen für die 
einzelnen Bereiche des sächsischen Gesund-
heitswesens auf Basis eines standardisierten 
Ergebnisprofi ls1), welches die maßgeblichen 
Parameter vorgibt. Die Diplomarbeit von Da-
niela Wolf [5] untersucht die Auswirkungen 
des demografi schen Wandels in Sachsen auf 
den Personalbedarf im Bereich der statio-
nären medizinischen Rehabilitationseinrich-
tungen sowie mögliche daraus entstehende 
Beschäftigungspotenziale. 
Die Analyse erfolgte auf Basis der Daten des 
Jahres 2009 für die Prognosejahre 2020, 2025 
sowie 2030. Dabei erfolgt eine Differenzie-
rung des Personals hinsichtlich seines Quali-
fi kationsniveaus in ärztliches, nichtärztliches 
medizinisches und sonstiges nichtärztliches 
Personal. Aufgrund der hohen Teilzeitquote 
im Gesundheitsbereich werden die Berech-
nungen für Vollkräfte durchgeführt.2)

Methodik
Grundlage für die Schätzung der zukünftigen 
Erwerbspotenziale in sächsischen stationä-
ren medizinischen Rehabilitationseinrich-

tungen bilden die 5. Regionalisierte Bevöl-
kerungsprognose des Freistaates Sachsen3) 
sowie die Daten der sächsischen Statistik 
der Vorsorge- oder Rehabilitationseinrich-
tungen. Die Bevölkerungsvorausberechnung 
liefert Daten hinsichtlich der Entwicklung 
der Bevölkerung in Sachsen bis zum Jahr 
2030 unterteilt nach Altersjahrgängen und 
Geschlecht. Um einen Ergebniskorridor zu 
erhalten, wurden die Berechnungen für beide 
Prognosevarianten V 1 und V 2 der 5. Regi-
onalisierten Bevölkerungsprognose des Frei-
staates Sachsen durchgeführt. Der Vorsorge- 
und Rehabilitationsstatistik kann die Anzahl 
der stationären Reha-Fälle nach Altersjahren 
für das den Berechnungen zugrunde gelegte 

Demografi scher Wandel: Beschäftigungs-
potenziale im sächsischen Gesundheitswesen – 
Eine Analyse für die Vorsorge- und 
Rehabilitationseinrichtungen

Prof. Dr. Alexander Karmann, Daniela Wolf

1)  Im Rahmen dieses Forschungsprojektes [8] wurde zur 
Sicherstellung vergleichbarer Ergebnisse ein standardisiertes 
Ergebnisprofi l wie folgt festgelegt. Die Basis bilden die Ergeb-
nisse der 5. Regionalisierten Bevölkerungsprognose für den 
Freistaat Sachsen. Als Basisjahr wurde das Jahr 2009 festge-
schrieben, für welches die Indikatoren zur Inanspruchnahme 
medizinischer Leistungen und zur Darstellung der Berufska-
tegorien ärztliches Personal, nichtärztliches medizinisches 
Personal und sonstiges nichtärztliches Personal dargestellt 
wurden. Die Berechnungen der Beschäftigungspotenziale 
erfolgten für die Jahre 2020, 2025 und 2030.

2)  Vollzeitäquivalente geben die Anzahl der Beschäftigten an, 
wenn man die volle tarifl iche Arbeitszeit zugrunde legt.

3)  Die 5. Regionalisierte Bevölkerungsprognose stellt Daten 
bis ins Jahr 2025 für das Land, die Kreisfreien Städte und 
die Landkreise zur Verfügung. [9] Abgegrenzt von der 
eigentlichen Prognose erfolgte noch eine Modellrechnung, 
die die Entwicklung der Bevölkerung bis zum Jahr 2030 
fortschreibt. Es wurden zwei Annahme-Szenarien (Variante 
1 – V 1, Variante 2 – V 2) für die Prognose entwickelt, welche 
sich in Annahmen zur zusammengefassten Geburtenziffer, 
dem Durchschnittsalter der Mutter bei der Geburt sowie dem 
Wanderungssaldo unterscheiden. Die Variante 1 wurde als 
eigenständige regionalisierte Variante basierend auf dem 
Landesergebnis für Sachsen aus der aktuellen Bevölkerungs-
vorausberechnung des Statistischen Bundesamtes vom 
Februar 2010 übernommen (Basis: Variante V1-W1 der 12. ko-
ordinierten Bevölkerungsvorausberechnung). Durch die damit 
erfolgte Verknüpfung der 12. Koordinierten Bevölkerungsvor-
ausberechnung mit der 5. Regionalisierten Bevölkerungspro-
gnose ist es möglich, die künftige Bevölkerungsentwicklung 
Sachsens in den gesamtdeutschen Kontext einzuordnen. Die 
zweite Variante ist überwiegend durch landesspezifi sche 
Annahmen geprägt. Die Trends der Bevölkerungsentwicklung 
sind in beiden Varianten ähnlich und verlaufen in die gleiche 
Richtung, nur im zeitlichen Verlauf und in der Intensität der 
Veränderung der einzelnen Parameter gibt es Unterschiede. 
Die Varianten bilden einen Annahmekorridor, in dem V 1 die 
obere und V 2 die untere Grenze bilden.
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Basisjahr 2009 entnommen werden. Bezogen 
auf die jeweilige Bevölkerung in diesem Jahr 
erhält man die Reha-Häufi gkeit der einzelnen 
Altersgruppen.
Zunächst wurde im Status-Quo-Szenario 
davon ausgegangen, dass die Reha-Inan-
spruchnahme im Zeitverlauf über alle Alters-
klassen konstant bleibt. Durch Multiplikation 
der ermittelten Reha-Häufi gkeit 2009 mit der 
geschätzten Bevölkerungszahl des jeweiligen 
Prognosejahres erhält man die Fallzahlen für 
die Jahre 2020, 2025 und 2030. Diese ändern 
sich also nur aufgrund der voraussichtlichen 
Bevölkerungsstruktur. Mögliche Effekte von 
beispielsweise Präventionsmaßnahmen oder 
Gesetzesänderungen werden nicht berück-
sichtigt. 
Die Ermöglichung der Teilnahme am Erwerbs-
leben ist ein Hauptanliegen medizinischer 
Reha-Maßnahmen. In Anbetracht der ge-
ringer werdenden sowie stark alternden Er-
werbsbevölkerung kann zukünftig von einem 
Bedeutungszuwachs der Reha-Leistungen, 
vor allem in höheren Altersjahren, ausge-
gangen werden. Schon in den letzten Jahren 
konnte man bei altersspezifi scher Betrach-
tung eine steigende Inanspruchnahme von 
Reha-Maßnahmen für Personen ab 55 Jahre 
feststellen. Daher wurde für diese Alters-
gruppe ein Alternativszenario entwickelt. Mit 
Hilfe des Verfahrens der linearen Regression 
wurde der in den Jahren 2003 bis 2009 be-
obachtete Trend einer steigenden Reha-Inan-
spruchnahme (um durchschnittlich 2,3 Pro-
zent für die über 55-Jährigen) bis zum Jahr 
2030 fortgeschrieben. Durch die ansteigende 
Lebenserwartung und die dadurch zukünftig 
verbundene höhere Anzahl älterer Menschen 
scheint die Annahme einer weiterhin wach-
senden Reha-Quote im Alternativszenario 
gerechtfertigt. 
Die in den Reha-Einrichtungen beschäftigten 
Personen bzw. Vollkräfte entsprechend ihrer 
Berufsqualifi kation können ebenso der Vor-
sorge- und Rehabilitationsstatistik entnom-
men werden. Da der Reha-Sektor durch sehr 
viel Teilzeitarbeit charakterisiert ist, wurden 
die Berechnungen für Vollkräfte durchge-
führt. Damit ist die Vergleichbarkeit zu an-
deren Branchen gewährleistet. Der Quotient 
aus beschäftigtem Personal und vollstatio-
nären Patienten gibt den Betreuungskoeffi -
zienten an. Unter der Annahme eines kons-
tant bleibenden Verhältnisses des Basisjahres 
kann durch Multiplikation mit den im ersten 
Schritt ermittelten Fallzahlen die Anzahl der 
Vollkräfte vorausberechnet werden, die zur 
Betreuung der Patienten voraussichtlich not-
wendig sein werden. 
Aufgrund verschiedener Faktoren, wie des 
medizinisch-technischen Fortschritts oder 
der Erhöhung des Humankapitals, kann es 

zu Produktivitätssteigerungen und in Folge 
dessen zur Verringerung des für 2009 ermit-
telten Betreuungskoeffizienten kommen. Die 
Arbeit im Reha-Bereich ist jedoch in erster 
Linie sehr personalintensiv; insbesondere sei 
hierbei auf den hohen Anteil der Arbeits-
gebiete Beratung und Anleitung verwiesen. 
Produktivitätsverbesserungen dürften damit 
eine eher untergeordnete Rolle spielen. Für 
das Fachpersonal (Ärzte und medizinisches 
Personal) wurde daher ein jährlicher Produk-
tivitätsfortschritt in Höhe von 0,5 Prozent, 
für das nichtärztliche Personal in Höhe von 
1,0 Prozent angenommen.4) Insgesamt erge-
ben sich somit acht Szenarien, für die die 
Beschäftigungspotenziale im stationären 
Reha-Bereich bis 2030 ermittelt werden: Für 
die beiden Varianten V 1 und V 2 der Bevöl-
kerungsvorausberechnung jeweils das Sta-
tus-Quo-Szenario sowie das Alternativsze-
nario mit und ohne Produktivitätsfortschritt 
5) (vgl. Abb. 1). 

Ergebnisse
Abbildung 2 verdeutlicht zunächst die ge-
samte Nachfrage nach Vollkräften in den 
verschiedenen Szenarien für Variante 1. Im 
Status-Quo-Szenario ohne Produktivitäts-
fortschritt kann nur bis 2020 absolut ein 
leichter Anstieg der Personalnachfrage fest-
gestellt werden. Während im Basisjahr 2009 
insgesamt 5 355 Vollkräfte in den Vorsorge- 
und Rehabilitationseinrichtungen arbeiteten, 
werden 2020 voraussichtlich mit 5 392 Voll-
kräften geringfügig mehr Personen benötigt. 

4)  Grundlage für diese Annahmen sind verschiedene Studien 
im Gesundheitsbereich. Da Reha-Leistungen meist in spezifi -
schen Reha-Teams erfolgen und somit sehr personalintensiv 
sind mit nur wenig Spielraum für Produktivitätsverbesserun-
gen, wurde für das Fachpersonal (Ärzte und medizinisches 
Personal) ein geringerer Produktivitätsfortschritt angenom-
men als für das nichtärztliche Personal.

5)  Zusätzlich wurde ein weiteres Szenario für die Anpassung der 
Betreuungskoeffi zienten entwickelt. Mit Hilfe einer linearen 
Regressionsrechnung für die Betreuungskoeffi zienten der 
Jahre 2003 bis 2009 wurde versucht, die vergangenen Trends 
fortzuschreiben. Die Ergebnisse dieses Szenarios stellen 
jedoch Extremwerte dar und werden daher hier nicht darge-
stellt.
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Für die restlichen Prognosejahre bzw. unter 
Annahme eines Produktivitätsfortschrit-
tes – wie weiter oben spezifi ziert – geht der 
voraussichtliche Personalbedarf zurück. Hin-
gegen zeigt sich in den Alternativszenarien 
durchgängig ein höherer Bedarf an Vollkräf-
ten. In Variante 2 lassen sich die gleichen 
Tendenzen beobachten wie in Variante 1, nur 
mit einem gedämpften Verlauf.
In Tabelle 1 sind die voraussichtlichen Be-
schäftigungspotenziale für die einzelnen 
Berufsgruppen des Personals für die Bevöl-
kerungsvarianten V 1 und V 2 der Jahre 2020, 
2025 sowie 2030 im Status-Quo-Szenario 
dargestellt. Unter der Annahme konstanter 
Personalschlüssel ergeben sich nur bis 2020 
sowohl in Variante 1 als auch in Variante 2 
positive Beschäftigungspotenziale. Danach 
übersteigt der Bevölkerungsrückgang den Al-
terungseffekt, wodurch bis zum Jahr 2030 in 
beiden Varianten absolut gesehen die voraus-
sichtliche Beschäftigung zurückgeht. Noch 
deutlicher zeigt sich diese Entwicklung bei 
den Ergebnissen unter Annahme eines per-
sonalsparenden Produktivitätsfortschritts. 
Dadurch können in allen Prognosejahren kei-
ne positiven Beschäftigungspotenziale mehr 
vorausberechnet werden. 
Im Status-Quo-Szenario ohne Produktivi-
tätsfortschritt erhöht sich der Personalbe-
darf in den Reha-Einrichtungen bis 2020, 
verglichen mit 2009 lediglich um insgesamt 
0,7 Prozent (V 1) bzw. 0,04 Prozent (V 2). Bis 
zum Jahr 2030 sinkt der Bedarf dann um 3,1 
Prozent bzw. 5,1 Prozent im Vergleich zum 
Basisjahr. 
Im Status-Quo-Szenario mit Produktivitäts-
fortschritt sinkt der Personalbedarf mit 6,4 
Prozent (V 1) bzw. 7,0 Prozent (V 2) für das 
Jahr 2020, 11,5 Prozent bzw. 12,6 Prozent für 
das Jahr 2025 sowie 15,6 Prozent bzw. 17,3 
Prozent für das Jahr 2030 deutlich kräftiger 
(vgl. Tab. 1). 
Die Ergebnisse des Alternativszenarios stel-
len sich dahingegen anders dar. Unter der 
Annahme konstanter Personalschlüssel bis 
2030 werden in beiden Bevölkerungsvari-
anten steigende Beschäftigungspotenziale 
erwartet (vgl. Tab. 2). Selbst bei der Realisie-
rung von Produktivitätsfortschritten fallen 
die Beschäftigungspotenziale positiv aus, 
jedoch in deutlich geringerem Maße. Diese 
Entwicklung verläuft für alle Berufsgruppen 
einheitlich. 
Insgesamt erhöht sich im Alternativszenario 
ohne Produktivitätsfortschritt der Personal-
bedarf der Reha-Einrichtungen verglichen 
mit 2009 um 18,8 Prozent (V 1) bzw. 18,1 
Prozent (V 2) bis zum Jahr 2020, um 24,7 
Prozent bzw. 23,5 Prozent bis zum Jahr 2025 
sowie um 31,0 Prozent bzw. 29,0 Prozent bis 
zum Jahr 2030. 

Im Alternativszenario mit Produktivitäts-
fortschritt erhöht sich der Personalbedarf 
um 10,4 Prozent (V 1) bzw. 9,8 Prozent (V 2) 
für das Jahr 2020, um 12,2 Prozent bzw. 11,1 
Prozent für das Jahr 2025 sowie um 14,0 Pro-
zent bzw. 12,3 Prozent für das Jahr 2030.
Insgesamt ergeben sich also in den Status-
Quo-Szenarien bis zum Jahr 2030 negative 
und somit keine neuen Beschäftigungspo-
tenziale. Dahingegen ist im Alternativszena-
rio, in dem von einer erhöhten Inanspruch-
nahme der Reha-Leistungen vor allem älterer 
Personen ausgegangen wird, sowohl in der 
Variante mit als auch in der ohne Produktivi-
tätsfortschritt mit positiven Beschäftigungs-
effekten zu rechnen.
Die Ergebnisse hängen stark von den getrof-
fenen Annahmen ab, wodurch eine große 

Streuungsbreite entsteht. Wie sich konkre-
te Rahmenbedingungen verändern, lässt 
sich jedoch nicht mit endgültiger Sicherheit 
bestimmen. Ermittelte Bedarfszahlen sind 
somit nicht als feste Werte zu bestimmen, 
sondern eher als Anhaltspunkte zu sehen, in-
wiefern zukünftig Beschäftigungspotenziale 
in der medizinischen stationären Rehabilita-
tion möglich erscheinen.

Schlussfolgerung und Ausblick
Die Ergebnisse der verschiedenen Szenarien 
weisen eine hohe Schwankungsbreite auf. 
Bis zum Jahr 2030 könnten bis zu 929 Voll-
kräfte (Status-Quo-Szenario mit Produktivi-
tätsfortschritt V 2) weniger benötigt werden 
bzw. auch bis zu 1 659 neue Vollkraftstellen 
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(Alternativszenario V 1) entstehen. Trotz des 
Beschäftigungsrückgangs im Status-Quo-
Szenario ist nicht sichergestellt, dass die be-
nötigten Stellen auch qualitativ hochwertig 
besetzt werden können, da die zur Verfügung 
stehende Erwerbsbevölkerung in Sachsen in 
stärkerem Maße zurückgeht als die Nachfra-
ge nach Arbeitskräften. 
Die Ergebnisse sind mit Unsicherheit behaf-
tet, da es neben den in Betracht gezogenen 
Parametern weitere, nicht in die Analyse 
einbezogene Einfl ussfaktoren gibt. Schwer 
vorherzusagen sind z. B. politische Entschei-
dungen die sich unterschiedlich auf den 
Reha-Markt, und somit den Personalbedarf 
auswirken können. Weiterhin muss die Ent-
wicklung im akutstationären Bereich beob-
achtet werden. Der Trend zu früheren Entlas-
sungen in die Reha hält weiter an, wodurch 
auch die medizinischen Anforderungen in 
den Einrichtungen steigen. Weiterhin wer-
den „nicht so schwere Fälle in die ambulante 
Reha verschoben“. Dies wird sich qualitativ 
und quantitativ auf das Personal der stati-
onären Einrichtungen auswirken. Wichtig für 
die Planung des zukünftigen Personalbedarfs 
wird ferner auch die Analyse der altersspezi-
fi schen Betreuungsrelationen sein, da ältere 
Patienten meist mehr Betreuung benötigen. 
Weiterhin muss das Personal für die neuen, 
medizinisch anspruchsvolleren Aufgaben 
ausgebildet und im Hinblick auf eine sich 
ändernde Patientenstruktur in geriatrischen 
Behandlungsmethoden geschult werden. 
Die allgemeine Tendenz einer zunehmen-
den Fachkräftenachfrage auf dem Arbeits-
markt Sachsens, welche in vielen Bereichen 
zu einem Fachkräftemangel führt [10], ist 
insbesondere auch für den Bereich der me-
dizinischen Rehabilitation festzustellen. 
Rehabilitationseinrichtungen fungieren zu-
künftig selbst als wichtiger Arbeitgeber und 
sichern gleichzeitig, durch ihre Aufgabe des 
Erhalts der Erwerbsfähigkeit, Fachkräfte für 
andere Wirtschaftsbereiche. Daher gilt es in 
Zukunft eine qualitativ hochwertige Versor-
gung sicherzustellen und dafür ausreichend 
Fachkräfte zu akquirieren.

Univ.-Prof. Dr. Alexander Karmann, Lehrstuhl 
für Volkswirtschaftslehre, insbesondere Geld, 
Kredit und Währung; Gesundheitsökonomi-
sches Zentrum, TU Dresden,
Dipl.-Volkswirtin Daniela Wolf, 
Absolventin der TU Dresden
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Zum 16. Mal prämiert das Statistische Bun-
desamt im Jahr 2014 herausragende wissen-
schaftliche Arbeiten mit dem Gerhard-Fürst-
Preis. Ausgezeichnet werden Arbeiten in den 
Kategorien „Dissertationen“ und „Master- 
und Bachelorarbeiten“ (einschließlich Dip-
lom- und Magisterarbeiten), die ein theore-
tisches Thema mit einem engen Bezug zum 
Aufgabenspektrum der amtlichen Statistik 
behandeln oder empirische Fragestellungen 
unter intensiver Nutzung von Daten der amt-
lichen Statistik untersuchen. 
Mit der jährlichen Auslobung des Preises 
möchte das Statistische Bundesamt die Be-
schäftigung mit Fragen der amtlichen Sta-
tistik im Rahmen der Hochschulausbildung 
fördern und die Zusammenarbeit zwischen 
Wissenschaft und amtlicher Statistik weiter 
intensivieren. Zugleich soll der Preis junge 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler 
ermutigen, das vielfältige Datenangebot der 
amtlichen Statistik für ihre empirischen For-
schungen ausgiebig zu nutzen. 
Der Preis wurde nach dem ersten Präsi-
denten des Statistischen Bundesamtes und 
langjährigen Vorsitzenden der Deutschen 
Statistischen Gesellschaft benannt, der die 
noch heute bestehende organisatorische und 
rechtliche Struktur der amtlichen Statistik in 
Deutschland nach 1945 mit ihren zentralen 
Eckpfeilern der fachlichen Konzentration und 
der wissenschaftlichen Unabhängigkeit ganz 
wesentlich geprägt hat. 
Die Auszeichnung ist in der Kategorie „Dis-
sertationen“ mit 5 000 €, in der Kategorie 
„Master- und Bachelorarbeiten“ mit 2 500 € 
dotiert.
Das Statistische Bundesamt verleiht sei-
nen Wissenschaftspreis auf Empfehlung 
eines unabhängigen Gutachtergremiums. 
Den äußeren Rahmen der 15. Verleihung 
des Gerhard-Fürst-Preises im Jahr 2013 bil-
dete das 22. Wissenschaftliche Kolloquium 
zum Thema „Armutsmessung“, welches das 
Statistische Bundesamt zusammen mit der 
Deutschen Statistischen Gesellschaft am 21. 
und 22. November 2013 in Wiesbaden ver-
anstaltete. 
Die Preisträger werden über ihre Arbeiten 
einen Artikel in der monatlich erscheinenden 
Zeitschrift des Statistischen Bundesamtes 
„Wirtschaft und Statistik“ veröffentlichen.
Vorschläge für den Gerhard-Fürst-Preis 2014 
können ausschließlich von den betreuenden 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern 

eingereicht werden. Im Auswahlverfahren 
werden deutsch- oder englischsprachige 
Arbeiten berücksichtigt, die zwischen dem 
1. Januar 2012 und dem 31. März 2014 min-
destens mit der Note „gut“ resp. „magna cum 
laude“ abschließend bewertet worden sind.
Einzureichen sind neben der vorgeschlage-
nen Arbeit u. a. eine kurze Begründung der/
des vorschlagenden Wissenschaftlerin/Wis-
senschaftlers zur Preiswürdigkeit, Kopien der 
Erst- und ggf. Zweitgutachten, mit denen die 
Arbeit abschließend bewertet wurde, eine 
Kurzfassung der Arbeit, ein Lebenslauf der 
Verfasserin/des Verfassers und eine schriftli-
che Erklärung zur Einreichung einer Disserta-
tion bzw. Abschlussarbeit. 
Die vorgeschlagene Arbeit ist dreifach und 
die übrigen Unterlagen sind in siebenfacher 
Ausfertigung einzureichen. Darüber hinaus 
sind Arbeit und Kurzfassung zusätzlich als 
MS-Word oder PDF-Datei auf einer CD-ROM 
zur Verfügung zu stellen. 
Die Unterlagen sind an folgende Adresse zu 
senden:

Statistisches Bundesamt
Institut für Forschung und Entwicklung in 
der Bundesstatistik
A 10.130
Gustav-Stresemann-Ring 11
65189 Wiesbaden

Nähere Informationen über den Gerhard-
Fürst-Preis erhalten Sie im Internetangebot 
des Statistischen Bundesamtes unter www.
destatis.de/gerhard_fuerst_preis. Dort fi n-
den Sie einen Bewerbungsbogen und weitere 
Details zur Auslobung und den Teilnahmebe-
dingungen für den Gerhard-Fürst-Preis 2014, 
dessen Einreichungsfrist am 31. März 2014 
endet.
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Erwerbstätigenzahl überschreitet Zwei-
Millionen-Grenze
Über zwei Millionen Erwerbstätige hatten 
im dritten Quartal des Jahres 2013 ihren Ar-
beitsplatz im Freistaat Sachsen. Das war seit 
dem Jahr 1996 (Jahresdurchschnitt reichlich 
zwei Millionen Erwerbstätige) der höchste 
Stand in einem Quartal. 
Gegenüber dem dritten Quartal 2012 stieg 
die Erwerbstätigenzahl um reichlich 10 700 
Personen bzw. 0,5 Prozent. Hauptsächlich 
erhöhte sich die Zahl der Arbeitnehmer ohne 
marginal Beschäftigte. Die Entwicklung der 
Erwerbstätigenzahl insgesamt war in den 
einzelnen Branchen unterschiedlich. Der 
Dienstleistungsbereich trug mit dem höchs-
ten Zuwachs maßgeblich zu dem aktuellen 
Anstieg bei. Hier verzeichnete speziell der Be-
reich Öffentliche und sonstige Dienstleister, 
Erziehung und Gesundheit einen Zuwachs 
um fast 4 800 Personen, wobei sich vor allem 
die Erwerbstätigenzahl im Gesundheits- und 
Sozialwesen erhöhte. Auch im Bereich Han-
del, Verkehr, Gastgewerbe, Information und 
Kommunikation stieg die Zahl der Arbeits-
plätze um reichlich 4 000 Personen. Betrach-
tet man das Produzierende Gewerbe, so ist 
hier der höchste Zugang an Arbeitsplätzen 
im Baugewerbe mit fast 1 500 Personen 
festzustellen. Einen Rückgang an Erwerbstä-
tigen gab es dagegen nur im Bereich Land- 
und Forstwirtschaft, Fischerei mit reichlich 
1 100 Personen.

Schülerzahlen in Sachsen steigen weiter
Im Schuljahr 2013/14 lernen in Sachsen 
335 866 Schülerinnen und Schüler an 1 474 
allgemeinbildenden Schulen in öffentli-
cher und in freier Trägerschaft. Damit stieg 
die Schülerzahl an den allgemeinbildenden 
Schulen um 7 835 bzw. 2,4 Prozent im Ver-
gleich zum Vorjahr weiter an.
An den 1 279 öffentlichen allgemeinbilden-
den Schulen lernen 90,6 Prozent (304 355) 
aller Schüler. 9,4 Prozent (31 511) der Schüler 
werden an den 195 Schulen in freier Träger-
schaft unterrichtet. Im Vorjahr betrug dieser 
Anteil 9,0 Prozent. In diesem Schuljahr wer-
den 126 464 Schüler an den 824 Grundschu-
len und 97 486 an den 336 Mittelschulen 
unterrichtet. 91 801 Gymnasiasten an den 
153 Gymnasien des Freistaates wollen die 
allgemeine Hochschulreife erwerben. Die 156 
allgemeinbildenden Förderschulen verzeich-
nen 18 551 Schüler und die 5 Freien Waldorf-
schulen 1 564. 
An den Grundschulen lernen 2 229 mehr 
Schüler als im Vorjahr, das ist ein Anstieg von 

1,8 Prozent. Um über 3 Prozent stieg die Zahl 
der Schüler an den sächsischen Mittel-bzw. 
Oberschulen (3,1 Prozent bzw. 2 950 Schü-
ler) und an den Gymnasien (3,4 Prozent bzw. 
2 983 Schüler) an. An den Freien Waldorf-
schulen werden 70 Schülerinnen und Schüler 
(4,7 Prozent) mehr als 2012/13 unterrichtet. 
Zurückgegangen ist dagegen die Schülerzahl 
an den allgemeinbildenden Förderschulen 
(um 397 Schüler bzw. 2,1 Prozent).
Ende August 2013 begannen 33 008 Abc-
Schützen ihre Schullaufbahn, das sind 3,4 
Prozent mehr als im Vorjahr. Bundesweit 
wurden 0,2 Prozent mehr Schulanfänger ver-
zeichnet.

2 427 mehr Schulentlassene an allge-
meinbildenden Schulen in Sachsen
25 106 Absolventen und Abgänger verlie-
ßen 2013 die allgemeinbildenden Schulen in 
Sachsen. Damit stieg die Zahl der Schulent-
lassenen im Vergleich zum Vorjahr um 2 427 
bzw. fast 11 Prozent an. Mit 51 Prozent hat 
über die Hälfte der Absolventen/Abgänger 
(12 885) den Realschulabschluss erworben. 
7 079 Absolventen, das sind 28 Prozent, er-
reichten die allgemeine Hochschulreife. Mit 
dem Hauptschulabschluss bzw. dem quali-
fi zierenden Hauptschulabschluss beendeten 
wie im Vorjahr 10 Prozent (2 543) die Schule. 
Die restlichen 2 599 Schüler verließen die all-
gemeinbildende Schule ohne Hauptschulab-
schluss. Darunter beendeten über 71 Prozent 
(1 851) eine allgemeinbildende Förderschule, 
von denen 1 177 ein Abschlusszeugnis im 
Förderschwerpunkt Lernen und 298 ein Ab-
schlusszeugnis im Förderschwerpunkt geisti-
ge Entwicklung erhielten. Ein Abgangszeug-
nis wurde 1 124 Schülern ausgestellt. 
An den allgemeinbildenden Schulen stieg die 
Zahl der Absolventen/Abgänger bei allen Ab-
schlussarten im Vergleich zum Vorjahr an. So 
haben 2013 insgesamt 1 300 Schüler mehr als 
2012 die Schule mit dem Realschulabschluss, 
620 mit der allgemeinen Hochschulreife, 196 
mit dem Hauptschulabschluss und 311 ohne 
Hauptschulabschluss abgeschlossen.

Verfügbares Einkommen in den Landkrei-
sen Leipzig und Meißen am höchsten 
Das Verfügbare Einkommen je Einwohner in 
Sachsen betrug 2011 insgesamt 17 227 € und 
damit 2,3 Prozent bzw. 385 € mehr als im 
Vorjahr. An der Spitze aller sächsischen Kreise 
lagen die Pro-Kopf-Einkommen in den Land-
kreisen Leipzig und Meißen mit jeweils rund 
18 000 €. Die niedrigsten Verfügbaren Ein-
kommen je Einwohner wurden mit 15 925 € 

in der Stadt Leipzig bzw. mit 16 284 € im 
Landkreis Görlitz erzielt. Im Vergleich zu 
2010 wurde in allen Kreisen ein Zuwachs 
festgestellt, der sich in einer Spanne von 0,4 
Prozent in der Stadt Leipzig bis zu 3,4 Pro-
zent Anstieg im Erzgebirgskreis bewegte. Im 
längerfristigen Vergleich seit dem Jahr 2000 
stieg das Pro-Kopf-Einkommen in Sachsen 
um reichlich ein Viertel. Auch hier wiesen 
die sächsischen Kreise sehr unterschiedliche 
Wachstumsraten auf, die von 15,9 Prozent 
in der Stadt Dresden bis zu 32,6 Prozent im 
Landkreis Meißen reichten. Gemessen am 
Bundesdurchschnitt betrug das Verfügbare 
Pro-Kopf-Einkommen im Jahr 2011 in Sach-
sen 86,4 Prozent. Das Verfügbare Einkommen 
je Einwohner kann für Konsum- und Spar-
zwecke verwendet werden. Verglichen mit 
den am jeweiligen Arbeitsort erzielten Brut-
tolöhnen und –gehältern zeigt sich, dass 
die in den Kreisfreien Städten erreichten 
Verdienste der Arbeitnehmer - durch den 
Transfer des Einkommens der Pendler - auch 
den Umlandkreisen zugutekommen. Insge-
samt umfasste das Verfügbare Einkommen 
in Sachsen 2011 ein Volumen von 71,3 Mil-
liarden € und damit 1,9 Prozent mehr als im 
Vorjahr sowie 17,1 Prozent mehr als im Jahr 
2000. Der Anteil Sachsens am bundesdeut-
schen Wert lag bei 4,4 Prozent. Alle Ergebnis-
se ab 1995 wurden im Rahmen der Revision 
2011 überarbeitet und werden als vergleich-
bare Zeitreihen neu angeboten.

Zahl der Insolvenzverfahren in Sachsen 
deutlich gesunken
Die Zahl der Insolvenzverfahren sank in 
den ersten drei Quartalen 2013 in Sachsen 
gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 5,4 
Prozent. Von den insgesamt 5 214 Insolvenz-
verfahren betrafen 960 Verfahren Unterneh-
men und 4 254 Verfahren übrige Schuldner. 
Dazu zählen natürliche Personen als Gesell-
schafter u. Ä., ehemals selbstständig Tätige, 
Verbraucher und Nachlässe. Bei den Unter-
nehmensinsolvenzen wurde sogar ein Rück-
gang um fast 10 Prozent und bei den übrigen 
Schuldnern um reichlich 4 Prozent verzeich-
net.
Im Zeitraum vom 1. Januar bis 30. Septem-
ber 2013 verringerten sich in Sachsen die 
von den Gläubigern angemeldeten Forderun-
gen um rund 3 Prozent auf 960,7 Millionen 
€. Die durchschnittlichen Forderungen je 
Verfahren an Unternehmen betrugen reich-
lich 626 000 € und je Verfahren der übrigen 
Schuldner gut 84 000 €. Die Eröffnungs-
quote aller Insolvenzverfahren lag wie im 
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Vorjahreszeitraum bei 88 Prozent (4 579 Ver-
fahren). Bei knapp 22 Prozent der Unterneh-
mensinsolvenzen (208 Verfahren) reichte die 
Insolvenzmasse nicht aus, um die Kosten des 
Verfahrens zu decken. Diese wurden mangels 
Masse abgewiesen.
Mehr als 50 Prozent der von Insolvenz be-
troffenen Unternehmen waren Einzelunter-
nehmen, weitere 40 Prozent Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung (GmbH).
Jedes fünfte insolvente Unternehmen war 
wieder dem Baugewerbe zuzuordnen, jedes 
sechste dem Wirtschaftsbereich Handel; In-
standhaltung und Reparatur von Kraftfahr-
zeugen.
Der Anteil der Unternehmen mit mehr als 
acht Jahren wirtschaftlicher Tätigkeit betrug 
gut 45 Prozent. Fast 30 Prozent der insolven-
ten Unternehmen war bis drei Jahre alt.

Zum Tag des Bodens am 5. Dezember
Der Internationale Tag des Bodens fi ndet 
jährlich am 5. Dezember statt. Ziel dieses Ak-
tionstags ist es, ein Bewusstsein für die Not-
wendigkeit des Bodenschutzes zu schaffen, 
denn weltweit gehen täglich große Mengen 
wertvollen Bodens durch Versiegelung, Ero-
sion oder Kontaminationen als Naturraum 
verloren.
Die Zunahme der Siedlungs- und Verkehrs-
fläche (SuV) dient als Kernindikator für den 
Flächenverbrauch. Zwar kann die SuV nicht 
mit versiegelter Fläche gleichgesetzt wer-
den, da sie auch einen bestimmten Anteil 
unversiegelte Fläche beinhaltet. Dennoch 
lässt ihre Veränderung Rückschlüsse auf die 
Umwandlung ehemals vorrangig landwirt-
schaftlich genutzter Flächen zu Siedlungs-
zwecken zu. Während die SuV in Sachsen 
2002 noch 212 344 Hektar umfasste, hatte 
sie 2012 eine Größe von 234 650 Hektar. 
Dies bedeutet innerhalb von zehn Jahren 
einen Zuwachs um gut 10 Prozent bzw. von 
durchschnittlich rund 6 Hektar je Tag. 47 
Prozent des Anstieges entfielen allein auf 
die Erholungsflächen. 
Regional betrachtet liegt der Anteil der Sied-
lungs- und Verkehrsfl äche an der Bodenfl ä-
che in den Kreisfreien Städten Leipzig (52 
Prozent), Chemnitz (44 Prozent) und Dresden 
(41 Prozent) am höchsten. In den Landkrei-
sen reicht die Spanne des Siedlungs- und 
Verkehrsfl ächenanteils von 9 Prozent (Land-
kreise Nordsachsen und Sächsische Schweiz-
Osterzgebirge) bis 17 Prozent (Landkreis Zwi-
ckau).
Die stärksten SuV-Zuwächse in den vergan-
genen zehn Jahren wurden für die Stadt 
Chemnitz (23 Prozent bzw. 1 809 Hektar) und 
den Landkreis Leipzig (22 Prozent bzw. 3 931 
Hektar) ermittelt, der geringste für die Stadt 
Dresden (6 Prozent bzw. 808 Hektar).

Gute Weinqualität trotz schlechter Wit-
terungsbedingungen
Die Winzer im Weinanbaugebiet Sachsen 
bringen 2013 eine zwar kleine, aber qualitativ 
gute Weinernte ein. Kurz vor Abschluss der 
Ernte liegt die dritte und damit abschließen-
de Schätzung der Weinmosternte vor. Mit 
16 000 Hektolitern, das sind 33,2 Hektoliter 
je Hektar (hl/ha), liegt diese ca. 20 Prozent 
unter dem Durchschnitt der letzten zehn 
Jahre.
Das Weinjahr begann aufgrund eines langen 
Winters und eines ungewöhnlich nassen und 
kalten Frühjahrs sehr ungünstig für die Ent-
wicklung der Rebstöcke. Starke Regenfälle 
verringerten zur Blütezeit der Reben im Juni 
die Zahl der Beeren pro Traube. Der warme 
Spätsommer sorgte jedoch dafür, dass noch 
gute Qualitäten erreicht werden konnten. Die 
vergleichsweise späte Lese - Lesebeginn war 
drei Wochen später als normal - wirkte sich 
zudem sehr positiv auf die Aromaausprägung 
in den Trauben aus.
Die gute Qualität der 2013er Ernte zeigt sich 
darin, dass deutlich mehr als die Hälfte der 
Erntemenge (57 Prozent) zur Herstellung von 
Prädikatswein, der höchsten Qualitätsstufe 
des Weines, geeignet ist. Das Mostgewicht, 
Maß für den Zuckergehalt des Weines, liegt 
bei durchschnittlich 84° Oechsle, was etwa 
dem letzten Zehn-Jahres-Durchschnitt ent-
spricht.
Die Schätzung der Ernteergebnisse nach Sor-
ten fallen sehr unterschiedlich aus. Für rote 
Sorten (35,2 hl/ha) werden im Durchschnitt 
höhere Hektarerträge erwartet als für weiße 
Sorten (33,7 hl/ha). Die höchsten Hektarer-
träge werden bei der weißen Sorte Bacchus 
(55,8 hl) und der roten Sorte Dornfelder (55,2 
hl) geschätzt, die niedrigsten bei den weißen 
Sorten Traminer (16,7 hl) und Ruländer (18,8 
hl).

Zeitungen und Zeitschriften werden im-
mer häufi ger online gelesen
Mehr als 2,5 Millionen Sachsen ab einem Al-
ter von 10 Jahren nutzten im ersten Quartal 
2012 das Internet. Der Anteil der Nutzer, die 
im Internet Online-Nachrichten, -Zeitungen 
oder -Zeitschriften lasen oder herunterluden, 
betrug 62 Prozent. Im Bundesdurchschnitt 
waren es sogar 64 Prozent. Im Vergleich zu 
2007 erhöhte sich der Anteil der „Onlineleser“ 
in Sachsen um mehr als das Zweieinhalbfa-
che. Im Trend lag auch die Nutzung von 
Internet-Radio/Internet-Fernsehen. Waren es 
fünf Jahre zuvor 18 Prozent der sächsischen 
Internetanwender, die online Radio hörten 
oder fern sahen, hatte sich 2012 der Nutzer-
anteil mit 37 Prozent mehr als verdoppelt. 
Der Bundesdurchschnitt lag noch einen Pro-
zentpunkt höher.

An erster Stelle der Internetaktivitäten stand 
aber das Senden und Empfangen von E-Mails. 
Neun von zehn Anwendern nutzten dafür die 
elektronische Post. Für 88 Prozent diente das 
Netz zur Informationssuche über Waren und 
Dienstleistungen. Auch die Nutzung von Rei-
sedienstleistungen im Netz, wie z. B. die Bu-
chung von Fahrkarten, war 2012 beliebt (59 
Prozent). Jeder zweite Internetanwender (54 
Prozent) nutzte Internet- bzw. Onlineban-
king. Im Bundesdurchschnitt waren es dage-
gen 4 Prozentpunkte weniger. Der Anteil der 
Nutzer von Internet- bzw. Onlinebanking in 
der Altersgruppe der 25- bis 44-Jährigen lag 
in Sachsen bei 53 Prozent, bei den 45-Jähri-
gen und Älteren war es ein reichliches Drittel 
(37 Prozent).
Die Daten wurden im Rahmen der jährlichen 
Haushaltebefragung zu Informations- und 
Kommunikationstechnologien (IKT) 2012 er-
hoben.

Mehr Rinder, aber weniger Schweine und 
Schafe in Sachsen
In den knapp 7 300 sächsischen Rinderhal-
tungen standen Anfang November 2013 gut 
503 200 Rinder. Damit erhöhte sich der Rin-
derbestand in den vergangenen zwölf Mona-
ten um 4 500 Tiere bzw. 0,9 Prozent. 
Fast die Hälfte der Rinder sind Kühe, darunter 
größtenteils Milchkühe (188 100 Tiere). Die 
andere Hälfte gliedert sich in 139 100 Kälber 
und Jungrinder bis einschließlich ein Jahr, 
108 500 weibliche Zucht- und Nutzrinder, 
6 300 Schlachtfärsen und 20 000 männliche 
Rinder, jeweils über ein Jahr alt. Die meisten 
Rinder werden im Landkreis Mittelsachsen 
(85 400) und im Erzgebirgskreis (63 900) ge-
halten. 
Der Schweinebestand ging im Vergleich zum 
Vorjahr geringfügig um 1 400 auf 641 700 
Tiere zurück. Die Entwicklung verlief in den 
einzelnen Alters- und Nutzugsrichtun-
gen jedoch unterschiedlich. Bestandsrück-
gänge sind bei Ferkeln um 6 500 Tiere und 
Zuchtsauen um 5 400 Tiere ersichtlich. Dem-
gegenüber erhöhte sich die Zahl der Jung- 
und Mastschweine um 7 000 bzw. 4 000. 
In der sächsischen Schafhaltung setzte sich 
der seit Jahren anhaltende Bestandsrückgang 
fort. Im Vergleich zum 3. November 2012 ver-
ringerte sich der Schafbestand in den rund 
400 Schafe haltenden Betrieben mit 20 und 
mehr Schafen um gut 3 300 Tiere auf 75 500 
Schafe. 
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Zeichenerklärung

- Nichts vorhanden (genau Null)
0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten 
 besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts
... Angabe fällt später an
/ Zahlenwert nicht sicher genug
. Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten
x Tabellenfach gesperrt, weil Aussage nicht 
 sinnvoll
() Aussagewert ist eingeschränkt
p vorläufi ge Zahl
r berichtigte Zahl
s geschätzte Zahl
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